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Übersicht über verwendete Abkürzungen 

Die neben bezeichnete Abkürzung bedeutet: 

Bundesgesetzblatt 
Bundesrechnungshof 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
Geschäftsjahr 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans 
des Landes Hessen für das Rechnungsjahr 1951 
(Haushaltsgesetz 1951) vom 8, Aug. 1951 
(GVBl. S. 53) 
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans 
des Landes Hessen für das Rechnungsjahr 1952 
(Haushaltsgesetz 1952) vom 6. Juli 1952 
( G VBl. S • 1 21 ) 
Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans 
des Landes Hessen für das Rechnungsjahr 1953 
(Haushaltsgesetz 1953) vom 12. Mai 1953 
(GVBl. S. 1o9) 
Verfassung des Landes Hessen 
Einzelplan o6 Kapitel o3 (im Sinne der Grund­
sätze für die förmliche Neugestaltung des Haus­
haltsplans 1951) 
Million(en) 
Rechnungshof des Landes Hessen 
Reichshaushaltsordnung vom 31. Dez. 1922 in der 
nach § 1 StHO gültigen Fassung 
Rechnungsjahr 
Reichskassenordnung vom 6. Aug. 1927 in der Fas­
sung der Verordnung zur Änderung der Reichskas­
senordnung vom 8. Jan. 1931 
Rechnungslegungsordnung für das Reich vom 3. Ju­
li 1929 
Wirtschaftsbestimmungen für die Reichsbehörden 
vom 11, Febr. 1929 
Staatsanzeiger für das Land Hessen 
Resaisehe Staatshaushaltsordnung vom 4. Juli 1949 
(GVBl. S. 91) 
Staatshaushaltsrechnung des Landes Hessen flir 
das Rj. 1949 
Staatshaushaltsrechnung des Landes Hessen flir 
das Rj. 195o 
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StHR 1951 
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Die neben bezeichnete Abkürzung bedeutet: 

Staatshaushaltsrechnung des Landes Hessen flir 
das Rj. 1951 
Vorläufige Kassenordnung der Hassischen Finanz­
verwaltung vom 13. Jan. 1949 
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V o r w o r t 

Auf Grund des Art. 144 HV und des § 1o7 RHO in Verbindung mit 
§ 1 StHO legt der RH nach Abschluß der Prüfung der Rechnungen 
für das Rj, 1951 hiermit seine Bemerkungen und seine Denk­
schrift zur Staatshaushaltsrechnung für das Rj. 1951 nebst ei­
nem Bericht über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung von 
Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit vor. 

Die Bemerkungen betreffen lediglich Einnahmen und Ausgaben des 
Landes im Rj. 1951. Die Denkschrift dagegen erstreckt sich 
teilweise auch auf Prüfungen des RH, die mit Einnahmen und Aus­
gaben späterer Rechnungsjahre oder mit Einnahmen und Ausgaben 
des Bundes oder des Soforthilfefonds zusammenhängen, sowie auf 
Aufgaben des RH, die außerhalb der eigentlichen Rechnungsprü­
fung liegen. Sie ist damit zugleich ein Tätigkeitsbericht des 
RH. 

Der Abschluß der Prüfung der Rechnungen für das Rj. 1951 ver­
zögerte sich dadurch, daß die StHR 1951 dem RH erst am 14. Juli 
1953 zuging. Es kommt hinzu, daß der RH ebenso wie in den 
Rj. 1951 und 1952 auch im Rj. 1953 durch Aufgaben, die außer­
halb des Rahmens der eigentlichen Rechnungsprüfung liegen, stark 
belastet war. Deshalb musste die Rechnungsprüfung wiederum auf 
Grund des § 94 RHO erheblich eingeschränkt und von der Möglich­
keit, die Prüfung nach § 93 RHO auf die Vorprüfungsstellen zu 
übertragen, weitgehend Gebrauch gemacht werden. 
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A. Über die weitere Behandlung der StHR 1949 u~q 195o, 
allgemeine Stellungnahme zur StHR 1951 

I. Über die weitere Be)la~dlung der StHR 1949 und 195o 

Wegen der StHR 1949 hat der Landtag der Landesregierunß 
durch Beschluß vom 7. Mai 1953 Entlastung erteilt mit 
Ausnahme derjenigen Angelegenheiten und Beträge wegen 
deren ein Vorbehalt des RH besteht. Die Bemerkungen und 
die Denkschrift zur StHR 195o sind dem Minister der Fi­
nanzen mit Schreiben vom 31. März 1953 zur weiteren Ver­
anlassung libersandt worden. Gleichzeitig erhielten der 
Präsident des Landtags und der Vorsitzende des Haushalts­
ausschusses Abdrucke zur einstweiligen Kenntnis. Die Lan­
desregierung hat die Bemerkungen und die Denkschrift mit 
ihrer Stellungnahme dem Landtag zur Entlastungserteilung 
am 23. Sept. 1953 (siehe Landtagsdrucksache Abt. I 
Nr. 764) vorgelegt. Der Landtag hat nach vorheriger Be­
ratung im Haushaltsausschuß in seiner Sitzung vom 2. De­
zember 1953 der Landesregierung antragsgemäß Entlastung 
mit der Maßgabe erteilt, daß sich diese nicht auf Angele­
genheiten und Beträge erstreckt, wegen deren der RH Vor­
behalte gemacht hat. 

II. Allgemeine Stellungnahme zur Stlffi 1951 

Die Wirtschaftsführung des Landes im Rj. 1951 beruht auf 
dem Haushaltsgesetz 1951 und dem-darin festgestellten 
Haushaltsplan. Die in der StHR 195o nachgewiesenen Heus­
haltsreste sind, soweit das zulässig ist, den Haushaltspe­
trägen flir das Rj. 1951 hinzugerechnet, die Vorgriffe von 
ihnen vorweg abgesetzt worden. 

Der ordentliche Haushalt flir das Rj. 1951 schließt nach 
der StHR 1951 ab mit DM 
einem Überschuß der Einnahme 
liber die Ausgabe von 
Ausgaberesten am Ende des 
Rj. 1951 von 
mithin mit einem diese Ausgabe­
reste übersteigenden Überschuß 
von 

45 126 o63.62 

12 463 o6o.51 

32 663 oo3.o5 
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Übertrag: 

Aus dem Vorjahr sind - ohne 
die Ausgabereste - ungedeckt 
geblieben 
Es waren mithin am Ende des 
Rj. 1951 noch ungedeckt 

DM 
32 663 oo3.o5 

155 935 613.71 

123 272 61o.66 

§ 75 RHO war weder im Rj. 1951 noch im Rj. 1952 anzuwenden. 
Siehe § 3 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1951 und § 3 Abey. 4 
des Haushaltsgesetzes 1952. 

De~ außerordentliche Haushalt für das Rj. 1951 schließt nach 
der StHR 1951 ab mit ~ 

einem Überschuß der Einnahme 
über die Ausgabe von 
Ausgaberesten am Ende des Rj. 1951 
von 
Es waren mithin am Ende des Rj. 1951 
noch ungedeckt 

581 o99.31 

777 452.19 

196 352.88 

Einige in der StHR 1951 enthaltene Druck- und Darstellungs-
./. fehlerergeben sich aus der Anlage 1. Sie beeinflussen das 

Rechnungsergebnis nicht. Dasselbe gilt für folgende Unrich­
tigkeiten: 

a) In Abschnitt I Abs. 1 des Vorberichts werden die im Haus­
haltsplan für das Rj. 1951 ausgewiesenen fortdauernden 
Einnahmen mit 962 646 1oo.- DM, die einmaligen Einnahmen 
mit 7 563 6oo.- DM angegeben, obwohl sie nach der demcGe­
samtplan beigefügten "Zergl:Lederung ....•......... 11 

962 647 5oo.- DM und 7 562 2oo.- DM betragen. Die Fehlel;' 
wiegen sich gegenseitig auf. 

b) In Abschnitt I Abs. 5 des Vorberichts weisen die Angaben 
über das Rechnungssoll im ordentlichen Haushalt bei den 
fortdauernden Einnahmen und den einmaligen Einnahmen die 
gleichen Fehler auf. 
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c) In Abschnitt II2 des Vorberichts ist beim Gesamtabschluß 

des ordentlichen Haushalts für das Rj. 1951 angegeben, 
dd ~ 

aus dem Vorjahr ungedeckt ge­
blieben sind 
Nach Abschnitt II2 des Vorbe-
richts zur StHR 195o waren am 
Ende des Rj. 195o ungedeckt 

155 935 613.71 

159 35o 154.57 

Der Unterschied von 
betrifft die Ausgabereste 

3 414 54o.86 
am Ende des Rj. 195o, die 

entweder zu Ausgaben des Rj. 1951 geworden sind oder am 
Ende desselben Rechnungsjahres noch als Ausgabereste be­
stehen und dementsprechend im Gesamtabschluß des ordent­
lichen Haushalts für das Rj. 1951 berücksichtigt sind. 

Dies hätte durch eine entsprechende Erläuterung klarge­
stellt werden sollen. 

B. Bemerkungen zur StHR 1951 

I. Allgemeine Bemerkungen (§ 1o7 Abs. 1 Nr. 1 RHO) 

a) über die Übereinstimmung mit den Beträgen in den 
Kassenrechnungen 

Die Beträge der Haushaltseinnahmen und -ausgaben, die in 
der StHR 1951 nachgewiesen sind, stimmen mit den Beträgen 
überein, die sich aus den vom RH oder von Verwaltungsbe­
hörden (Rechnungsprüfungsämtern, Vorprüfungsstellen) be­
stimmungsgemäß geprüften Kassenrechnungen ergeben. Davon 
ist lediglich ein Fall auszunehmen, der einen Unter­
schied von nur o.36 DM betrifft und deshalb nicht weiter 
verfolgt zu werden braucht. 

b) über die ordnungsmäßige Belegung der nachgewiesenen 
Einnahmen und Ausgaben 
Nicht ordnungsmäßig belegte Einnahme- oder Ausgabebeträ­
ge sind weder bei der Vorprüfung noch bei der überlasse­
nen Prüfung noch bei der Rechnungsprüfung hervorgetreten. 
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o) zur Rechnung über die Haushaltseinnahmen und -ausgaben 
des RH 

Die Angaben in a) und b) treffen auch zu auf die Rechnung 
über die Einnahmen und Ausgaben des RH für das Rj. 1951, 
die bestimmungsgemäß vorn Präsidenten des Rechnungshofs 
(§ 88 Abs. 4 RHO) und vom Landtag (§ 1o8 Abs. 3 RHO) ge­
prüft worden ist. 

II •. Bemerkungen im Sinne von_§ 1 o7 Abs. 1 Nr. 2 RHO 
a) Sammalbemerkungen über Abweichungen vom Haushaltsplan, von 

Gesetzen usw. 
1. Fehlen von Abschlüssen der Kapitel und Einzelpläne; 

Unterlagen für die Aufstellung der Haushaltsrechnungen 

Der Haushaltsplan für das Rj. 1951 unterscheidet sich da­
durch von den Haushaltsplänen für frühere Rechnungsjahre 1 

daß er auf einem neuen Eingliederungsplan beruht. Dieser 
Eingliederungsplan, der vom Bund und den Ländern gemein­
sam ausgearbeitet wurde, ist inzwischen von allen Län­
dern und vom Bund übernommen worden. Die wesentlichen Un­
terschiede gegenüber dem bisherigen Eingliederungsplan 
(Anlage 2 zu den RWB) bestehen darin, daß die Trennung 
nach Kapiteln für die Einnahmen, die fortdauernden Ausga­
ben und die einmaligen Ausgaben weggefallsn ist und statt­
dessen fortdauernde Einnahmen, einmalige Einnahmen, fort­
dauernde Ausgaben und einmalige Ausgaben jeweils in einem 
Kapitel mit neuen fortlaufenden Titel-Nummern zusamrnenge­
faßt sind. Dadurch wurde es möglich, jedes Kapitel und 
jeden Einzelplan durch einen Vergleich der Einnahmen und 
Ausgaben abzuschließen und den Überschuß oder den Zu­
schußbedar:f des Verwaltungszweigs zu ermitteln. 

Diese Neugestaltung des Haushaltsplans macht auch eine 
entsprechende Änderung der Haushaltsrechnung erforderlich, 
da diese den Zweck der Rechnungslegung über die Ausführurg 
des Haushaltsplans nur erfüllen kann, wenn sie in jeder 
Hinsicht ein Spiegelbild des Haushaltsplans darstellt. 
Diesem Erfordernis entspricht die St!IR 1951 insoweit 
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nicht, als sie keine AbschlUsse der Kapitel und Einzel­
pläne enthält und auch die Gesamtrechnung dem neuen Ein­
gliederungsplan nicht Rechnung trägt. Schließlich sind 
auch verschiedene Zwischensummen innerhalb der Kapitel, 

die der Haushaltsplan enthält, in der Haushaltsrechnung 
nicht gebildet worden. 

Die Verhandlungen rr,i t dem Minister der Finanzen lJ.ber die 
künftige Gestaltung der Haushaltsrechnung sind noch 
nicht abgeschlossen. Es kann aber erwartet werden, daß 

hierüber zwischen diesem und dem RH eine Übereinstimmung 
erzielt werden wird. 

In diesem Zusammenhang sei auch noch darauf hingewiesen, 

daß das in Hessen bei der Aufstellung der Staatshaus­

haltsrechnung augewandte Verfahren insofern von den Be­

stimmungen der §§ 69 bis 72 RWB abweicht, als danach die 
Staatshaushaltsrechnung auf Grund der nach dem Titelbuch 

gefertigten Beiträge der Behörden zu erstellen ist, wäh­
rend sie in Hessen aus den Zentralrechnungen der Staats­

hauptkasse abgeleitet wird. Das hessische Verfahren ent­
spricht der im Reich als Kriegsvereinfachung getroffenen 

Regelung und bedeutet eine wesentliche Verwaltungsverein­
fachung, ohne daß nach Ansicht des RH im Hinblick auf die 

Genauigkeit und Zuverlässigkeit der Rechnungslegung ernst­
liche Bedenken dagegen erhoben werden können. Der RH hat 

daher auch davon abgesehen, das in Hessen geübte Verfah­
ren zu beanstanden, zumal auch der Bund und andere Län­

der ähnlich verfahren. Auf die nach § 71 Abs. 3 RWB vor­
geschriebene Erklärung, daß im abgelaufenen Rechnungsjahr 

keine weiteren Einzahlungen als nachgewiesen angenommen 
sind, kann jedoch nach Ansicht des RH nicht verzichtet 

werden. 

2. Die über- und außerplanm8ßigen Aus~aben 

Es ist auch im Rj. 1951 in verhältnismäßig vielen Fällen 
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von den Ausgabeansätzen des Haushaltsplans abgewichen wor­
den. Die Anlage I zur StHR 1951 (s.a 1 bis 0 1o9) enthält 
Einzelangaben über diese Fälle. Danach sind für etwa 64o 
Haushaltsstellen nachgewiesen: 

im ordentlichen Haushalt 
überplanmäßige Ausgaben von 
außerplanmäßige Ausgaben von 

zusammen 

im außerordentlichen Haushalt 
überplanmäßige Ausgaben von 
außerplanmäßige Ausgaben von 

insgesamt 

136 789 562.56 
36 o92 567.52 

172 882 13o.o8 

869 963.54 
47 628 8oo.--

221 38o 893.62 

Die Gesamtbeträge der über- und außerplanmäßigen Ausga­
ben im Rj. 1951 sind danach außergewöhnlich hoch, und zwar 
im ordentlichen Haushalt mehr als doppelt, im außerordent­
lichen Haushalt nahazu dreißigmal so groß wie im Rj. 195o. 
Sie machen für den ordentlichen Haushalt rd. 15 v.H. der 
Gesamtausgabe und rd. 16 v.H. des Haushaltssolls, für den 
außerordentlichen Haushalt sogar rd, 34 v.H. der Gesamt­
ausgabe und etwa 36 v.H. des Haushaltssolls aus. 

Dieses Ergebnis wird wesentlich günstiger, wenn die Beträ­
ge außer Betracht bleiben, die wegen der Übertragung von 
Einnahmen des ordentlichen Haushalts in den außerordentli­
chen Haushalt und von Einnahmen des außerordentlichen 
Haushalts Rj. 1951 in den Landesstock für Wohnungs- und 
Siedlungsbau Rj. 1952 nur rechnungsmäßig als Haushaltsaus­
gaben erscheinen und denen keine Auszahlungen aus der Lan­
qeshauptkasse zu Grunde liegen. Dies trifft beispielswei­
se zu für die über- und außerplanmäßigen Ausgaben des or­
dentlichen Haushalts bei Kap. 17o4 hinter Titel 95o, 
Kap. 17o6 Ti tel 361, Kap. 17o7 Ti tel 362 mit zusammen rd. 
18,5 Mio DM und für die außerplanmäßigen Ausgaben des aus­
serordentlichen Haushalts bei Kap. A o3o3 hinter Titel 822 
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und Kap, A o3o4 hinter Titel 823 mit zusammen rd. 
47.3 Mio DM. In anderen Fällen- z.B. bei Kapitel 17o1 
Titel 4oo und 4o1 mit zusammen rd, 67.5 Mio DM - er­
gab sich die überplanmäßige Ausgabe des ordentlichen 
Haushalts (Abführung bestimmter Teile der Einkommen­
steuer, Körperschaftsteuer und Feuerschutzsteuer an 
den Bund oder andere Länder) zwangsläufig aus erheb­
lich größeren Mehreinnahm(m. Der Nachweis dieser Ab­
führungsbeträge als überplanmäßige Ausgaben hätte sich 
erübrigt, wenn die Ausgabeansätze im Haushaltsplan mit 
einem Vermerk versehen worden wären, wonach sie um be­
stimmte v.H. - Teile der bei den entsprechenden Einnah­
metiteln anfallenden ~1ehreinnahme überschritten werden 
können. 

Auch wenn man die zwangsläufigen und die lediglich 
buchmäßigen Mehrausgaben außer Betracht läßt, sind die 
verbleibenden über- und außerplanmäßigen Ausgaben mit 
rd. 86.9 Mio DM im ordentlichen Haushalt und mit rd. 
1 .2 Mio DM im außerordentlichen Haushalt imc1er noch er­
heblich höher als die Überschreitung der Haushaltsan­
sätze im vorigen Reohnungsjahr. Diese Entwicklung läßt 
darauf schließen, daß bei der Veranschlagung der Grund­
satz der Hausbaltewahrheit noch nicht genügend beachtet 
worden ist und nicht alle erkennbaren Ausgaben mit den 
mutmaßlichen Beträgen in den Haushaltsplan eingestellt 
worden sind. So sind beispielsweise im Haushaltsplan 
keine Ausgabemittel für die Gewährung von Beihilfen an 
Minderbemittelte zur Beschaffung von Winterbedarf ein­
gestellt worden, obwohl schon seit mehreren Jahren sol­
che Beihilfen gewährt worden waren und daher auch für 
1951 mit ihrer Zahlung zu rechnen war. In anderen Fäl­
len, wie z.B. bei den Kapiteln o4o3, o4o4 1 o412, o413 A, 
o414, o436 B, o436 c, 14o5 sind die durch die Erhöhung 
der Beamten- und Angestelltenbezüge bedingten Ausgaben­
erhöhungen nicht berücksichtigt worden, obwohl bei der 
Veranschlagung der Personalausgaben der Landesverwaltung 
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diesem Umstand Rechnung getragen wurde. 

Auch hinsichtlich des bei Kap. 13o1 hinter Titel 58o 
mit rd. 27.4 Mio DM als außerplanmäßige Ausg<tbe nachge­
wiesenen Anteils Hessens an den Schuldzinsen für Aue­
gleicheforderungen verlagerter Geldinstitute und von 
Versicherungsunternehmen hätte wohl bereits im Haus­
haltsplan in gewissem Umfang Vorsorge getroffen werden 
können. Das gleiche dürfte für die überplanmäßige Ausga­
be bei Kap. 13o1 Titel 58o zutreffen. 

Zum Teil lassen Bchon die Begründungen zu den über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben darauf schließen, daß derar­
tige Mehrausgaben zu erwarten waren. 

Zu den im außerordentlichen Haushalt nachgewiesenen über­
und außerplanmäßigen Ausgaben sei noch bemerkt, daß nach 
§ 33 Abs. 2 RHO Überschreitungen in diesem Haushalt unzu­
lässig sind. Wenn der RH trotzdem davon absieht, wegen 

Verstoßes gegen diese Vorschrift eine Bemerkung aufzustel­
len, so ist dafür maßgebend, daß der außerordentliche 
Haushalt im Rj. 1951 nur z.T. als ein echter außerordent­
licher Haushalt im Sinne des § 3 Abs. 2 RHO angesehen 
werden kann. Es sind daher auch die übrigen für den aus­
serordentlichen Haushalt geltenden Bestimmungen der RHO 
auf ihn nicht ohne weiteres anwendbar, 

Der r,andtag hat die in der Anlage I zur StHR 1951 nach­
gewiesenen über- und außerplanmäßigen Ausgaben am 2o, Ja­
nuar 1954 gemäß§ 83 RHO vorbehaltlich der späteren Be­
schlußfassung über die Bemerkungen des RH genehmigt. 
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b) Einzelbemerkungen über Abweichungen vom Haushalts­
plan, Verstöße gegen Gesetze oder andere Rechtsvor­
schriften und dergl, 

für das Rj, 1951 

1. Kap. o7 41 Minister für Arbeit, Landwirtschaft und 
Wirtschaft, ordentlicher Haushalt fort­
dauernde Ausgaben I Domänenverwaltung 
- Verpachtete Domänen 

Titel 2o4 Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbau­
ten 

Das Staatsbauamt Rüdesheim hat aus Mitteln für klei­
nere Baumaßnahmen an einem Domänengebäude auch Aus­
gaben für seinen inneren Dienstbetrieb bewirkt, z.B. 
für Bücher, Schreibwaren, Geräte und Brennstoffe, 
Diese Ausgaben sind der anweisenden Stelle - Regie­
rungspräsident Wiesbaden- gegenüber als Bauleitungs­
kasten bezeichnet worden, obwohl sie in keinem Zusam­
menhang mit dem Bauvorhaben gestanden haben. Für die­
ses waren keine Bauleitungskosten veranschlagt. Sie 
hätten überdies nicht vorgesehen werden dürfen, weil 
d i e Ausgabami ttel für das Bauvorhaben weniger als 
1o ooo DM betrugen und weil es sich nicht um zuläs­
sigen Aufwand im Sinne des Erlasses des Ministers der 
Finanzen vom 28. Nov. 195o - H 1o18 Bau-IIIa/1 -
IV B 1b gehandelt hat. 

Das Verfahren verstößt mithin gegen den Grundsatz 
des § 3o Abs. 1 RHO und gegen die vorgenannten Ver­
waltungsanordnungen. 

2, Kap. o7 43 Minister für Arbeit, Landwirtschaft und 
Wirtschaft, ordentlicher Haushalt, fort­
dauernde Ausgaben I Domänenverwaltung 
- Allgemeine Einnahmen und Ausgaben 

Titel 61o Abführung an Kap. 18 o2 Titel 97 zur Dek-
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kung der Ausgaben für den Wiederaufbau von 
durch Feuer zerstörten oder beschädigten 
Gebäuden auf den Staatsdomänen 

Für die Haushaltsüberschreitung, die in der Begründung 
in Anlage I zur StHR als zwangsläufig betrachtet wird, 
scheint eine Zustimmung des Ministers der Finanzen 
nicht vorzuliegen, da hierüber Angaben nicht gemacht 
sind. 

Es dürfte mithin gegen§ 33 Abs. 1 RHO verstoßen worden 
sein. 

3, Kap. o7 52 Minister für Arbeit, Landwirtschaft und 
Wirtschaft, ordentlicher Haushalt, einmali­
ge Ausgaben I Hassische Forsteinrichtungs­
und Versuchsanstalt in Gießen 

Titel 865 Anschaffung von beamteneigenen Kraftfahrzeu­
gen, Gespannen und Fahrrädern 

Der Minister der Finanzen hat der überplanmäßigen Ausga­
be von 1 ooo DM am 18. Dez, 1951 - vgl, Anlage I zur 
StHR - unter der Bedingung zugestimmt, daß bei Kap. o7 51, 
Titel 865 der gleiche Betrag in Abgang zu stellen ist. 

Eine entsprechende Kürzung ist bei diesem Haushaltsbetrag 
jedoch nicht vorgenommen worden, Die dort veranschlagten 
Mittel wurden vielmehr dadurch vollständig beansprucht, 
daß ein verbliebener Ausgaberest von 1 ooo DM, statt ihn 
abzusetzen, auf das Rj. 1952 übertragen wurde. 

Da die Bedingung, an die die Zustimmung des Ministers der 
Finanzen geknüpft war, nicht erfüllt wurde, fehlt die 
nach § 33 Abs. 1 RHO erforderliche Zustimmung des Mini­
sters der Finanzen. 

4, Kap. o7 7o Minister für Arbeit, Landwirtschaft und 
Wirtschaft I Straßenbauverwaltung Darmstadt 
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(Vorschüsse bei StraJ3enbaumaiJnahmen im 
Rahmen des Sofortprogramms) 

Der Minister der Finanzen stellte durch Schreiben vom 
9. Febr. 1952 dem Minister für Arbeit, Landwirtschaft 
und Wirtschaft Haushaltsmittel von 1oo ooo DM als Vor­
griff auf Haushaltsausgaben zur Verfügung, die im Rj. 
1952 bei Kap. o7 7o Titel 954 - Baumaßnahmen im So­
fortprogramm - erstmalig veranschlagt werden sollten. 
Eine Bereitstellung von Mitteln im Wege des ''Vorgriffs" 
ist nach §§ 3o Abs. 3, 73 Abs. 1 RHO und § 2 Abs. 1 
Nr. 23 RYIB nur möglich, wenn die im Haushaltsplan für 
ein Rechnungsjahr ausgebrachten übertragbaren Ausgabe­
mittel überschritten worden sind und im Haushaltsplan 
des nächsten Rechnungsjahres für den gleichen Zweck 
Ausgabemittel vorgesehen werden sollen, von denen der 
Vorgriffsbetrag vorweg abgesetzt werden kann. Diese 
Voraussetzungen waren hier nicht gegeben, weil im 
Haushaltsplan für das Rj. 1951 Ausgabemittel für Bau­
maßnahmen im Sofortprogramm nicht ausgebracht und so­
mit übertragbare Ausgabemittel nicht vorhanden waren. 
Der Betrag hätte daher als außerplanmäßige Ausgabe be­
handelt werden müssen. 

Der Minister für Arbeit, Landwirtschaft und Wirtschaft 
übertrug die ihm als Vorgriff zur Verfügung gestellten 
Haushaltsmittel weiter an den Regierungspräsidenten 
Darmstadt für die folgenden Straßenbausofortmaßnahmen: 

a) Landstraße I. Ordnung 3119 Hirschhorn-Beerfelden 
mit 65 ooo DM 

b) Landstraße I. Ordnung 3o73 Ober-Ofleiden-Nieder­
Ofleiden und Elpenrod-Nieder.-Gemünden mit 35 ooo DM 

mit der Anordnung, daß die Ausgaben für diese Baumaßnah­
men im Rj. 1951 als Vorschüsse zu buchen und bei Beginn 
des Rj. 1952 auf Kap. o7 7o Titel 954 - Baumaßnahmen 
im Sofortprogramm - umzubuchen seien, Die Straßenbauver­

waltung Darmstadt hat demgemäß für die Landstraße I. Ord-
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nung 3119 Hirschhorn-Beerfelden 9 99o.5o DM und für die 
Landstraße I. Ordnung 3o73 Ober-Ofleiden - Nieder-Cflei­
den und Elpenrod - Nieder-Gemünden 2o ooo DM, insgesamt 
29 99o.5o DM im Rj. 1951 als VorschUsse nachgewiesen 
und im Rj. 1952 zu Lasten von Kap. o7 7o Titel 954 
- Baumaßnahmen im Sofortprogramm -· abgewickelt. 

Es ist somit gegen die §§ 27, 3o Abs, 3, 68 Abs. 1 und 
73 Abs. 1 RHO verstoßen worden. 

5. Kap. 17 o2 Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, fortdau~rnde Ausgaben I Allgemei­
ne Bewilligungen 

Titel 312 Zur Verfügung der Landesregierung zu allse~ 
meinen Zwecken, für die andere planmäßige 
Mittel nicht vorhanden sind (z.v.) 

Am 17, und 18. Dez. 1951 wurden insgesamt 475 DM als 
einmalige Sonderzuweisung (Weihnaohtszuwendung) des Mi­
nisters des Innern an Bedienstete des Innenministeriums, 
die nach der Verg.Gr. TO.A IX oder der TO.B abgefunden 
werden, gezahlt, 

Die Zahlungen verstießen gegen den § 38 RHO und den 
Grundsatz der gleichmäßigen Behandlung t;~ller Si;aatsbe­
diensteten. Der RH sieht davqn ab, die Angelegenheit 
weiter zu verfolgen, da auf Grund der bisherigen Bean~ 
s~andungen sichergestellt erscheint, daß künftig bei der 
Bewirtschaftung von Verfügungsmitteln der§ 38 RHO be­
achtet wird. 

6, Kap. 17 o3 Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, fortdauernde Ausgaben I Zuweisun­
gen, Zuschüsse und Darlehen an Gemeinden • • 

Titel 417 Aufbaustock 

Die Prütung der Zuwendungen aus dem Aufbaustock an Gemein. 
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den im Regierungsbezirk Darmstadt hat ergeben, daß in 
4 Fällen statt der unmittelbaren Zahlung der Anlauf­
quote von 2o v.H. der Beihilfe an die Zuwendungsempfän­
ger jeweils die volle Beihilfe alsbald an den flir die 
Gemeinde zuständigen Landrat ausgezahlt wurde, Erst 
im Laufe des Rj. 1952 wies der Regierungspräsident die 
Landräte an, die Beihilfen an die in Betracht kommen­
den Gemeinden zur Auszahlung zu bringen. Bis dahin wa­
ren die Mittel bei den Kreiskassen verwahrt. 

Ebenso hat die Prlifung der den Gemeinden im Regierungs­
bezirk Kassel gewährten Zuwendungen aus dem Aufbau­
stock ergeben, daß in einigen Fällen die geleisteten 
Te~lzahlungen die bis dahin angefallenen Baukosten er­
heblich liberstiegen. So waren z.B. flir den Neubau einer 
Volksschule der Stadt Marburg ausweislich der Kassen­
blicher erst 158 279.3o DM ausgegeben, während aus dem 
Aufbaustock bereits 258 96o DM liberwiesen waren. 

In beiden Fällen wurde gegen den § 26 Abs. 1 RHO ver­
stoßen, wonach Haushaltsmittel nur insoweit und nicht 
eher in Anspruch genommen werden dlirfen, als sie flir 
den in Frage kommenden Zweck benötigt werden. Hinzu 
kommt, daß auch nach den maßgeblichen Verwaltungsvor­
schriften (Verwendungsrichtlinien) an die Zuwendungs­
empfänger über die Anlaufquoten in Höhe von 2o v.H. der 
zuwendungssummen hinaus Zahlungen nur nach Maßgabe des 
Baufortschritts und im Rahmen des vom Lande zu tragen­
den Kostenanteils geleistet werden dlirfen. 

7. Kap. 17 1c 

Titel 87o 

Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, einmalige Ausgaben/ Sondermaß­
nahmen zur Behebung von Kriegs- und Kriegs--· 
folgeschäden 

Neubescha:t;fung und Instandsetzung von Ge­
räten 

Bei der oben bezeichneten Haushaltsstelle sind im Rj. 
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1951 die Aufwendungen für die Erstellung einer Fern­
sprechanlage im Finanzamtsdienstgebäude Darmstadt mit 
31 766.52 DM nachgewiesen worden. Die Ausgabe wäre bei 
der f(i_r den Wiederaufbau des Finanzamtsdienstgebäudes 
Darmstadt vorgesehenen Haushaltsstelle (Kap. 18 o1 
Titel 716 Unterteil 114) nachzuweisen gewesen, da es 
sich um eine "besondere Betriebseinrichtung" handelt, 
die in den Kostenanschlag für den Wiederaufbau des 
Dienstgebäudes hätte aufgenommen werden müssen. 

Die Verausgabung bei Kap. 17 1o Titel 87o für das Rj. 
1951 stellt einen Verstoß gegen den § 43 RHO dar, wo­
nach für einen und denselben Zweck Mittel an verschie­
denen Stellen des Haushaltsplans nicht verausgabt wer­
den dürfen. 

Es handelt sich um eine verdeckte Haushaltsüberschrei­
tung, die von dem Landtag nach den §§ 33, 83 RHO 
noch zu genehmigen wäre. 

8. Kap. 17 12 Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, fortdauernde Ausgaben/ Sonstige 
Einnahmen und Ausgaben 

Titel 451 Zur Förderung der Leibesübungen und der 
Jugendpflege 

Das Kabinett hat in seiner Sitzung am 22. Mai 1951 be­
schlossen, für den Wiederaufbau des Staatstheaters Kas­
sel aus dem Ertrag der Sportwetten GmbH. 3oo ooo DM zur 
Verfügung zu stellen. Der Betrag wurde von der Staats­
hauptkasse Hessen der Staatsoberkasse Kassel im Wege des 
Buchausgleichs zugeführt. Er erscheint in den Büchern 
der Staatshauptkasse als Haushaltsausgabe und wurde, wie 
aus der Auszahlungsanordnung vom 27. Juni 1951 hervor­
geht, von der Staatsoberkasse bei den Verwahrungen ver­
einnahmt. Im Rj. 1951 ist er für den vorgesehen Zweck 
offenbar nicht mehr verwendet worden, da in der Staats-
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haushaltsrechnung 1951 für den Wiederaufbau des Staats­
theaters Kassel nur rd. 11 ooo DM als Ausgabe nachge­
wiesen sind. 

Es handelt sich um Scheinbuchungen. Der Betrag durfte 
als Haushaltsausgabe nicht nachgewiesen werden, weil 
keine Auszahlungen geleistet worden sind. Ebenso lie­
gen die Voraussetzungen des § 63 RHO nicht vor. 

Die Verwendung des von der Staatsoberkasse Kassel ver­
wahrten Betrages in Höhe von 3oo ooo DM wäre dem Rech­
nungshof noch nachzuweisen. 

9. Vorschüsse im Rahmen der Allgemeinen Finanzverwaltung 
- Epl. 17 -

Zur Abwicklung der Bewilligungen aus dem Fonds für kom­
munale Bauvorhaben Rj. 195o waren insgesamt 3 682 ooo DM 
erforderlich. Der Betrag wurde von den Staatsoberkas­
sen vorschußweise im Rj. 1951 an die Gebietskörperschaf­
ten verausgabt und erst im Rj. 1952 durch Buchung bei 
Kap. 17 o3 Titel 95o in die Rechnung über den Haushalt 
übernommen. 

Die Maßnahme ist zu beanstanden, da die Voraussetzun­
gen für eine vorschußweise Buchung fehlen (vgl. § 27 
RHO). Die Zahlungen hätten im Rj. 1951 aus Mitteln des 
Aufbaustocks (Kap. 17 o3 Titel 417) geleistet werden 
müssen. 

1o. Vorschüsse im Rahmen der Allgemeinen Finanzverwaltung 
- Epl. 17 -

Laut Auszahlungsanordnung vom 12, Dez. 1951 wurden am 
27. Dez. 1951 1 Mio DM der Deutschen Bau- und Boden­
bank AG., Niederlassung Frankfurt/Main, als Darlehen 
gezahlt und bei den Vorschüaen gebucht. Vereinbarungs­
gemäß sollte das Darlehen je zur Hälfte am 1, Jan. 1953 
und 1. Jan. 1954 zurückgezahlt werden. 
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Die Gewährung von Darlehen und Krediten zu Lasten der 
Vorschüsse ist unzulässig, da sie gegen den § 27 RHO 
verstößt. Die Zahlung hätte außerplanmäßig in der 
Haushaltsrechnung nachgewiesen werden müssen. Sie be­
darf noch der nachträglieben Genehmigung durch den 

Landtag gemäß § 83 RHO. Ein unabweisbares Badürfnis 
für die Zahlung im Sinne des § 33 RHO wird von dem 
Rechnungshof als vorliegend anerkannt. 

11. Kap. A 17 o3 Haushalt der Allgemeinen Finanzverwa.l tung, 
außerordentlicher Haushalt / Hessenplan 

Titel 95o Ausgaben für die Durchführung des Hessen­
plans 

Aus den erwähnten ~r.i tteln sind Dienstbezüge und Reise­
kosten für einen Angestellten des Landes (TO.A I) in 
Höhe von 1o 28o.5o DM und 2 7oo.35 DM gezahlt wo~·den. 

Die Zahlungen stellten einen Verstoß gegen die §§ 11 
und 36 RHO dar, wonach Dienstbezüge nur bewilligt wer­
den können, wenn der Haushaltsplan hierzu Mittel zur 

Verfügung stellt. Dies war hier nicht der Fall, ebenso·._ 
wenig war für den betreffenden Angestellten im Haus­
haltsplan eine Planstelle vorgesehen, 

Für frühere Rechnun~~hre 

12, Kap. X 8 

Rj. 195o 

Titel 32 

Haushalt des Ministers der Finanzen, or­
dentlicher Haushalt, fortdauernde Ausga­
ben /Besondere Aufwendungen 

Zur VerfUgung der Landesregierung zwecks 

Gewährung von Entschädigungen an Dienst­
stellen f(ir außergewöhnlichen Aufwand 
aus dienstlicher Veranlassung; siehe den 
Einzelvorbehalt Nr. 4 in den Bemerkungen 

zur StHR 195o 
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Auf Grund eines Kabinettsbeschlusses wurde im Rj. 195o an 

den damaligen Minister für Erziehung und Volksbildung, der 

gleichzeitig die Aufgaben des Ministers der Justiz wahrnahm, 

für die außerordentliche Inanspruchnahme, die sich für ihn 

aus der Mitvorsehung dieses Ministeriums vom 1, Nov. 1949 ab 

ergeben hat, und zwar zur Abgeltung des damit verbundenen 
außergewöhnlichen Aufwands, eine einmalige Entschidigung in 
Höhe von 4 2oo DM gezahlt. 

Diese Zahlung verstieß sowohl gegen den sinngemäß anzuwenden­
den § 38 RHO als auch gegen § 1 Abs, 3 des GesetzeB über die 

Regelung der Ministerbezüge vom 29. Jan. 1949 (GVBl. S. 9), 
wonach für den gleichen Zeitraum Amtsbezüge nur einmal zu ge­
währen sind, 

Auch mit dem Staatshaushaltsplan für das Rj. 195o war die 
Zahlung nicht vereinbar, Dort war bei Epl. VIII Kap. 1 Titel 
1 der Ausgaben ausdrücklich vermerkt: 

''Das Amtsgehalt des Ministers ist hierbei nicht veranschlagt. 
Es wird für die Dauer der Personalunion aus Epl. IV Kap. 1 

Titel 1 gezahlt.'' 

Ebensowenig war bei Epl. VIII Kap. 1 Titel 2 eine Dienstauf­

wandsentsohädigung vorgesehen. 

Die Landesregierung hat hierzu darauf hingewiesen, daß die 

Zahlung auf die damals bestehenden besonderen Verhältnisse 

zurliekzufUhren sei und daß es unbillig wäre, sie heute zurUuk-· 
zuf'ordern. 

Der Rechnungshof verschließt sich dieser Auffassung nicht und 
betrachtet die Angelegenheit als erledigt. 

IIl, J?..e_nJ_erk~ngen im_ SiE.llE:.__Yon_1_.1.<2.:L Abs_~_ . .L Nr ?-2...1Ui.Q 
a) über- und außerpla,n!lläßig_!!~J:l..!H~.a1~~Ji2 zusätzljoh naohzu~ 

weisen gewesen wären 
Einige größere Beträge, die wegen Titel- oder Jahrgangs­

verwechslung an unriohti.ger Stelle gebucht worden sind und 
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die bei richtiger Buchung zu zusätzlichen über- oder aus­
serplanmäßigen Ausgaben geführt hätten, sind in der als 

.;. Anlage 2 beigefügten Übersicht zusammengestellt. Für die­
se Ausgaben, die sich nach Spalte 4 der Übersicht auf ins­
gesamt 1 o34 6o6.52 D!V: belat1-fen, ist die Genehmigung des 
Landtags noch nicht beigebracht. Der RH erkennt für sie 
das Bestehen eines unabweisbaren Bedürfnisses an. 

b) über- und außerplanmäßige Ausgaben, die nicht als solche 
nachzuweisen gewesen wären 

Die in a) erwähnte Übersicht (= Anlage 2) läßt in Spalte 
5 auch die Beträge erkennen, die bei richtiger Buchung 
nicht als über- oder außerplanmäßige Ausgaben nachzuwei­
sen gewesen wären. Sie belaufen sich zusammen auf 
55 543.89 DM. 

C, Vorbehalte 1o7 
Au rechterhaltuns und für frühere 
Rechnungsjahre 
I. Vorbehalte für das Rj. 1951 

a) Allgemeine Vorbehalte 

Der RH stellt für das Rj. 1951 die folgenden allgemeinen 
Vorbehalte auf: 
1. wegen der Ausgaben im Rj. 1951, über die für einen 

längeren Zeitraum als ein Rechnungsjahr durch Titel­
bücher oder über die noch in anderer V/eise Rechnung 
zu legen ist; 

2. wegen der Haushaltsmittel, die im Rj. 1951 außerhalb 
der Landesverwaltung stehenden Stellen zur Erfüllung 
bestimmter Zwecke zur Verfügung gestellt worden sind 
(§ 64a RHO) und deren bestimmungsmäßige Verwendung 
vom RH noch zu prüfen ist; 

3. wegen der Einnahmen und Ausgaben im Rj. 1951, die in 
Büchern oder Rechnungen nachgewiesen werden, deren 
Prüfung nach § 93 RHO Verwaltungsbehörden (Rechnungs­
prüfungsämtern, Vorprüfungsstellen) überlassen wor­
den ist und die dah~r vom RH nur von Zeit zu Zeit ein­
gefordert werden, 
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b) Einzelvorbehalte 

Die Pri.J.fungsverfahren wegen der unten bezeichneten Haus­
haltseinnahmen und -ausgaben für das Rj. 1951, Beteili­
gungen und anderen Vermögensteile konnten noch nicht ab­
geschlossen und insoweit noch keine endgültigen Ent­
scheidungen getroffen werden. Der RH stellt deshalb die 
folgenden Einzelvorbehalte auf: 

1, Kap. 12 o1 Landespersonalamt Hessen 

alle Titel Sämtliche Einnahmen und Ausgaben 

2. Kap. 16 o1 Sonderfonds für Wiedergutmachung, Wieder­
gutmachung nach dem Entschädigungsge-
setz . . . . 

Titel 3o1 Alle allgemeinen Ausgaben 
bis 311 

3. Kap. 16 o2 Sonderfonds fUr Wiedergutmachung, Wieder-

Titel 3o1 
bis 3o4 
und 4oo 

gutmachung nach dem Sonderfondsgesetz 

Alle allgemeinen Ausgaben 

• • 

4. Kap. 17 o3 Allgemeine Finanzverwaltung; Zuweisun­

gen, ZuschUsse und Darlehen an Gemein-

Titel 41o 

Titel 417 

5. Kap. 17 o4 

Titel 219 

6. Kap. 17 o5 

alle Titel 

7. Kap. 17 12 

Titel 28 

Titel 451 

den . . . . 

Zuschüsse und Darlehen aus dem Aus­
gleichsstock • . . • 

Aufbaustock 

Allgemeine Finanzverwaltung, Allgemeine 
Staatsvermögensverwaltung 
Gerichts- und ähnliche Kosten 

Allgemeine Finanzverwaltung, Staatsbürg­
schaften und Garantien 
Sämtliche Einnahmen und Ausgaben 

Allgemeine Finanzverwaltung, Sonstige 
Einnahmen und Ausgaben 

Gewinnanteil an der Sportwatten-GmbH 
Zur Förderung der LeibeaUbungen und der 
Jugendpflege 
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8, Kap. 17 Anl. I 
o1 Allgemeine Finanzverwaltung, Haushalt 

für das Sondervermögen; ehemaliges Wehr­
machtsvermögen 

Titel 75 Erlöse aus der Veräußerung beweglichen 
Vermögens • • • • 

g, Kap. 17 Anl. I 
o6 Allgemeine Finanzverwaltung, Haushalt 

für das Sondervermögen; sonstige Einnah­
men und Ausgaben 

Titel 711 Aufwältigungs- und Vorsatzarbeiten am 
Rothenbergstollen in Kassel 

1o, Kap. A17 o3 Allgemeine Finanzverwaltung, Hessenplan 
alle Titel Sämtliche Einnahmen und Ausgaben 

11. Beteiligung des Landes an folgenden Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts: 

a) Hess. Landesbank - Girozentrale -, Darmstadt 
b) Süddeutsche Klassenlotterie, Anstalt des öffent-

lichen Rechts in München. 
Die Prüfung war noch nicht möglich, weil die dazu er­
forderlichen Unterlagen (§§ 111 und 112 RHO) noch aus­
stehen. 

12, Beteiligung des Landes an folgenden Unternehmen des 
Privatrechts: 
a) Hess. Treuhandverwaltung GmbH., Wiesbaden 
b) LRK, Registrierkassen und Feinmechanik GmbH., 

Gießen/Lahn 
c) Wiesbadener Autoverkehrs GmbH., Wiesbaden 
d) Nassauische Kleinbahn GmbH., Wiesbaden 
e) Nassauische Heimstätte GmbH., Frankfurt/Main 
f) Kur-AG Bad Homburg, Bad Hornburg v,d.H. 
g) Bauverein für Arbeiterwohnungen, Gemeinnützige AG, 

Darmstadt 
h) Rhein-Main-Donau AG. , München 
i) Verkehrs AG. Rhein-Main, Frankfurt/Main 
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Die Prüfung steht noch aus, weil die dazu erforderlichen 
Unterlagen(§§ 111 und 112 RHO) dem RH noch nicht zugegan­
gen sind. 

13. Landesbaudarlehen, die auf Grund des Kabinettsbeschlusses 
vom 31 • Juli 1951 im Gesamtbetrag von 13.88 Mio DM an die 
Bezirksfürsorgeverbände abgetreten worden sind. 

II. Aufrechterhaltung und Aufhebung von Vorbehalten für frühere 
Rechnungsjahre 

a) Aufrechterhaltung von Vorbehalten für frühere Rechnungs­
jahre 

Die Prüfungsverfahren, auf die sich die unten bezeichne­
ten, schon in den Bemerkungen zur StHR 195o enthaltenen 
Vorbehalte beziehen, konnten auch inzwischen nicht abge­
schlossen werden, Diese Vorbehalte bleiben, weil noch kei­
ne endgültigen Entscheidungen möglich waren, aufrechter­
halten: 

1. Folgende allgemeine Vorbehalte: 

a) wegen der Ausgaben in den Rj. 1949 und 195o, über 
die für einen längeren Zeitraum als ein Rechnungs­
jahr durch Titelbücher oder über die noch durch be­
sondere Bau- oder sonstige Rechnungen Rechnung zu 
legen ist; 

b) wegen der Haushaltsmittel, die in den Rj. 1949 und 
195o außerhalb der Landesverwaltung stehenden Stel­
len zur Erfüllung bestimmter Zwecke zur Verfügung 
gestellt worden sind (§ 64a RHO) und deren bestim­
mungsmäßige Verwendung vom RH noch zu prüfen ist; 

· c) wegen der Einnahmen und Ausgaben in den Rj. 1949 und 
195o, die in Büchern oder Rechnungen nachgewiesen 
werden, deren Prüfung nach § 93 RHO Verwaltungsbe­
hörden (Rechnungsprüfungsämtern, Vorprüfungsstellen) 
überlassen worden ist, und die daher vom RH nur von 
Zeit zu Zeit eingefordert werden, 
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soweit sie nicht durch zwischenzeitliche Prüfungen des RH 
erledigt worden sind; siehe Abschnitt C IIa Nr. 1 der Be­
merkungen zur StHR 195o und die allgemeinen Vorbehalte in 
Abschnitt C Ia derselben Bemerkungen. 

2. Epl. X Rj. 1949 Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, fortdauernde Ausgaben, Kap. 5 Ausgaben infolge 
der Übernahme von Bürgschaften und Garantien, Titel 1 
Ausgaben infolge Inanspruchnahme aus vom Staat übernomme­
nen Bürgschaften; siehe Abschnitt C IIa Nr. 6 der Bemer­
kungen zur Stfffi 195o. 

~· Epl. XIIb Rj. 1949 Kriegsfolgelasten, ordentlicher Haus­
halt, fortdauernde Ausgaben, Kap. 6 Schulkinderspeisung, 
Titel 31 Staatsanteil an den ungedeckten Kosten der Sohul­
kinderspeisung durch Sonderko~missionen; siehe Abschnitt 
C IIa Nr. 8 der Bemerkungen zur StHR 195o. 

4. Epl, XIV Rj. 1949 Landefilpersonalamt Hessen, ordentlicher 
Haushalt, Kap. 1 Landespersonalamt, sämtliche Einnahmen 
und Ausgaben; siehe Abschnitt C IIa Nr. 9 der Bemerkungen 
zur StHR 195o. 

5. Beteiligung des Landes an der öffentlich-rechtlichen Kör­
perschaft Hassische Landesbank - Girozentrale - Darmstadt; 
siehe Abschnitt C IIa Nr. 1o der Bemerkungen zur StHR 1~~ 

6. Epl. Ia Rj. 195o Hassisoher Landtag, ordentlicher Haus­
halt, Kap. 1 Landt:;~g, Titel 1 bis 1o Persönliche Verwal­
tungsausgaben; siehe den Einzelvorbehalt Nr. 1 in Ab­
schnitt C Ib der Bemerkungen zur StHR 195o. 

?. Epl. II Rj. 195o Minister des Innern, ordentlicher Haus­
halt, Kap. 9 Landespolizeisohulen, Titel 19 Reisekosten; 
siehe den betr. Teil des Einzelvorbehalts Nr. 2 in Ab­
schnitt C Ib der Bemerkungen zur StHR 195o. 

8. Epl. X Rj. 195o Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, Kap. 5 Sämtliche Einnahmen und Ausgaben infolge 
der Vbernahme von Bürgschaften und Garantien, Kap. 14 Ti­
tel 12 Einnahmen aus der Abwicklung des Haushalts der Be-
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satzungslasten, Kap. 12 Titel 32 Ausgaben aus der Abwicke­
lung des Haushalts der Besatzungslasten; siehe den Einzel­
vorbehalt Nr. 3 in Abschnitt C Ib der Bemerkungen zur StHR 
195o. 

9. Epl. XIIb Rj. 195o Kriegsfolgelasten, ordentlicher Haus­
halt, Kap. 6 Schulkinderspeisung, alle Titel sämtliche 
Einnahmen und Ausgaben; siehe den Einzelvorbehalt Nr. 7 in 
Abschnitt C Ib der Bemerkungen zur StHR 195o. 

1o. Epl. XIV Rj. 195o Landespersonalamt Hessen, ordentlicher 
Haushalt, Kap. 1 und 2 Landespersonalamt, DurchfUhrung 
des sog. ÜberfUhrungsgesetzes, Titel 1 bis 1o Persönliche 
Verwaltungsausgaben; siehe den Einzelvorbehalt Nr, 8 in 
Abschnitt C Ib der Bemerkungen zur StHR 195o. 

11. Beteiligung des Landes an der öffentlich-rechtlichen Kör­
perschaft Hessische Landesbank - Girozentrale - Darmstadt; 
siehe den Einzelvorbehalt Nr. 9 in Abschnitt C Ib der Be­
merkungen zur StHR 195o. 

b) Aufhebung von Vorbehalten für frUhere Rechnungsjahre 

Die folgenden in den Bemerkungen zur StHR 195o aufgestellten 
Vorbehalte werden aufgehoben, nachdem sie sich inzwischen 
durch Bemerkungen oder auf andere Weise erledigt haben: 

1. Epl. I Rj. 1949 Ministerpräsident, ordentlicher Haushalt, 
Kap. 2 Statistisches Landesamt, sämtliche Einnahmen und 
Ausgaben; siehe Abschnitt C IIa Nr. 2 der Bemerkungen zur 
StHR 195o. 

2. Epl. II Rj. 1949 Minister des Innern, ordentlicher Haus­
halt, Kap. 1, 4 und 5 Ministerium/Regierungspräsidenten/ 
Landratsämter, sämtliche Einnahmen und Ausgaben; siehe Ab­
schnitt C IIa Nr. 3 der Bemerkungen zur StHR 195o, 

3. Epl. IV Rj. 1949 Minister fü.r Kultus und Unterricht, or­
dentlicher Haushalt Kap. 1 Ministerium, sämtliche Einnahmen 
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und Ausgaben; siehe Abschnitt C IIa Nr. 4 der Bemerkun­
gen zur StHR 195o. 

4. Epl. VIII Rj. 1949 Minister der Justiz, ordentlicher Haus­

halt, fortdauernde Ausgaben, Kap. 5 Gemeinschaftliche Aus­
gaben der in den Kap. 3 und 4 aufgeführten Behörden, Ti­
tel 15 Unterhaltung der Dienstgebäude; siehe Abschnitt 
C IIa Nr. 5 der Bemerkungen zur StHR 195o. 

5. Epl. XI Rj. 1949 Versorgung und Ruhegelder, Kap. 3a, 
Staatliche Betriebskrankenkasse und Ressieche Beamtenkran­
kenkasse des früheren Landes Hessen (k.w.), alle Titel, 
sämtliche Einnahmen und Ausgaben der Ressiechen Beamten­
krankenkasse in Darmstadt; siehe Abschnitt C IIa Nr. 7 der 
Bemerkungen zur StHR 195o. 

6, Die Beteiligung des Landes an folgenden wirtschaftlichen 
Unternehmen: 

Gemeinnützige Baugenossenschaft für den Landkreis Waldeck 
eGmbH in Arolsen; 
Grifte-Gudensberger Kleinbahn und Kraftwagen AG., Gudens­
berg; 
Kleinbahn AG., Frankfurt/Main-Königstein, Frankfurt/Main 1 

Kleinbahn Kassel-Naumburg, Kassel 

siehe Abschnitt C IIa Nr. 11 der Bemerkungen zur StHR 195o. 

7, Epl. II Rj. 195o Minister des Innern, ordentlicher Haus­
halt, Kap. 4 und 5 Regierungspräsidenten/Landratsämter, al­
le Titel, sämtliche Ausgaben; Kap. 8C Wasserschutzpolizei 
Hessen, Titel 3 Gebühren und Strafen; siehe die betr. Teile 
des Einzelvorbehalts Nr. 2 in Abschnitt C Ib der Bemerkun­
gen zur StHR 195o. 

8, Epl. X Rj. 195o Allgemeine Finanzverwaltung, ordentlicher 
Haushalt, Kap. 8 Besondere Aufwendungen, Titel 32 Zur Ver­
fügung der Landesregierung zwecks Gewährung von Entschädi-
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gungen an Dienststellen für außergewöhnlichen Aufwand 
aus dienstlicher Veranlassung; siehe den Einzelvorbehalt 
Nr. 4 in Abschnitt C Ib der Bemerkungen zur StHR 195o, 

9. Anhang zu Epl. X Rj. 195o Sonderfonds für die Wiedergut­
machung, ordentlicher Haushalt, Kap. 2 und 6 Ausgaben 
für Wiedergutmachungszwecke nach dem Sonderfondsgesetz 
und nach dem Entschädigungsgesetz; siehe den Einzelvor­
behalt Nr. 5 in Abschnitt C Ib der Bemerkungen zur StHR 
195o. 

1o. Epl. XI Rj. 195o Versorgung und Ruhegelder, ordentlicher 
Haushalt, Kap. 3a Staatliche Betriebskrankenkasse und 
Hassische Beamtenkrankenkasse des früheren Landes Hessen 
(k.w.), alle Titel sämtliche Einnahmen und Ausgaben der 
Hassischen Beamtenkrankenkasse; siehe den Einzelvorbehalt 
Nr. 6 in Abschnitt C Ib der Bemerkungen zur StHR 195o. 

11. Beteiligung des Landes an folgenden wirtschaftlichen Un­
ternehmen: 

a) Gemeinnützige Baugenossenschaft für den Landkreis Wal­
deck in Waldeck, 

b) Grifte-Gudensberger Kleinbahn- und Kraftwagen-AG., Gu-
densberg, 

c) Kleinbahn-AG. Frankfurt/Main-Königstein, Frankfurt/M., 
d) Kleinbahn AG. Kassel-Naumburg, Kassel, 
e) Bad Wildungen Heilquellen-AG., Königsquelle, Bad Wil­

dungen 

siehe den Einzelvorbehalt Nr. 1o in Abschnitt C Ib der Be­
merkungen zur StHR 195o. 

Darmstadt, den 21, Januar 1954 

Rechnungshof des Landes Hessen 

gez. Dr. Ball 
gez. Dr. Esche 

gez. Hainebach 
gez, Dr. Endemann 

gez. Dr. Bausch 
gez. Wietzig 



i 
lA n 1 a a: e 1 zu den Bemerkungen des BR zur 3tHR 1951 

iü b 
JLfC.~ 

INr. 
.I , 
r;-· 

2 

3 

"(' 

!I -

Ii ) 

~ 6 
II ""'' ,, ' 
~' ~ 

I 
~ p 
~ -

0 
/ 

io 

11 

12 

13 

e r s i c h t über 
YerJuc:h.ungsstellen 
u::.d dergleichen. 
Kapitel Ti t;zl 

'~ l, unter= 

Druck- und Darstellun . .gsfeb.ler in der 
Die unrichtigen 
..:1 .. ngaben sir..d 
e~thal. ·ten 
auf in 

Die unrichtigen Sach­
Betragsangaben lauten: 

StER 
oder 

teil) Seite Spalte 
2 

o? 31 

t:·~ ~-5 .(J2 

47 03 54 
17 o4 69,204 
~7 04 3oc~82o 

17 o4 299 Uo 

)ao 
17 o4 361 

1 7 .... ;,::11"" I 46 
o2 

~ 7 .d-.:n.l., I = 

17 Anl0I 91o 
o4-

1 i Anl. II -
o2 

18 o2 216 

18 o2 217 

A 17 o3 91 
17 o6 3o7 

3 
:s 513 9 
B 549 "'lo 

' B 758/59 2-~ 1 
3 764/65 2=H 
3 ""~::: 1 6~ 2=ii u' ·;..,vj t 

B 767 12 

:s 772 2 

E 796 2 

5 799 Überschrift 
rechts eben 

:S 8o2 5 

E 814 2 

B 868 4 

B 868 4 

B 893 io 

c 95 5, 
vorletzte 
Zsile 

4 
121 )01o17 D]E 

246 1oo.88 D!~ 

Die Beträge für die Unter­
teile der Ti t-el si~;.d. ab­
weichend vom Eaushaltspl~~ 
nur bei O.em jeweils letz= 
·i;en Un tertei 1 angege Oerq für 
die übrigen Unterteile sind 
Striche eingesetzt .. 
Zu Kap.o4 Titel 299 - 3ooo 

Abführung •••• bei o6-25 
und bei 47 bis 52 
"~ .. ~~> wissenscha:f·tliche 
Unternehmen ~Q"Ql 

17 Allgemeine Finanzver­
waltung 

183 3oo.-- DM 

oge~ gem~ Kap& 91-5oo 

8 781.58 DM 

7 3i6 ,11 DM 

6 995 ooo,-- DM 
3 724 741.72 DM 

19l)1 
Die richtigen S&.ch- ode:r :Be1~ra.gs.-; 

angaben haben zu lauteng 

- -- 5 
121 3ol .. o7 DM 

241 ·,oo.88 DM 

Es hätte durch Klammern in Spo3 
ersichtlich gsmacht werder,, sol= 
len, daB die Beträge auf alle 
jewe:ils ba·tz- .. Unterteile ent= 
fallen@ :OiZJ Striche hätten sich 
alsdann erübrigt~ 

Zu Kap~ 04 Titel 299 und 3oo 

Abflli~Tung oo .. ~ bei o6 25 bis 52 

.. ~ *" wirtschaf·tliche Unterneh-
men "'""'~ 
Anlage I - Sondervermögen 

188 3oo.-- DM 

o~~o gem~ Kap~~> o1-5oo 

minus 8 781.58 DM 

minus 7 )16.11 DM 

6 955 ooo.=- DM 

3 734 741.72 DM 



~A--n---la __ g __ e--~2----zu---d-e-n--~B~em~e~r-k~u-n_g_e~n·~d~~--~r·---~-,t-H~R---1-9_5_1 _________ ___ 

IJ b e r s i c h _i über Titelverwechslungen, Buchungen irn unrichtigen 
Rechnungsjahr ( § 1 o7 Abs. 3 RHO) und über in der Gesamh·echnnngslegung 
unrichtig nachgewiesene Beträge, die bei Prüfung der StUR 1951 festge­
stellt worden sind und den Gesamthe'&rag der über- und außerplanmäßigen 
Ausgaben beeinflussen 
Lfd, Betrag der un­
Nr, richtig gebuch­

ten 
a) Einnahme 
b) Ausgabe 

DM 
1 2 

Der Betrag· in SpaHe 2 
a) ist___unri.chi;ig gebucht_ 

bei 
Kap. Titel 

b) )lätte ~~l)_t_ werden 
!"Üssen bei 
Kap. 

3 

Titel 

Abschni t'G 1 - Ti telverweohsl\mgen 

Die Beträge der über-undi 
außerplanmäßigen Ausgaben 
wären bei richtiger Bu­
chung der Beträge zu Sp,3 
Buchst. a) 
größer kleiner ... 
als die in der StHR nach-
gewiesenen Beträgo 
um DM um DM 

4 5 

1 bjl 1 ooo ooo,-- a) Den Vorschüssen im Rahmen 
der Allgemeinen Finanzver­
waltung ~ Epl. 17 -

2 b) 

a) 

4 a) 

5 a) 

6 b) 

7 b) 

8 a) 

9 b) 

1o 

Abschnitt 
11 b) 

12 b) 

13 b) 

14 b) 

b 17 o3 46o 1 ooo ooo,--
31 766.52 a 17 1o 87o 

b 18 o·l 716 U 114 
9 549,98 a 17 o4 7o 

b 18 o5 7o 
3 666,13 a 17 o4 7o 

b 18 o5 7o 
2 785.5o a 17 o4 7o 

b 17 o4 75 
1 1)o.-- a 17 o2 1o7 -

b 17 o2 155 1 '13o.--
1 71o.-- a 17 o2 155 -

b 1'1 o2 1o7 1 71o.--
1o9 7o6.74 a 17 Anl.I o2 69 -

b 17 Anl.I o5 9o -
33 ooo.-- a 17 Anl,I o1 3oo -
8 293,43 a 17 Anl,I o1 3o1 -
6 5oo.-- a 17 Anl,I o2 )oo -
2 5oo,-- a 17 Anl,I o2 )o1 

5o 293,43x)b o6 o4 Ba 
--

565 312.5o a 18 o5 hinter Titel 7o -
b 18 o5 7o -
u, 17 04 45 -

2 - BuchungELn im unrichj;igen R.h 
4 6'(6,24- a) o3 o1 Rj. 1951 2oo 

b) II1 Rj, 1950 11 
1 748,25 a~ o3 o1 Rj. 1951 2o1 

b II1 Rj, 195o 12 
19 679,o4 a o3 o1 Rj. 1951 2o3 

21 119.45 a o) o1 Rj, 1951 2o6 
b~ II1 Rj. 195o 14 

b II1 Rj, 195o 16 

Summe: 1 o34 6o6,52 

x) ~ Summe der Beträge bei b) 

-
7 229.16 

-------
1 1)o,--

-
1 71o,--

-
--------
--

4 676.24 
---

19 6'79.o4 
-

21 119.45 -
55 543.89 



1 

Rechnungshof des 
Landes Hessen 

Denkschri.l.._.] 

über die hauptsächlichsten Ergebnisse 
der Prüfung der Rechnungen des Landes Hessen 

für das Rechnungsjahr 1951 

- § 1 StHO in Verbindung mit § 1o7 Abs.6 RHO -



- 2 -

Inhaltsübersicht 

Seite 

A. Allgejlleiger Teil 5 

I. Die Entwicklung der I,andesfinanzen im R~. 1951 5 
II. Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen 

bei den hessischen Ministerien und bei nachge-
ordneten Behörden 8 

III. Hochbaumaßnahmen in allen Zweigen der Landes-
verwaltung - Epl. 18 und A 18 - 18 

IV. Einnahmen aus Grundstücken sowie von Miet-, 
Dienst- und Werkwohnungen aller Verwaltungs-
zweige 2o 

V. Benutzung von Kraftfahrzeugen bei Dienstreisen 2o 
VI. Verstöße gegen das Bruttoprinzip 22 

B. Jiesonß.erer Teil, ordentlicher Haushalt 24 

I. Haushalt des Ministerpräsidenten - Epl, o2 - 24 

1. Organisations- und Wirtschaftlichkeitsp;oilfung 
beim Statistischen Landesamt (Kap. o3) 24 

2. Ergebnisse der Rechnungsprüfung beim Sta~ 
tistischen Landesamt (Kap. o3) 25 

II. Haushalt des Ministers des Innern - Epl. o3 - 26 
1. Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfung 

beim Ministerium (Kap. o1) 26 
2, Umzugskostenvergü-tung 28 
3. Volks- und Jugendwohlfahrt (Kap. 21) 28 

III. Haushalt des Ministers für Erziehung und 
Volksbildung - Epl. o4 - 3o 
1. Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfung 

beim Ministerium (Kap. o1) 3o 
2, Hassische Staatstheater (Kap. 36 und 36 A bis 

36 0) 35 
3. Studentenwerke (Kap. 12 u.a.) 38 

IV, Haushalt des Ministers der Justiz - Epl. o5 - 4o 
1. Personalausgaben der Justizverwaltung 

(Kap. o1 und o3 bis o7) 4o 
2, Verwendung technischer Hilfsmittel in der 

Justizverwaltung 42 

V. Haushalt des Ministers der Finanzen - Epl. o6 - 43 
1. Staatsbauverwaltung und Besatzungsbaudienst-

stellen (Kap. o8 und 15 o8) 43 
2. Verwaltung der staatlichen Bäder und Mine-

ralbrunnen (Kap. o9) 45 
3, Landesbeschaffungsstelle Hessen (Kap. 11) 52 



VI. Haushalt d<os Ministers für Arbeit, Landwirt­
schaft und Wirtschaft - Epl. o? -
1. Organisations- und Wirtschaftlichkeits-

prüfung beim Ministerium (Kap. o1) 
2. Allgemeine Bewilligungen (Kap. o2) 
3. Akademie der Arbeit (Kap. 15) 
4, Landesernährungsamt Hessen in Frankfurt/M. 

(Kap. 21) 
5. Förderunß der Landwirtschaft im allgemeinen 

(Kap. 29) 
6. Domänenverwaltung- Selbstbewirtschaftete 

Domänen - (Kap. 38) 
7, Domänenverwaltung-Staatsweingüter- (Kap.39) 
8. Bezirksforstämter und Forstämter (Kap. 51) 

SeitEj! 

57 

57 
58 
59 

59 

61 

63 
64 
65 

VII, Haushalt der Landesschuld - Epl. 13 - 68 
1. Entwicklung des Schuldenstandes in den Rjn. 

195o, 1951 und 1952 68 
2. Fortgang des Bestätigungsverfahrens für Aus-

gleichsforderungen 74 

VIII, Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltung 75 
- Epl, 17 = 

1. Verwaltung der Landessteuern durch die Ober­
finanzdirektion, die Finanzämter und Haupt-
zollämter (Kap. o1) 75 

2. Allgemeine Staatsvermögensverwaltung (Kap,o4) 83 
3, Staatsbürgschaften und Garantien (Kap. o5) 88 

ab) Bürgschaftsausfälle 
) Schwerpunktprogramm Nordhessen im Rahmen 

des Arbeitsbeschaffungsprogramms der Bun­
desregierung 195o 

88 

95 
c) Abwicklungskonto über das Aufkommen aus 

Umstellungsgrundschulden (Kap,o7) und 
Treuhandvermögen aus dem Aufkommen aus 
Umstellungsgrundschulden (Anl.II zum Epl.17) 98 

d) Gewinnanteil an der Sportwatten-GmbH und 
hieraus zu gewährende Zuwendungen zur För­
derung der Leibesübungen und der Jugend­
pflege (Kap.12 '!Ji ·tel 28 und 451) 

IX, Vorschüsse im Rahmen der Allgemeinen Finanz-

1o1 

verwaltung 1o5 
1. Abwicklung des IRSO-Abkommens 1o5 
2, Abwicklung des bizonalen Bauprogramms 1o9 



I. Haushal-t des Ministers des Innern, Förderung 
des sozialen Wohnungs- und Siedlungsbaues 

Sei i;e 

115 

- Epl. A o3 - 115 
1. Landesbaudarlehen 115 
2. Baudarlehen aus Haushaltsmitteln des Landes 

auf Grund der Sonderaktion nach dem Landtags-
beschluß vom 6 .April 1949 121 

II. Haushal-t der Allgemeinen Finanzverwal-tung, 
Hessenplan - Epl. A 17 - 123 

D. ;g_esonderer Teil L Ausgabe!). des Bundes und anderer 
Körperschaften des öffentlichen Rechts 13o 

Außerdem: 
Berich-t über die wesentlichen Ergebnisse der Prüfung 
von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit, 
Gj, 195o und 1951. 



- 5 -

A. Allgemeiner Teil 

I. Die Entwicklung der Landesfinanzen im R.j. 1951 

Bei der Betrachtung der Haushaltsführung des Landes Hes­
sen im Rj. 1951 ist vor allem bemerkenswert, dass die 
StHR 1951 erstmalig seit der Währungsumstellung mit einem 
echten Überschuß abschließt, Im DM-Abschnitt des Rj. 1948 
war zwar ebenfalls ein geringer Überschuß verblieben. Es 
handelte sich dabei jedoch nicht um einen echten Wirt­
schaftsertrag, sondern um den nicht verbrauchten Teil der 
dem Land zugeflossenen Erstausstattung nach § 15 des Wäh­
rungsgesetzes. Die Rje. 1949 und 195o zeigten eine stark 
defizitäre Entwicklung, so dass am Ende des Rj, 195o im 
ordentlichen Haushalt ein ungedeckter Fehlbetrag von rd, 
159,3 Mio DM verblieben war. 

Auch bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rj,1951 
wurde die Entwicklung noch ungünstig beurteilt, Dieser am 
8,August 1951 vom Landtag festgestellte Haushaltsplan 
schloß, obwohl in ihm keine Ausgaben zur Deckung von Fehl­
beträgen früherer Rechnungsjahre vorgesehen waren, mit 
einem Fehlbetrag im ordentlichen Haushalt von rd. 95,1 Mio 
DM ab, Der in der StHR 1951 ausgewiesene Überschuß von 
32,6 Mio DM bedeutet mithin gegenüber dem Haushaltsansatz 
eine Verbesserung von 127,7 Mio DM. zu diesem günstigen 
Ergebnis hat einesteils die Entlastung beigetragen, die 
das Land in Verfolg der Überleitungsgesetzgebung vom 
Rj. 195o an erfahren hat und über die der RH in Abschnitt 
A I seiner Denkschrift zur StHR 195o (Seiten 32 bis 36) 
eingehend berichtet hat. Überwiegend ist das Ergebnis aber 
auf den Wirtschaftsaufstieg der Bundesrepublik zurückzu­
führen, Dieser findet sichtbaren Ausdruck in dem Anstei­
gen der Steuereinnahmen. Wie sich aus der folgenden Über­
sicht ergibt, hat das Steueraufkommen des Landes im Rj.1951 
gegenüber dem Vorjahre zum Teil über 5o v.H., bei der Kör­
perschaftsteuer sogar um 8o v.H. zugenommen und lag - wie 
sich ebenfalls aus der Übersicht entnehmen läßt - insge­
samt gesehen über dem Bundesdurchschnitt. 
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Vergleichende tlbersicht 
über die Einnahmen des Landes Hessen an Steuern in den Rechnungsjahren 1949,195o und 1951 

un~ 

über die Einnahmen an Landes- und Bundessteuern im Bundesgebiet während der Rechnungsjahre 195o und 1951 

1. Einnahmen des Landes Hessen im Rj. 
Lfde 
Nrn 

Steuerart 

~teuern 
~nsgesamt 

1 Besitz-u.Ver­
kehrsteuern 

2 Zölle u.Ver­
brauchsteuern 

3 Lohnsteuer 

4 Veranlagte Ein­
kommensteuer 

5 Körperschaft­
steuer 

6 Umsatzsteuer 

7 Kraftfahr­
zeugsteuer 

2W .l22.Q ..!.22!. 
Haus- wirk- Haus- wirk- Haus~ wirk­
hal ts- liehe hal ts- liehe hal ts- liehe 
soll EinB-- soll Ein~- -soll Einr 

nahme nahme nahme 

- alle Beträge in Mio DM -

1 2o7.2 11o5.6 628.8 617.6 749·3 928.9 

1 o31.6 964.6 613.7 6o1.o 733.1 913.7 

175.6 141.o 15,1 16.6 16.2 15.2 

185.0 2o5.2 185.o 171.6 216.o 28o.9 

285.o 212.3 2o8.o 171.6 2o2.5 194.6 

155.0 148.7 16o.o 189.3 235.o 34o.7 

3o5.o 322.o (auf den Bund übergegangen) 

25.o 26.5 27.o 32.3 35.4 38. 1 

.Einnahmen an Bundes- u.Landes­
steuern während der Rje. 

Die Einnahme im 
Rj.1951 ist grar 
ser ( +) oder klei­
ner (- )· als di1 
Einnahme im 
Rj.1950 a) um 
• • • DM, b) 
• • • V .H. 

a) + 
b) + 

a) + 
b) + 

a) -
b) -
a) + 
b) + 

a) + 
b) + 

a) + 
b) + 

a) + 
b) + 

311.3 
5o.4 

312.7 
52.o 

1.4 
8,4 

1o9.3 
63.6 

23.0 
13.4 

151.4 
8o.o 

5.8 
17.9 

.122Q. J .l.2.5.l Die Einnah.'1le im 

- alle Beträ­

Rj.1951 ist 
größer (+)oder 
kleiner (-)als 
die Einnahme 
im Rj.1950 a) 
um ••• DM, b) 

v.H. ge in Mio DM-··· • • • 

16 169.7 22 733.8 a) + 
b) + 

6 564.1 
4o.6 

11 533.6 17 3o7.2 a) + 5 773.6 

4 636.o 

1 693·0 

1 947.6 

1 532.0 

4 925.1 

b) + 5o.1 

5 426.7 a) + 
b) + 

2 959.9 a) + 1 
b) + 

2 611.3 a) + 
b) + 

79o.7 
17.1 

266.9 
74.8 

663.7 
34.1 

2 539·5 a) + 1 oo7.5 
b) + 65.8 

7 219.3 a) + 2 294.2 
b) + 46.6 

davon sind im Land Hessen auf­
gekommen: 

4t8.2 

346.1 

649.1 

4o6.e 

a) + 
b) + 
a) + 
b) + 

23o.9 
55.2 
62.7 
17.5 



Auch die Einnahme des Landes aus Vermögenserträgen und Ge­
bühren brachte gegenüber dem Vorjahr eine ansehnliche Zu­
nahme. Insgesamt betrug gemäß der folgenden Übersicht das 
Mehraufkommen im Rj. 1951 gegenüber dem Vorjahr rd. 58.9 
Mio DM. 

19A2. .122Q .1221 
Haus- wirk-

Lfde 
Nrn 

Einnahme­
art 

Haus- wirk­
hal ts- liehe 
soll F:in-

Haus- wirk­
halts-liehe 
soll Ein-

hal ts- liehe 
soll Ein-

Die Einnahme 
im Rj.1951 
ist größer 
(+) oder 
kleiner (-) 
als die Ein­
nahme im 

nahme nahme nahme 

Rj. 195o 

- in Millionen DM -
a) um , •• DM 
b) .J,e•v.H. 

~---------------·-----------------------------------------------~-----
1 Vermögens-

2 

3 

4 

erträge u, 
Gebühren ins­
gesamt 

Erlöse aus 
l!ol z, Jagd 
u, Neben-
nutzungen 

Gebühren, 
Strafen und 
Ersatz für 
Verwaltungs-
kosten der 
Finanzämter 

Gebühren und 
Strafen der 
Gerichte 

261.5 268.2 246.o 

81.3 68.8 

5·5 16.6 

16.2 

19.2 

1 3. 4 
22 

b
a) + 13.9 

) + 12o. 9 

a) + 
b) + 

Andererseits hatte das erhöhte Steueraufkommen des Landes 
auch höhere Abführungen an den Bund zur Folge. Während im 
Rj,195o an den Bund als Anteil an den Kriegsfolgelasten 
und Besatzungskosten 1o5,3 Mio DM gezahlt wurden, waren im 
Rj. 1951 als Anteil des Bundes an der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer 27 v.H. des Aufkommens = rd. 223,4 Mio IM 
abzuführen. Die Mehrleistung des Landes an den Bund betrug 
mithin im Hj. 1951 rd. 118,1 Mio DM. 
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II. Organisations- und WütschaftHchkei tspriifJW.ß.Eill 
bei den hessischen Ministerien und bei nachgeordne­
ten Behörden 

Die auf Grund der Landtagswahl vom Herbst 195o neugebil­
dete Hassische Regierung beschäftigte sich alsbald nach 
ihrem Amtsantritt auch mit der Frage, wie der Kritik an 
der Rückständigkeit und Aufwendigkeit der öffentlichen 
Verwaltung begegnet werden könne, Sie kam dabei auf Vor­
schlag des Finanzministers zu dem Ergebnis, dies könne 
am besten dadurch geschehen, dass die hessischen Ministe­
rien einer Prüfung durch Wirtschaftsprüfer unterzogen 
würden. Nachdem vorher mit dem RH Fühlung genommen worden 
war, wurde demgemäß durch Kabinettsbeschluß vom 3o. Mai 
1951 der Minister der Finanzen beauftragt, "zunächst im 
Finanzministerium, anschließend in den übrigen Ministe­
rien durch geeignete Wirtschaftsprüfer oder Wirtschafts­
prüfungsgesellschaften Untersuchungen anstellen und Gut­
achten darüber erstatten zu lassen, ob und inwieweit die 
Erfahrungen der privatwirtschaftliehen Betriebsverwaltung 
in der Hoheitsverwaltung verwertbar sind und zu einer Er­
höhung der Leistungsfähigkeit oder einer Vereinfachung 
oder Beschleunigung des Verwaltungsablaufs führen," 

In der der Kabinettsvorlage des Ministers der Finanzen 
beigegebenen Begründung war über Sinn und Ziel dieser 
Prüfungen folgendes ausgeführt: 

Die Klagen aus Kreisen der Privatwirtschaft und an­
derer Steuerzahler über die Schwerfälligkeit und Rück­
ständigkeit der Staatsverwaltung wiederholen sich 
ständig, besonders aber in Zeiten erhöhten Steuer­
drucks, In diesen Klagen kehrt regelmäßig der Vorwurf 
wieder, dass die Staatsverwaltung an längst überhol­
ten Arbeitsmethoden festhalte und sich den Erkenntnis­
sen oder Fortschritten der modernen privatwirtschaft­
liehen Betriebsverwaltung verschließe, In der Öffent­
lichkeit kann einem solchen Vorwurf mit nachhaltigem 
Erfolg nur dadurch begegnet werden, dass durch erfah­
rene Kenner der pri va twirtschaftlichen Betriebsverwal­
tung einmal festgestellt wird, ob und inwieweit die 
privatwirtschaftliehen Rationalisierungsmethoden sich 
in der Hoheitsverwaltung mit Erfolg verwerten lassen. 
Aber auch aus anderen Gründen wird es für notwendig 
gehalten, solche Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen 



in den hessischen Ministerien durchführen zu lassen, 
zunächst im Finanzministerium, damit an einem Erpro­
bungsfall Erfahrungen gesammelt und Richtlinien für 
die folgenden Untersuchungen erarbeitet werden können. 
Die Untersuchungen sollen sich nicht auf Mittel- und 
Unterbehörden der betr. Verwaltung und nicht auf das 
Gebiet der nur politisch zu entscheidenden Verwaltungs­
reform erstrecken. 
Da es sich in der Hauptsache um die Auswertung von Er­
kenntnissen und bewährten Arbeitsmethoden der privat­
wirtschaftlichen Verwaltungstechnik handelt, soll die­
se neuartige und einmalige Aufgabe nicht Beamten, son­
dern geeigneten Fachkräften aus den Kreisen der freien 
Wirtschaftsprüfer oder \'Ii rtschafts prüfungsgesellschaf­
ten übertragen werden, 

Obwohl der RH von vornherein Bedenken gegen eine Überprü­
fung der Ministerien durch Wirtschaftsprüfer erhoben hat­
te, erklärte er sich jedoch bereit, an den im Rahmen die­
ser Prüfungen vorgesehenen Erörterungen ihrer Ergebnisse 
sich zu beteiligen. In seinem Schreiben vom g.Juni 1951, 
in dem er diese grundsätzliche Bereitwilligkeit zum Aus­
druck brachte, hat er seinen Standpunkt nochmals wie 
folgt zusammengefaßt: 

Der RH hält grundsätzlich an der Auffassung fest, dass 
Aufgaben, für die ein verfassungsmäßig berufenes Organ 
vorhanden ist, nicht unter Aufwand erheblicher staat­
licher Mittel einer außerhalb der Staatsverwaltung 
stehenden Stelle übertragen werden sollten, Er hätte 
es daher für angebracht gehalten, wenn der RH um die 
Vornahme umfassender Organisations- und Wirtschaft­
lichkeitsprüfungen ersucht worden wäre. Hierbei hät­
ten für Spezialfragen, wie etwa die Verwertung pri­
vatwirtschaftlicher Erkenntnisse und Erfahrungen auf 
dem Gebiet der Arbeitsmethoden, ohne weiteres auch 
geeignete private Sachverständige (Wirtschaftsprüfer) 
zugezogen werden können. 
Nachdem die Untersuchungen durch private Wirtschafts­
prüfungsgesellschaften aber offenbar von der Landes­
regierung bereits beschlossen sind, will sich der RH 
dem '1/unsch, sich an den geplanten Aussprachen durch 
einen Vertreter zu beteiligen, nicht entziehen, Er 
geht dabei davon aus, dass die zunächst beim Finanz­
ministerium durchzuführenden Untersuchungen als ein 
Versuch angesehen werden, von dessen Ergebnissen ab­
hängig ist, ob und in welchem Umfange weitere Unter­
suchungen folgen, 

Die in den Monaten Juni bis September 1951 im Finanzmini­
sterium durch die Deutsche Treuhandgesellschaft und die 
Deutsche Revisions- und Treuhandgesellschaft durchge-
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führte Prüfung erstreckte sich gemäß dem Kabinettsbeschluß 
darauf, zu untersuchen, welche Verbesserungen der Organi­
sation und des Arbeitsablaufs durch die Anwendung bewähr­
ter Arbeitsmethoden der Privatwirtschaft vorgeschlagen 
werden könnten. Auf Fragen der Verwaltungsreform 1 des Be­
amtenabbaues und der Kassenverwaltung sollten sich die 
Untersuchungen nicht erstrecken, ebensowenig auf nachge­
ordnete Behörden. Sie wurden jedoch während der Prüfung 
dahin erweitert, dass auch die I,andesbeschaffungsstelle 
und das Landesvermessungsamt in die Prüfung einbezogen 
wurden. Die Untersuchungen bezogen sich mithin im wesent­
lichen auf den Ar bei tsa blauf, das zusammenarbeli ·~en der 
Arbeitskräfte, den Geschäftsgang, den Einsatz der Schreib­
kräfte, die Aktenverwaltung, die Verwendung technischer 
Hilfsmittel und die Kraftfahrzeughaltung. Die Prüfung hat­
te also hauptsächlich eine Büroreform zum Ziel. 

Es soll nicht verkannt werden, dass die Untersuchungen 
der Wirtschaftsprüfer wertvolle Anregungen und Verbesse­
rungen auf diesem Gebiet gebracht haben. Die Wirtschafts~ 
prüfer mußten jedoch bald erkennen, dass eine wesentlich8 
Beeinflusrung des Verwaltungsaufwands von der Sachkosten­
seite aus nicht möglich ist, da diese Kosten gegenüber 
den Personalleosten nur gering sind. Man gelangte daher im 
Laufe der Prüfung zu dem Ergebnis, dass der Erfolg von 
Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen in der 
öffentlichen Verwaltung wesentlich davon abhängt, ob und 
in welchem Umfang es gelingt, die persönlichen Verwal­
tungskosten zu vermindern. Hierzu bedarf es aber einer 
eingehenden Prüfung der Stellenpläne, der Dienstposten­
bewertung, der Auslastung der einzelnen Dienstkräfte so­
wie der Frage, ob die von der Behörde wahrgenommenen Auf­
gaben im Rahmen ihres Tätigkeitsgebiets liegen, 

Diese Fragen lagen aber nicht nur außerhalb des den Wirt­
schaftsprüfungsgesellschaften erteilten Auftrags, sondern 
diese erklärten sich auch ohne Zuziehung erfahrener Ver­
VIaltungsfachleute zu ihrer Behandlung außerstande, da die-



se Probleme durch Übertragung von Erkenntnissen aus der 
Vlirtschaft nicht abschließend beurteilt werden könnten, 
Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaften schlugen daher schon 
während der Prüfung des Finanzministeriums vor, die weite­
ren Organisationsprüfungen in den Ministerien unter Betei­
ligung und Federführung dt:Js RH vorzunehmen, 

Trotz gewisser grundsätzlicher Bedt:Jnken g'egen derartige 
gemeinschaftliche Prüfungen glaubte der RH seine Mitwir­
kung nicht versagen zu sollen. Es sind daraufhin auf Er­
suchen des Ministers der Finanzen in Zusammenarbeit mit 
Wirtschaftsprüfern Organisations- und Wirtschaftlichkeits­
prüfungen durchgeführt worden: 

vom November 1951 bis Februar 1952 
beim Minister für Arbeit, Landwirtschaft und Wirtschaft 
und in den Monaten Juli bis November 1952 
beim Minister für Erziehung und Volksbildung 
in Zusammenarbeit mit der Deutschen Revisions- und Treu­
handgesellschaft1 

vom November 1951 bis März 1952 
beim Minister des Innern 
zusammen mit der Deutschen Treuhandgesellschaft 
und in den Monaten Januar bis März 1952 
beim Statistischen Landesamt 
gemeinsam mit der Allgemeinen Treuhandgesellschaft mbH, 

Die Art und Weise der Zusammenarbeit zwischen RH und Wirt­
schaftsprüfern war bei den einzelnen Prüfungen unter­
schiedlich. Beim Wirtschaftsministerium haben die Wirt­
schaftsprüfer den ~echnischen Ablauf der Verwaltungsge­
schäfte (Geschäftsgang, Akten; Kanzlei, Geräteverwal tung, 
Kraftfahrzeugwesen), also im wesentlichen das geprüft, 
worauf sich die Prüfung im Ministerium der Finanzen er­
streckt hatte. Der RH prüfte Stellenpläne, Organisation 
und Geschäftsverteilung, Bewertung und Auslastung der 
Dienstposten sowie den fachlichen Teil. Es wurde jedoch 
ein gemeinsames Gutachten erstattet, in dem der RH und 
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6ie Prüfungsgesellschaft gesondert über die von ihnen 
vorgenorrunenen Prüfungen berichteten, Noch loser war die 
Zusammenarbeit beim Statistischen Landes~mt, Hier be­
schränkte sich die Prüfung der Wirtschaftsprüfungsge­
sellschaft auf die tecbnj.sche Durchführung der einzel­
nen Statistiken upd die MHgltchkeiten technischer Ver­
besserungen und Vereinfachungen. Vom RH und der Wirt­
schaftsprüfungsgesellschaft wurden getrennte Gutachten 
erstattet. Enger dagegen war die Zusammenarbeit beim 
Innenministerium. Nachdem auch hier zunächst eine ähn­
liche Arbeitsteilung wie beim Wirtschaftsministerium 
vorgenommen worden war, entschloß man sich im Laufe der 
Prüfung dazu, die gesamten Untersuchungen in enger Zu­
sammenarbeit als echte Gemeinschaftsprüfung durchzufüh­
ren. Demgemäß wurde auch nur ein gemeinsames Gutachten 
erstattet, Dieses Verfa.hren hat sich am erfolgreichsten 
und zweckmäßigsten erwiesen und ist daher auch bei der 
Prüfung des Kultusministeriums angewandt worden. 

Bei aller Würdigung der wertvollen Anregungen, die von 
den '1/irtschaftsprüfern gegeben wurden, stellte sich bei 
den Prüfungen doch heraus, dass Wirtschaftsprüfern Prü­
fungen von BehHrden wesensfremd sind, Betriebe der frei­
en Wirtschaft und Staatsverwaltungen sind in ihrer Or­
ganisation und Arbeitsweise so verschieden, dass eine 
unmittelbare Anwendung der Grundsätze der Betriebswirt­
schaft auf die Staatsverwaltung nicht roHglich ist. Die 
Möglichkeiten der Einschränkung und Vereinfachung der 
Staatsverwaltung liegen weniger auf dem Gebiet der Ar­
beitsmethode (Büroreform) als auf dem Gebiet der Zutei­
lung und Erfüllung fachlicher Aufgaben (Verwaltungsre­
form). Es konnten daher von den Wirtschaftsprüfern zu 
den Prüfungen wesentlich neue Gesichtspunkte nicht bei­
getragen werden. Nach Ansicht des RH stehen die recht 
erheblichen Kosten, die die Heranziehung von Wirt­
schaftsprüfern zu Organisationsprüfungen in der öffent­
lichen Verwaltung verursacht, in keinem angemessenen 
Verhältnis zu dem damit erzielbaren Nutzen. Bei späte-
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ren Organisationsprüfungen ist auch von der Beteiligung 
von Wirtschaftsprüfern abgesehen worden. 

Die Auffassung des RH deckt sich mit den in anderen Län­
dern bei Prüfungen von Verwaltungsbehörden durch Wirt­
schaftsprüfer gemachten Erfahrungen, wie anläßlich einer 
Tagung der Arbeitsgemeinschaft der Präsidenten der ober­
sten Rechnungsprüfungsbehörden im Herst 1952 festge­
stellt werden konnte, bei der diese Frage behandelt wur­
de, Nach eingehender Erörterung der bisher vorliegenden 
Erfahrungen und der Rechtslage gelangte die Arbeitsge­
meinschaft zu dem Ergebnis, dass die Durchführung von 
Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfungen bei öf­
fentlichen Verwaltungen durch Wirtschaftsprüfer und 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften weder erforderlich 
noch zweckmäßig sei; sie unterliege auch haushaltsrecht­
lichen Bedenken. 

Über die wesentlichsten Ergebnisse der in den Jahren 1951 
und 1952 in Gemeinschaft mit Wirtschaftsprüfungsgesell­
schaften durchgeführten Organisationsprüfungen wird im 
besonderen Teil der Denkschrift in den Abschnitten über 
die einzelnen Verwaltungszweige berichtet, Im folgenden 
sollen jedoch die wichtigsten allgemeinen Grundsätze, 
nach denen die Prüfungen durchgeführt wurden, sowie da­
bei getroffene allgemeine Feststellungen zusammengeiaßt 
werden, die mehr oder weniger für alle geprüften Stellen 
zutreffen, 

Ziel der Prüfungen war, festzustellen, ob durch organi­
satorische und technische Vereinfachungen und Verbesse­
rungen, durch Wegfall, zweck~läßigere Verteilung oder 
Verlagerung von Aufgaben sowie durch bessere Auslastung 
der Dienstposten der Verwaltungsablauf vereinfacht wer­
den kann und Einsparungen möglich sind, 

Bei der Prüfung wurde von dem Rechtszustand ausgegangen 
wie er z.z. der Prüfung bestand. Spätere Entwicklungen 

" 
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mußten unberücksichtigt bleiben, auch wenn bereits bei 
der Prüfung mit Veränderungen gereohne·t werden konnte, 
da sich im allgemeinen der Umfang späterer Aufgabenver­
änderungen und deren Auswirkungen erst beurteilen las­
sen, wenn die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsbe,.. 
stimmungen ergangen sind. 

Bei den Prüfungen in den Ministerien war zu untersuchen, 
ob es sich bei den dort erledigten Arbeiten überhaupt 
um Aufgaben handelt, die vom Land zu erfüllen sind, Da­
bei wurde der Grundsatz vertreten, dass der Staat sich 
auf die Wahrnehmung der ihm nach Verfassung und Gesetz 
obliegenden Aufgaben beschränken und im übrigen die Be­
treuung der Staatsbürger der Selbstverwaltung oder der 
Selbsthilfe überlassen soll. Soweit das Vorliegen staat­
licher Aufgaben zu bejahen war, mußte geprüft werden, 
ob die Wahrnehmung dieser Aufgaben zu der Zuständigkeit 
der Ministerien gehört, d.h. ob dem Grundsatz, dass sich 
die Ministerien auf die Mitwirkung bei der Gesetzgebung, 
die allgemeine und grundsätzliche Leitung und Lenkung 
der Verwaltung sowie auf die Ausübung der obersten Ver­
waltungsaufsieht beschränken und die Verwaltungsdurch­
führung den nachgeordneten Verwaltungsbehörden überlas­
sen sollen, entsprochen ist. 

Neben diesen Untersuchungen bildete die Frage, ob die 
Aufgaben der Behörde zweckmäßig auf Abteilungen, Refe­
rate und Sachgebiete aufgeteilt sind, den Hauptgegen­
stand der Prüfungen. Ferner wurde der Bewertung und Aus­
lastung der einzelnen Dienstposten besondere Aufmerk­
samkeit gewidmet. Dabei wurde ohne Rücksicht auf die 
Person des gegenwärtigen Inhabers des Dienstpostens da­
von ausgegangen, dass der Dienstposten mit einem durch­
schnittlich befähigten und für die auszuübende Tätig­
keit fachlich geeigneten Bediensteten besetzt ist. Von 
einer besoldungsmäßigen Bewertung der einzelnen Dienst­
posten mußte im allgemeinen abgesehen werden, da eine 
zutreffende Einzelbewertung bei der derzeitigen Besol-
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dungsregelung für die Beamten auf Schwierigkeiten stößt. 
Man beschränkte sich daher im wesentlichen auf eine Klas­
sifizierung nach Tätigkei tarnerlemalen wie Abteilungslei ter, 
Referenten, Sachbearbeiter und Hilfskräfte. 

Als wesentliche allgemeine Prüfungsergebnisse seien her­
vorgehoben: 

Die von den Prüfungen erfaßten Ministerien sind, mit Aus­
nahme des Kultusministeriums, mehr oder weniger unzweck­
mäßig untergebracht, da bei dem Fehlen größerer Verwal­
tungsgebäude mehrere Dienstgebäude, die z.T. räumlich 
weit auseinanderliegen, in Anspruch genommen werden muss­
ten. Diese getrennte Unterbringung der einzelnen Abtei­
lungen wirkt sich sowohl auf den Geschäftsablauf als auch 
auf die persönlichen und sächlichen Verwaltungsausgaben 
ungünstig aus. Sie erfordert eine größere Anzahl von Bo­
ten, Hausmeistern, Heizern, Pförtnern und Fernsprecherin­
nen und verursacht Mehraufwendungen für Kraftfahrzeughal­
tung, für Anlage und Unterhaltung der Fernsprecheinrich­
tungen, für nächtliches Bewachen der Häuser usw •• 

Der Grundsatz, dass Regierungs- und Verwaltungsfunktio­
nen voneinander zu trennen sind, wird in den Ministerien 
vielfach noch nicht genügend beachtet. Es werden in er­
heblichem Umfang in der Zentralinstanz noch Verwaltungs­
aufgaben wahrgenommen, die auf nachgeordnete Behörden 
verlagert werden könnten. 

Den organisa·torischen Fragen wird in den Ministerien 
allgemein noch nicht die erforderliche Aufmerksamkeit 
zugewandt. Das Aufgabengebiet eines Organisationsrefe-, 
renten ist schwierig und erfordert eine reiche Erfah­
rung und eine besondere Eignung des damit betrauten Be­
amten. Es kann daher bei Behörden von der Größe der Mi­
nisterien nicht nebenamtlich wahrgenommen werden, son­
dern macht die Bestellung eines hauptamtlichen Organi­
sationsreferenten erforderlich, dessen Stellung so ge­
stärkt werden muß, dass er sich durchzusetzen vermag. 
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Geschäftsordnungen, Aktenpläne, Kanzlei- und Registratur­
ordnungen bedürfen im allgemeinen der Überarbeitung und 
Verbesserung. Um eine bessere Auslastung der Schreibkräf­
te und eine geordnete Aktenverwaltung zu erzielen, wird 
die Einrichtung von Zentralkanzleien und von Abteilungs­
registraturen für erforderlich gehalten. 

Der sorgfältigen Personalauswahl kommt gerade für die 
Ministerien eine besondere Bedeutung zu. Es sollten in 
den Ministerien grundsätzlich nur solche Beamten und An­
gestellten beschäftigt werden, die sich durch eine länge-
~re Tätigkeit bei nachgeordneten Dienststellen eingehende 
Verwaltungskenntnisse erworben und ihre Qualifikation 
für eine Tätigkeit in der Zentralinstanz nachgewiesen ha­
ben. Dies gilt insbesondere für die eigentlichen Träger 
der ministeriellen Arbeit, die Abteilungsleiter, Referen­
ten und Sachbearbeiter. Der reibungslose Verwaltungsab­
lauf hängt aber auch weitgehend von der Fähigkeit und 
Tüchtigkeit der Mitarbeiter und Hilfskräfte ab. Es soll­
ten daher auch bei ihrer Auswahl strenge Maßstäbe ange­
legt und im allgemeinen nur Kräfte eingestellt werden, 
die durch eine Prüfung nachgewiesen haben, dass sie den 
an sie zu stellenden Anforderungen genügen, Um für die 
Auswahl der Referenten und Sachbearbeiter die erforder­
lichen Unterlagen zu gewinnen, sollte angeordnet werden, 
dass in gewissen Zeitabständen von den nachgeordneten 
Behörden Befähigungsberichte über die bei ihnen tätigen 
Beamten vorzulegen sind, in denen zu der Frage Stellung 
zu nehmen wäre, ob und auf welchen Gebieten die betref­
fenden Beamten für eine ministerielle Tätigkeit für ge­
eignet gehalten werden. Die Personalauswahl in den Mini­
sterien entspricht vielfach noch nicht diesen Grundsät-
zen. 

Die besoldungsmäßige Bewertung der einzelnen Dienstpo­
sten wird dadurch erschwert, dass das gegenwärtige Be­
soldungsrecht für die Beamten mit aufsteigenden Gehäl­
tern keine Besoldung nach Tätigkeitsmerkmalen, sondern 
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nach Laufbahnen (höherer, gehobener, mi·ttlerer und ein­
facher Dienst) kennt und innerhalb der Laufbahnen nach 
Eingangs- und Beförderungsgruppen unterscheidet, Es ist 
daher auf Grund der Besoldungsvorschriften meist nioht 
möglich, für die einzelnen Dienstposten zu bestin~en, 
ob hierfür_,eine Stelle der Eingangs- oder einer Beför­
derungsgl~ppe vorzusehen ist, Eine Einzelbewertung läßt 
sich daher nur für einzelne herausgehobene Dienstposten 
vornehmen, im übrigen sollten der Aufteilung der Stel­
len auf Eingangs- und Beförderungsgruppen Verhältnis­
zahlen zu Grunde gelegt werden. Nur auf diese Weise 
wird es möglich sein, die Stellenpläne nach einheitli­
chen Grundsätzen zu gestalten. 

Schließlich enthalten die Gutachten auch eingehende 
Vorschläge über Vereinfachungen bei der Bearbeitung 
der Personalangelegenheiten, denen z.T. inzwischen 
durch die Verordnung über die Ernennung, Einstellung 
und Entlassung der Beamten und Angestellten des Landes 
Hessen vom 11. September 1952 (GVBl. s. 153) entspro­
chen worden ist, 

Nach Ansicht des RH sind aber insbesondere hinsichtlich 
der Mitwirkung des Landespersonalamts noch weitere Ver­
einfachungen mögli eh. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden: 

Wenn auch die bei den hessischen :Ministerien und bei 
nachgeordneten Behörden angestellten Untersuchungen er­
geben haben, dass der gegen die öffentliche Verwaltung 
vielfach erhobene Vorwurf der Rückständigkeit, Schwer­
fälligkeit und Aufwendigkeit in seiner Verallgemeine­
rung nicht berechtigt ist, so konnten doch auf Grund 
der Prüfungsergebnisse beachtliche Vereinfachungen und 
Personaleinsparungen vorgeschlagen werden, Die Auswer­
tung der Gutachten über das Finanzministerium und das 
Statistische Landesamt ist abgeschlossen, Hinsichtlich 
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des Ministeriums des Innern und des Ministeriums für Er­
ziehung und Volksbildung steht zwar die abschließende 
Erledigung noch aus, es ist jedoch den Anregungen der 
Gutachten bereits weitgehend entsprochen worden. Das Mi­
nisterium für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr hat bis 
jetzt zu den Prüfungsergebnissen noch nicht Stellung ge­
nommen. Erfahrungsgemäß verlieren Organisations- und 
Wirtschaftlichkeitsgutachten erheblich an Wert, wenn sie 
nicht alsbald nach Vornahme der Prüfungen ausgewertet 
werden, 

III. Hochbaumaßnahmen in allen ZweiJKen der Landesverwaltuqg 
~ Epl. 18 und A 1~ -

Bei der Prüfung von Baurechnungen wurde wiederholt fest­
gestellt, dass die haushaltsrechtlichen Bestimmungen 
nach §§ 13 und 14 RHO zur Einstellung von baulichen Un­
ternehmungen in den Haushaltsplan nicht eingehalten wur­
den, Baumaßnahmen dürfen erst dann in den Haushaltsplan 
eingestellt werden, wenn Pläne, Kostenberechnungen und 
Erläuterungen vorliegen, aus denen die Art der Ausfüh­
rung, die Kosten der baulichen Maßnahme, etwaige Beiträ­
ge Dritter und die etwa vorgesehenen Gebühren und Abga­
ben ersichtlich sind, zur Budgetwahrheit und -klarheit 
gehört auch die rechtzeitige Unterrichtung der Legisla­
tive durch die Exekutive über den Umfang der geplanten 
Baumaßnahme. Der Landtag hat einen Anspruch auf voll­
ständige und erschöpfende Information durch die Baus­
haltsplanung der Regierung. 

In besonderem Maße trat dies bei dem Wiederaufbau und 
Ausbau der Technischen Hochschule Darmstadt in Erschei­
nung. In den Haushaltsplänen 195o bis 1952 sind nur die 
veranschlagten Kosten von Einzelbaumaßnahmen (Bauobjek­
ten) eingestellt. Nach den Berechnungen des früheren 
Planungsbüros der Tecru1ischen Hochschule wurden die Ge­
samtkosten einschließlich der besonderen Betriebsein­
richtungen und Geräte auf rd. 46 Mio DM ermittelt, Da 
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diese Kostenberechnungen nicht als eine vorschriftsmäßige 
Haushaltsunterlage angesehen werden konnten und inzwi­
schen Projektänderungen sowie Mehrbedarf an Betriebsein­
richtungen erhöhte Kosten verursacht haben, hat der RH 
die Aufstellung eines Rahmenkostenvoranschlags gefordert, 
in dem der Wiederaufbau des alten Hochschulgeländes und 
die Neubauten auf dem Altstadtgelände getrennt veran­
schlagt werden sollten. Nach den im Raumprogramm festge­
legten Wünschen der Technischen Hochschule wurde von dem 
Staatlichen Hochschulbauamt Darmstadt ein noch zu prü­
fender Rahmenkostenvoranschlag vom 3o.März 1953 aufge­
stellt, der mit 77 24o 32o,- DM abschließt. Die Mehrko­
sten gegenüber der 1949 festgestellten Summe belaufen 
sich auf rd. 31 Mio DM. Sie sind nur in geringem Maße 
auf Lohnerhöhungen und Materialpreissteigerungen zurück­
zuführen. 

Der Minister der Finanzen hat erstmalig im Haushaltsplan 
1953 (Epl. A 18) die veranschlagten Gesamtkosten der 
z.z. durchzuführenden Baumaßnahmen der Technischen Hoch..­
schule mit 33 331 1oo,- DM eingestellt und die Gesamtbau­
kosten auf 55 bis 6o Mio D'i\1 geschätzt. 
Über die Veranschlagung von Ausgaben für Bauvorhaben hat 
der Bundesminister der Finanzen unter dem 22.0ktober 1953 
einen Erlaß herausgegeben, dem sich der Minister der Fi­
nanzen anschließt. Hiernach ist künftig die Einstellung 
der veranschlagten Gesamtkosten von baulichen Unterneh­
mungen in den Haushaltsplan gewährleistet. 

Der RH hatte mehrfach Veranlassung, auf die zu aufwendi­
ge Bauweise bei der Durchführung von Baumaßnahmen hinzu­
weisen. Auf einem im Rj. 1949 für 16 428,8o DM (ein­
schließlich Grunderwerbsteuer) erworbenen Grundstück wur­
de in den Rj. 195o bis 1952 ein Forstmeisterdienstgehöft 
mit 192,12 qm Wohnfläche und 7o,26 qm Büroräumen errich­
tet. Daneben wurde ein umfangreiches 14,oo x 5,5o m gros­
ses Nebengebäude erstellt. Die Gesamtkosten einschließ­
lich Grunderwerb betragen 124 169,61 DM. Der RH hat im 
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Hinblick auf die allgemein veränderten Wohnraumverhält­
nisse und die wirtschaftliche Lage die Größe der Wohnung 
und die Höhe der durch die Größe bedingten Gesamtkosten 
beanstandet. Auch durch den Erwerb eines in der Größe 
vertretbaren Grundstücks, durch mögliche Einschränkung 
bei der Errichtung des Nebengebäudes, durch Verringerung 
der in der Größe (567,15 qm) übermäßigen und dadurch 
teuren Hofbefestigung (4 38o,54 DM) sowie durch Verzicht 
auf die übermäßig teuere Einführung von Gas (1 2oo,- DM) 
für nur eine Anschlußstelle in der Küche, hätten nennens­
werte Beträge eingespart werden können. 

IV. Einnahmen aus Grundstüc.lfen sow:!"e von Miet-, Dienst­
und Werkwohnungen aller Verwaltungszweige 

Bei der Festsetzung von Mieten in Beamtenmietwohnhäusern 
sind öfters die staatlichen Belange nicht genügend ge­
wahrt worden. So wurde z.B. festgestellt, dass in einem 
von einem Staatsbauamt wieder aufgebauten Beamtenmiet­
wohnhaus in bester Lage und mit bester Ausstattung Mie­
ten berechnet wurden, die weit unter den Riebtsatzmieten 
des sozialen Wohnungsbaues lagen und nicht im entfernte­
sten an die Kostenmiete heranreichten. Die Sollmieten hät­
ten 12 3oo,- bzw. 9 ooo,- DM betragen müssen, die Ist­
mieten betrugen jedoch nur 5 2oo,- bzw. 3 3oo,- DM, al&o 
jährlich 7 1oo 1 - bzw. 5 7oo,- DM weniger. Nach der Be­
anstandung durch den RH wurden die Mieten sofort erhöht 
und dadurch ab 1.Januar 1953 zunächst eine Istmiete von 
8 5oo,- bzw. 5 4oo,- DM, also jährlich 3 3oo,- bzw. 
2 1oo 1 - DM mehr erreicht. 

v. Benutzung von Krafii]Lhpzeugen bei Dienstreisen 

Die zunehmende Verwaltungstätigkeit hat auch zu einem 
verstärkten Einsatz von Kraftfahrzeugen bei der Erledi­
gung von Dienstgeschäften geführt. Da die Entwicklung 
zwangsläufig ist, muß sie im erforderlichen Umfang be­
rücksichtigt werden. Die mit dem Einsatz von Kraftfahr-
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zeugen im Vergleich mit der Benutzung regelmäßig verkeh­
render Beförderungsmittel im allgemeinen verbundenen 
größeren Aufwendungen und die immer wieder zu beobachten­
de durch die tatsächlichen Verhältnisse nicht gebotene 
großzügige Auslegung der einschlägigen Bestimmungen haben 
den RH jedoch veranlaßt, bei der Rechnungsprüfung auf die 
hiermit im Zusammenhang stehenden Fragen besonders zu 
achten. 

Er hat sich dabei von dem Grundgedanken le:i ten lassen, 
dass das Vorhandensein von Kraftfahrzeugen - gleich wel­
cher Art - allein ihre Benutzung für Dienstreisen nicht 
rechtfertigt, sondern dass vielmehr die Frage, ob ein 
regelmäßig verkehrendes Beförderungsmittel oder ein Kraft­
fahrzeug zu benutzen ist, stets unter Beachtung der Be­
stimmungen der Nr, 23 Abs.1 der Ausführungsbestimmungen 
vom 16.Dezember 1933 zum Reisekostengesetz beurteilt wer­
den muß. Hiernach kann ein Kraftfahrzeug für eine Dienst­
reise nur dann benutzt werden, wenn entweder die gesamten 
Kosten der Dienstreise gegenüber den Kosten beim Benutzen 
regelmäßig verkehrender Beförderungsmittel sich nicht er­
höhen, oder wenn der Zweck der Dienstreise oder der Um­
stand des Falles dazu nötigen. Ob diese Voraussetzungen 
gegeben sind, hat die für die Genehmigung der Dienstreise 
zuständige Stelle nach pflichtmäßigem Ermessen zu ent­
scheiden. In Fällen, in denen die Voraussetzungen erfah­
rungsgemäß gegeben sind, kann die für die Genehmigung zu­
ständige Stelle einzelne Beamte allgemein oder für den 
besonderen Fall vor Antritt der Dienstreise zum Benutzen 
eines Kraftfahrzeuges ermächtigen. 

Diese Grundsätze müssen nach Auffassung des RH allgemein 
und ohne Rücksicht darauf gelten, ob es sich bei dem 
Kraftfahrzeug um einen landes-, privat- oder beamten­
eigenen Wagen handelt, Eine Herausnahme der letzteren 
Kraftfahrzeugart, für die im übrigen die hessischen Be­
stimmungen über die Entschädigung für die Benutzung eige­
ner Kraftfahrzeuge bei Dienstreisen vom 21.November 1949 
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in der Fassung vom 19.0ktober 1953 (StAnz. s. 1o36) gel­
ten, aus der allgemeinen Regelung der Nr. 23 Abs,1 der 
oben genannten Ausführungsbestimmungen ist nach Ansicht 
des HH weder nach den geltenden Bestimmungen gerechtfer-. 
tigt noch durch die Bedürfnisse der Verwaltung geboten, 
Die gegenteilige Auffassung berücksichtigt nach Ansicht 
des H.H nicht die Tatsache, dass der im§ 26 Abs,1 RHO 
für die gesaJl\te Haushaltsführung zum Grundsatz erhobenen 
Forderung nach wirtschaftlicher und sparsamer Verwaltung 
der Haushaltsmittel nur dann hinreichend entsprochen wer­
den kann, wenn die Bestimmungen der Nr, 23 Abs.1 aao. aus 
Anlaß einer zu genehmigenden Dienstreise auch bei Vorhan­
densein eines beamteneigenen Kraftfahrzeugs beachtet wer­
den müssen. 

Wegen der Unklarheiten bei der Benutzung von Kraftfahrzeu­
gen für Dienstreisen und wegen der sich hieraus ergeben­
den Nachteile für die Landeskasse hält es der RH für er­
forderlich, dass möglichst bald, ähnlich wie das im Land 
Nordrhein-westfalen durch die 11Kraftfahrzeugbestimmungen 
für den öffentlichen Dienst" vom 4.Februar 195o gesche­
hen ist, auch für das Land Hessen umfassende Bestimmun­
gen über die Benutzung von Kraftfahrzeugen bei Dienst­
reisen erlassen werden. 

VI. Verstöße gegen.J!as Br~ttoJJ.r;inzip 

Die Prüfung von Rechnungen über die Einnahmen und Ausga­
ben im Rj. 1951 hat ergeben, dass immer noch in verhält­
nismäßig vielen Fällen gegen die Vorschriften der §§ 7 
und 69 RHO verstoßen wird, wonach die Einnahmen und Aus­
gaben getrennt voneinander und in voller Höhe im Haus­
haltsplan zu veranschlagen und ebenso auch in der Haus­
haltsrechnung nachzuweisen sind. Es widerspricht diesem 
sogen, Bruttoprinzip, l!~innahmen und Ausgaben vor dem An­
satz im Haushaltsplan oder vor dem Nachweis in der Rech­
nung gegeneinander aufzureclmen und nur mit dem errech­
neten Einnahme- oder Ausgabeüberschuß anzusetzen oder 
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nachzuweisen. Die erwähnten Haushaltsvorschriften sollen 
vornehmlich dazu dienen, die Klarheit und Durchsichtig­
keit der Haushaltsführung zu sichern; sie sollen darüber 
hinaus unlauteren Machenschaften vorbeugen. Bei Außer­
achtlassung des Grundsatzes wäre es beispielsweise mög­
lich, den Haushaltsansatz für eine bestimmte Maßnahme 
dadurch zu überschreiten, dass nur der dem Haushaltsbe­
trag entsprechende Teil einer Ausgabe rechnungsmäßig als 
Ausgabe, der übrige Teil aber als Absetzung an einer Ein­
nahme - als Minuseinnahme - nachgewiesen wird, 

Soweit die RHO in den §§ 69 bis 71 Ausnahmen vom Brutto­
prinziiJ zuläßt, sind die betr. Bestimmungen eng auszule­
gen. Das gilt insbesondere von der Vorschrift des § 7o 
Abs.2 RHO, gegen die besonders häufig verstoßen wird. 
Danach sind Ausgabebeträge, die an die Landeskasse zu­
rückgezahlt werden, als Einnahme zu verrechnen. Wird die 
Rückzahlung aber vor dem Abschluß der Bücher bewirkt 
oder betrifft sie übertragbare Mittel, so ist der zurück­
gezahlte Betrag von der Ausgabe abzusetzen. Diese Aue­
nahmevorschrift bezieht sich nur auf die Fälle, in de­
nen eine sachlich oder betragsmäßig unrichtige Ausgabe 
hinterher rückgängig gemacht oder auf einen niedrigeren 
Betrag berichtigt wird. 

In solchen Fällen bedeutet die Absetzung des zurückge­
zahlten Betrages an der Haushaltsausgabe lediglich die 
Klarstellung des wahren Sachverhalts und ist daher un­
bedenklich. 

In der Praxis wird jedoch nach den Feststellungen des 
RH die Vorschrift des § 7o Abs.2 s. 2 RHO häufig dahin 
ausgelegt, dass sie überall da Platz greift, wo ausge­
zahlte Beträge in irgendeiner Form wieder an die Staats­
kasse zurückfließen. So wurde z.B. in einem Fall, in 
dem eine Domäne die von ihr bezogenen Düngemittel z.T. 
weiterverkauft hatte, der erzielte Erlös zu Unrecht 
durch Absetzung von der Ausgabe für den angekauften Dün­
ger vereinnahmt. 
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Wegen der Bedeutung, die er dem Bruttoprinzip für eine 
geordnete und planvolle Finanzwirtschaft beilegt, wird 
der RH künftig mehr noch als bisher jeder ausdehnenden 
Auslegung der in der RHO zugelassenen Ausnahmen entgegen­
treten. 

B~ Besonderer Teil, ordentlicher Haushalt 

I. Haushalt des Ministerpräsidenten - Epl. o2 -

1. 

Die bereits im allgemeinen Teil erwähnte Organisa­
tions- und Wirtschaftlichkeitsprüfung bei dem Sta­
tistischen Landesamt hatte im wesentlichen folgende 
besonderen Ergebnisse: 

a) Die Kosten des statistischen Dienstes hängen von 
dem durch Gesetz und Rechtsverordnung festgelegten 
Umfang der amtlichen Statistik ab. Es muß daher 
vom Standpunkt der Länder aus gefordert werden, daß 
statistische Gesetze, Verordnungen und Verwaltungs­
vorschriften über Art und Umfang der Erhebungen, 
Fragebogen und Tabellenprogramme keinen Zweifel 
lassen, damit Bundes- und Landesanteile an der an­
fallenden Arbeit und damit auch an den Kosten ein­
deutig festliegen. Bei Statistiken, die ganz oder 
überwiegend im Bundesinteresse durchzuführen sind, 
sollte darauf bestanden werden, dass der Bund die 
Kosten ganz oder teilweise übernimmt. Es wird für 
erforderlich gehalten, dass in dem interministeri­
ellen Ausschuß für Koordinierung und Rationali­
sierung der Statistik bei dem Statistischen Bundes­
amt die Länder angemessen vertreten sind. 

b) Es wurde angeregt, dass zu gegebener Zeit in Anleh­
nung an das zu erwartende Gesetz für die Statisti­
ken für Bundeszwecke auch für das Land eine ge­
setzliche Regelung getroffen wird und dass dabei 
die noch fehlenden Rechtsvorschriften über die Aus-
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kunftspflicht, Geheimhaltungspflicht usw. für Er­
hebungen auf Landesebene erlassen werden. 

c) Nach Ansicht des RH könnte den Belangen der amtli­
chen Statistik in Hessen auch dadurch gedient wer­
den, dass das statistische Landesamt aus dem Ge­
schäftsbereich des Ministerpräsidenten herausge­
löst wird, Wie bei dem Bund und in den meisten üb­
rigen Bundesländern sollte auch in Hessen das Sta­
tistische Landesamt bei dem Innenminister ressor­
tieren. Dieser könnte vermöge seiner unmittelbaren 
Zuständigkeit einen weit stärkeren Einfluß auf die 
Stadt- und Kreisstatistiker und darüber hinaus auf 
die Bürgermeister auch der kleinsten Gemeinden neh­
men, auf deren zuverlässige Mitarbeit die Statistik 
weitgehend angewiesen ist. 

d) Es wurde angeregt, die Geschäftsverteilung in dem 
Sinne zu ändern, dass eine stärkere Konzentrierung 
der Arbeit erreicht und damit die Leitung der Be­
hörde und die Leistungskontrolle erleichtert wird. 

e) Es wurde vorgeschlagen, den Stellenplan des Stati­
stischen Landesamts um 18 Stellen zu kürzen. 

f) Der Einsatz von Büromaschinen, insbesondere in der 
Holleri thabteilung und in der Druckerei sollte ver­
bessert und verstärkt werden. 

g) Es wurde empfohlen, bei dem Vertrieb von Amtsver­
öffentlichungen mehr zum Selbstdruck und -verlag 
unter Beschränkung des Umfangs der Veröffentlichun­
gen überzugehen. 

beim Statistischen 

Die Rechnungsprüfung beim Statistischen Landesamt er­
gab ferner folgende Anstände: 

a) Die Einnahmen und Ausgaben des Statistischen Lan­
desamts für Sondererhebungen sind in besonderen 
Verbuchungsstellen für einmalige Einnahmen und Aus-
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gaben ohne Trennung nach solchen für Personal- und 
Sachbedarf zusammengefaßt. Nach § 11 RHO sind Mit­
tel für Besoldungen, für Hilfeleistungen durch Be­
amte und für Hilfeleistungen durch nichtbeamtete 
Kräfte voneinander und von anderen Ausgaben getrennt 
zu veranschlagen, Gegen diese Bestimmung ist vom 
Statistischen Landesamt verstoßen worden. Abwei­
chungen von den Bestimmungen des § 11 RHO sind zwar 
zulässig, die Voraussetzungen für Abweichungen lie­
gen aber nach Auffassung des RH nicht vor. Der RH 
hat deshalb gefordert, dass künftig die Mittel für 
statistische Sonderaufgaben nach Personal- und Sach­
ausgaben im Haushaltsplan getrennt veranschlagt wer­
den. Eine verbindliche Festlegung aller Personal­
und Sachausgaben ist auch mit Rücksicht auf eine 
ordnungsgemäße Rechnungslegung unumgänglich. 

b) Das Statistische Landesamt hatte seit April bzw. 
Juli 1951 5 Angestellte des Stammpersonals und 
2 Aushilfsangestellte zum Regierungspräsidenten in 
Wiesbaden, zum Landespersonalamt und zur Staats­
kanzlei abgeordnet, ohne dass ihre Bezüge von den 
Beschäftigungsbehörden übernommen wurden. Die ab­
geordneten Angestellten erhielten ihre Vergütung 
nach wie vor aus Haushaltsmitteln des Statistischen 
Landesamts bzw. aus den Sondermitteln für die Volks­
und Berufszählung. Dieses Verfahren ist haushalts­
rechtlich unzulässig. Im Falle der Abordnung von 
Bediensteten sind deren Bez~ge bei Abordnungen von 
längerer Dauer aus Mitteln der Beschäftigungsbehör­
de zu zahlen. 

II. Haushalt des Ministers dgp Innern - Epl. o3 -

1. Organisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfung 
beim Ministerium (Kap. o1) 

Die bereits im allgemeinen Teil erwähnte Organisations­
und Wirtschaftlichkeitsprü~lng bei dem Ministerium hat­
te im wesentlichen die folgenden besonderen Ergebnis-
se: 



Der Aufgabenkreis des Inmmminister:Lums, dessen Stel­
lenplan im Rj. 1948 24o Stellen auswies, war im Laufe 
der Jahre durch das Hinztlkommen einer Reihe neuer Auf­
gaben stark angewachsen. Es waren dies insbesondere 
die Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts 
nach dem Entschädigungsgesetz, die Betreuung der 
Flüchtlinge, die Durchführung des Teils II des Sofort­
hilf~gesetzes, die Angelegenheiten der öffentlichen 
FürsorgE~, der freien Wohlfahrtspflege und der Jugend­
wohlfahrt. Aus der Zuständigkeit des Ministeriums des 
Innern wurden in dieser Zeit lediglich die Angelegen­
heiten des staatliohen Hochbaues herausgenommen und 
in den Geschäftsbereich des Ministers der Finanzen 
überführt. Dieser Aufgabenänderung entsprechend hat 
sich der Stellenplan dee Innenministeriums seit dem 
Jahre 1948 wie folgt entwickelt: 1949 213 Köpfe (Per­
sonalabbau), 195o 372, 1951 42o. Nach dem Ergebnis 
der Prüfung konnte der Kräftebedarf bei voller Ausla­
stung des vorhandenen Personals, bei Verlagerung von 
Aufgaben an nachgeordnete und an außerhalb der Staats­
verwaltung stehende Stellen und bei Anwendung zweck­
entsprechender Arbeitsmethoden wesentlich eingeschränkt 
werden. Gegenüber einem Personalbestand am 1.Feb:ruar 
1952 von 438 Köpfen ergab sich ein Kräftebedarf von 
37o Köpfen, (der sich inzwischen allerdings durch das 
Hinzutreten neuer umfangreicher Aufgaben wieder erhöht 
hat). In dieser Zahl sind Einsparungsmöglichkai ten, 
die sich ergeben würden, wenn sich d.as Landesamt für 
Flüchtlinge auf die rein ministeriellen Aufgaben be­
schränken würde, nicht berücksichtigt. 

Die Gliederung des Ministeriums in Abteilungen hat der 
RH für zweckmäßig befunden, allerdings hätten nach 
seiner Auffassung die Abteilungen Jt'ürsorge und Jugend­
wohlfahrt zusammengelegt werden können, Die Gliederung 
in zwei Hauptabteilungen hat der RH nicht für erfor­
derlich gehalten. 
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2. Umzugskostenvergütung 

Unter Hinweis auf einen Erlaß des Ministers des Innern 
vom 16.Juni 195o Ic (2) - 21 wurden Ofenbeihilfen auch 
gewährt, wenn die Voraussetzungen der Nr. 18 der DVO 
zu § 9 des Umzugskostengesetzes nicht erfüllt waren. 
Der Minister des Innern hatte mit diesem Erlaß die Be­
diensteten seines Geschäftsbereichs in der Bewilligung 
von Ofenbeihilfen günstiger gestellt als alle übrigen 
Staatsbediensteten. Zum mindesten hätte die Zustimmung 
des auf dem Gebiete des Umzugskostenrechts zuständigen 
Ministers der Finanzen eingeholt werden müssen, was 
nicht geschehen war. Die nach dem Erlaß des Ministers 
des Innern geleisteten Zahlungen mußten deshalb vom 
RH beanstandet werden. 

Der Minister der Finanzen hat seine auf Grund der Bean­
standung des RH beantragte nachträgliche Zustimmung zu 
dem Erlaß des Ministers des Innern versagt, worauf 
dieser am 21.April 1953 wieder aufgehoben wurde, Damit 
ist die verschiedenartige Handhabung des Umzugskosten­
rechts wieder beseitigt worden. 

3. Volks- und Jugendwohlfahrt (Kap. 21) 

Beihilfen ••••• zur Behebung der Be1ufsnot der Jugend­
lichen (Bundesjugendplan) - Titel 4o4. 

Nach dem RdErl. des Bundesministers des Innern und des 
Bundesministers der Finanzen vom 14.Dezember 195o hat 
der sogen, Bundesjugendplan eine weitschauende Indivi­
dualfürsorge für die Jugendlichen zum Ziel. Er soll 
dazu bei tragen, die infolge der Kriegs- und Nachkriegs­
verhältnisse bei der Jugend im weiten Umfange einge­
tretenen Hemmungen und Störungen der körperlichen, gei­
stigen, sittlichen und beruflichen Entwicklung zu be­
heben. Der Bund gewährt zu diesem Zweck Zuschüsse für 

a) die Erstellung von Jugendwohnheimen und anderen 
Einrichtungen, die der Erziehung und Erwerbsbefähi-
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gung der Jugend dienen, 

b) die Jugendförderung (internationaler Jugendaustausoh, 
Errichtung, Ausbau und Betrieb zentraler Ausbildungs­
stätten der Jugendorganisationen, Intensivierung der 
Jugendförder~ng in den Grenzgebieten), 

c) die Förderung von Jugendzeitschriften und sonstigem 
Bildungsmaterial usw •• 

Voraussetzung für die Gewährung von Bundeszuschüssen 
ist, dass das Land für den gleichen Zweck 4o v.H. der 
benötigten Mittel zur Verfügung stellt, Im Landeshaus­
haltsplan für 1951 waren Mittel für diesen Zweck bei 
Kap. o3 21 Titel 4o4 ausgebracht. Wegen des nach § 64a 
RHO über die Zuschüsse zu führenden Verwendungsnach­
weises hat zunächst der Minister des Innern im Beneh­
men mit dem RH Bestimmungen erlassen, Eine Prüfung der 
danach in vereinfachter Form zu erbringenden Verwen­
dungsnachweise war dem RH noch nicht möglich, da die 
Nachweise beim Minister des Innern sehr schleppend 
eingehen und oft so mangelhaft aufgestellt sind, dass 
sich umfangreiche Rückfragen ergeben. 

Inzwischen hat der Bundesminister des Innern mit 
Schreiben vom 19.März 1953 den Ländern Vorschläge für 
die Gestaltung der Verwendungsnachweise übersandt und 
empfohlen, die darin vorgesehenen ausführlicheren 
Nachweise rückwirkend vom Beginn des ersten Bundesju­
gendplanes (14.Dezember 195o) an aufstellen zu lassen. 
Diese rückwirkende Erstellung der Nachweise würde nach 
den bisherigen Erfahrungen nicht nur einen erheblichen 
Verwaltungsaufwand verursachen, sondern auch zu einer 
erheblichen Verzögerung der Prüfung führen, Der RH hat 
sich damit einverstanden erklärt, dass für die rück­
liegende Zeit von einer Neuaufstellung abgesehen wird 
und die Richtlinien des Bundesministers des Innern 
erst vom vierten Bundesjugendplan an (Rj, 1953) ange­
wendet werden. 
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Die Prüfung der im Rahmen des Bundesjugendplanes ver­
ausgabten Mittel obliegt nach einer Vereinbarung mit 
dem BRH dem RH. 

III. Haushalt des Ministers für Erziehung und Volksbildung 
- Epl. o4 -

1. Or anisations- und Wirtschaftlichkeits 
beim Ministerium Ka • o1 

Wegen der vom RH in Zusammenarbeit mit der Deutschen 
Revisions- und Treuhand AG. in den Monaten Juli bis 
November 1952 beim Ministerium für Erziehung und 
Volksbildung vorgenommenen Organisations- und Wirt­
schaftlichkeitsprüfung wird auf den allgemeinen Teil 
dieser Denkschrift verwiesen und über die besonderen 
Ergebnisse dieser Prüfung noch folgendes berichtet: 

a) Das Kultusministerium wird - im ganzen gesehen -
sparsam verwaltet. Allgemein trat das Bemühen in 
Erscheinung, die anfallenden Aufgaben mit möglichst 
geringem Personal- und Sachaufwand zu erledigen und 
die Verwaltung bescheiden zu führen. Der Personal­
bestand ist seit Jahren nahezu unverändert geblie­
ben. Freie Planstellen, die als eine Stellenreser­
ve angesprochen werden könnten, sind nicht vorhan­
den. Das Kultusministerium verfügt im allgemeinen 
nur über die seinem Arbeitsumfang entsprechenden 
Stellen. Bei einem Vergleich mit Kultusministerien 
anderer Länder erscheint der Stellenplan aller­
dings verhältnismäßig hoch; dabei ist jedoch zu 
berücksichtigen, dass in Hessen eine Mittelbehör­
de für die höheren Schulen nicht besteht und die 
Aufgaben des früheren Provinzialschulkollegiums 
im Kultusministerium selbst durchgeführt werden. 
Bei Aufrechterhaltung der bisherigen Zuständig­
keitsregelunglassen sich nennenswerte Personal­
einsparungen nicht erzielen. 

b) Im Ministerium wird aber neben den eigentlichen 
ministeriellen Aufgaben in erheblichem Umfang reine 
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Verwaltungsarbeit geleistet, die nachgeordneten 
Stellen überlassen werden könnte und sollte. Inso­
fern bestehen nahezu in jeder Abteilung Entlastungs­
möglichkeiten. Das gilt vor allem von der Schulab­
teilung und der Abteilung für Jugendpflege und 
Volksbildung, wo ganze Arbeitsgebiete verlagert 
werden könnten. Dafür kommen insbesondere die An­
gelegenheiten d.er höheren Schulen und der Denkmals­
pflege in Betracht, deren unmj. ttelbare Bearbeitung 
im Ministerium nicht erforderlich ist. Dabei er­
scheint die Einschaltung der Regierungspräsidenten 
als das gegebene, deren stärkere Beteiligung auch 
auf anderen Gebieten - bei der Jugendpflege, der 
Erwachsenenbildung, der Verwaltung der Schlösser 
und Gärten, den Berufsschulen und den Hilfsschulen­
möglich und erwünscht wäre. 

Die Verlagerung der reinen Verwaltungsarbeit nach 
unten würde nicht nur zu einer fühlbaren Verklei­
nerung des ministeriellen Apparates führen, son­
dern zugleich die Voraussetzung dafür schaffen,dass 
im Ministerium selbst mehr eigentliche ministeriel­
le Arbeit geleistet werden kann und die Referenten 
sich eingehender mit grundsätzlichen Fragen be­
schäftigen können, Die Verlagerung ist deshalb 
auch dann zu fordern, wenn die dadurch im Ministe­
rium erzielbare Personalverminderung von nahezu 
2o v.H. von einer etwa gleichhohen Personalvermeh­
rung bei den nachgeordneten Dienststellen beglei­
tet sein würde, Auf weite Sicht ist aber auch im 
Gesamtergebnis mit einer Personalverminderung zu 
rechnen, da die von der Verlagerung zu erwartende 
Vereinfachung auch bei den nachgeordneten Dienst­
stellen letztlich eine Personaleinsparung nach sich 
ziehen wird. 

c) Innerhalb des Ministeriums würde eine schärfere 
Abgrenzung der Geschäftsverteilung zur Klarstellung 
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der Verantwortlichlteiten und zur Vermeidung von Dop­
pelarbeit, die noch vereinzelt vorkommt, beitragen. 
Insbesondere sollten alle Personal-, Besoldungs- und 
Haushaltsangelegenheiten jeweils bei den dafür zu­
ständigen Referenten zusammengefaßt werden. Aus den 
gleichen Gründen sollte jeder Referent ein selbstän­
diges, eindeutig umrissenes Arbeitsgebiet erhalten. 
Bei der Bedeutung der organisatorischen Aufgabe kann 
auf die Einrichtung eines Organisationsreferats nicht 
verzichtet werden. Aus dem gleichen Grunde ist für 
die Regelung des inneren Dienstes die Bestellung 
eines Ministerialbürodirektors erforderlich. Beide 
Aufgabengebiete können auf die Dauer nicht von dem 
Personalreferenten mit wahrgenommen werden. Das Vor­
handensein einer besonderen Rechtsabteilung und de­
ren personelle Ausstattung mit 6 Justitiaren ist für 
ein Kultusministerium ungewöhnlich. Im allgemeinen 
muß erwartet werden, dass die Fachreferate die in 
die ministerielle Tätigkeit fallenden laufenden An­
gelegenheiten auch nach der rechtlichen Seite selbst 
beurteilen und behandeln. Die Inanspruchnahme eines 
Justitiars sollte im allgemeinen nur für die Bear­
beitung besonders weitreichender Sonderfragen in 
Betracht kommen. Dabei wird es sich vor allem um 
Aufgaben gesetzge.berischer Art, die Bearbeitung von 
Prozessen sowie um solche Angelegenheiten handeln, 
die über den Rahmen der laufenden Tätigkeit eines 
Fachreferenten hinausgehen. Für diesen Zweck dürf-
te in der Regel ein Rechtsreferat mit zwei rechts­
kundigen Kräften genügen. Die Voraussetzung dafü~ 
liegt im ]Jessischen Kultusministerium einstweilen 
nicht vor, weil hier zahlreiche Referate mit Beam­
ten besetzt sind, die zwar über die erforderliche 
Sachkunde auf ihrem Fachgebiet, nicht aber glei­
chermaßen über allgemeine Verwaltungserfahrung und 
rechtliche Kenntnisse verfügen. Demzufolge wird 
eine über das übliche Maß hinausgehende Einschal­
tung von Justitiaren zunächst nicht zu entbehren 
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und somit eine Verminderung der Zahl der Justitiare 
kaum möglich sein. Es ist aber geboten, künftig bei 
der Auswahl der Referenten auch geschulte Verwal­
tungsfachleute heranzuziehen und auf diese Weise die 
Justitiartätigkeit baldmöglichst auf den ihr zukom­
menden Umfang - sei es auch nach und nach - zurück­
zuführen. Unabhängig hiervon wird angeregt, die 
Rechtsabteilung aufzulösen und die Justitiare den 
Fachabteilungen zuzuweisen. Dadurch wird zugleich er­
reicht, dass die Justitiare ständig mit gleicharti­
gen Fragen befaßt sind und mit den Fachlcenntnissen 
auch die innere Beziehung zur Aufgabe gewinnen, die 
der sachlichen Erledigung nur dienlich ist. Sie wach­
sen damit allmählich in die einzelnen Abteilungen 
hinein und können zur gegebenen Zeit dann auch Aufga­
ben übernehmen, die über den Rahmen ihres ursprüng­
lichen Auftrags hinausgehen. Auch auf diesem Wege 
läl3t sich die anzustrebende Verminderung der Zahl 
der Justitiare organisch bewerkstelligen. 

d) Abgesehen von der Verlagerung von Aufgaben auf nach­
esordnete stellen und von den noch erforderlichen 
organisatorischen Maßnahmen innerhalb des Ministe­
riums kommt es weiter darauf an, die rechtlichen 
und tatsächlichen Verschiedenheiten in den einzelnen 
Landesteilen, besonders auf dem Gebiet des Schulwe­
sens, zu beseitigen, die die fachliche Arbeit des 
Ministeriums nicht unerheblich erschweren und Ur­
sache ständiger Vnzuträglichkeiten sind. 

Bei der abschließenden Besprechung am Ende der Überprü­
fung wurde mit Vertretern des Kultusministeriums Über­
einstimmung erzielt, dass Meinungsverschiedenheiten 
grundsätzlicher Art über die Ergebnisse der Prüfung 
nicht bestehen. Schon während der Prüfung war eine Rei­
he organisatorischer Maßnahmen getroffen worden, die 
- den Hinweisen des Gutachtens Rechnung tragend - zu 
Veränderungen in der Gliederung des Kultusministeriums 
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geführt haben. Seitdem sind, durch die Anregungen des 
Gutachtens ausgelöst, weitere Änderungen vorgenommen 
worden, durch die Einsparungen und nach Angaben des 
Ministeriums eine Intensivierung der ministeriellen 
Arbeit eintraten. Als besonders einschneidende Maßnah­
men ist die durch Erlaß des Kultusministeriums vom 
6.Juli 1953 - I/1 - 000/9-53 (Amtsblatt des Hess. Mi­
nisters für Erziehung und Volksbildung, s. 23o) ange­
ordnete Verlagerung der Aufsicht über die höheren 

• 
Schulen auf die Regierungspräsidenten zu nennen, Im 
Zuge dieser Aufgabenübertragung sind 2o Bedienstete 
(14 Beamte und 6 Angestellte) mit ihren Stellen zu 
den Regierungspräsidenten versetzt worden. Gleichzei­
tig wurden 6 studienassessoren(innen), die zur Schul­
verwaltung des Kultusministeriums abgeordnet waren, 
dem Schuldienst wieder zugeführt. Insgesamt sind somit 
26 Bedienstete, die für die Schulverwaltung tätig waren, 
aus dem M:inisterium ausgeschieden. 

Durch die neuen Schulgesetze (Privatschulgesetz vom 
27.April 1953, Schulkostengesetz vom 1o.Juli 1953 und 
Schulverwaltungsgesetz vom 1o.Juli 1953, GVBl. s. 57 1 

126 und 131) ist inzwischen auf dem Gebiete des Schul­
wesens ein großer Schritt in Richtung einer Rechtsver­
einheitlichung und damit einer Verwaltungsvereinfachung 
getan worden. 
Soweit den Vorschlägen des Gutachtens bisher nooh nioht 
entsprochen wurde, hat das Ministerium in der Regel 
die Auswertung für die Zukunft in Aussicht genommen. 
Besonders hervorgehoben sei hier die Auffassung des 
Ministeriums, dass seine personellen Verhältnisse 
d e r z e i t die vom RH empfohlene Auflösung der 
Rechtsabteilung und die Verteilung der ihr zugeteilten 
Referenten auf die Fachabteilungen n o c h n i o h t 
zulassen. Nur in verhältnismäßig wenigen Fällen hat 
das Ministerium eine endgültig ablehnende Haltung ein­
genommen. Da hierüber vom Ministerium teilweise trif­
tige Gründe vorgebracht wurden und im übrigen nur Auf-
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fassungsunterschiede von geringerer Bedeutung zu Tage 
traten, kann abschließend gesagt werden, dass weit­
gehend den Feststellungen des Gutachtens Rechnung getra­
gen wird. 

2. Hassische Staatstheater (Kap, 36 und 36 A bis 36 gl 
a) Allgemeines 

Auch im Rj. 1951 war die Haushaltsführung der Staats­
theater noch vielfach mangelhaft. Es wurden bei den 
Rechnungsbelegen wieder sächliche und förmliche Män­
gel festgestellt, die bereits in früheren Jahren be­
anstandet worden waren. So fehlen auf den Reiseko­
stenrechnungen fast durchweg die Angaben über Beginn 
und Beendigung.der dienstlichen Tätigkeit am Geschäfw­
ort und des öfteren die Bezeichnung der benutzten 
Wagenklasse. Von der Preisermäßigung, die seit 
15.0ktober 1951 von der Deutschen Bundesbahn bei Lö­
sung von Rückfahrkarten gewährt wird, ist wiederholt 
kein Gebrauch gemacht worden. Auch die Gelegenheit, 
einen Skontoabzug bei rechtzeitiger Bezahlung von 
Rechnungen vorzunehmen, blieb häufig ungenutzt. Es 
liegt nicht nur ungenügende Beachtung, sondern z.T. 
auch Unkenntnis der einschlägigen Bestimmungen (ins­
besondere des Gebotes sparsamster Bewirtschaftung 
der Haushaltsmittel), vor. 

b) Gastspielvergütungen 

Seit Jahren hat der RH die hohen Aufwendungen für 
die gastweise Heranziehung von Künstlern beanstan­
det, ohne dass eine sparsamere Inanspruchnahme der 
Mittel für Aushilfs- und Gastspielkosten festzustel­
len ist (siehe Denkschrift zur StHR Rj. 1949 s. 66). 
Für das Rj. 1951 wurden wegen Überschreitung der 
im Haushalt dafür vorgesehenen Beträge nachbewil-
ligh 

1. dem Staatstheater Wiesbaden 9 148,82 DM 
2. dem Landestheater Darmstadt 35 562,96 DM 
3. dem Staatstheater Kassel 9 326,4o DM. 
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Die Staatstheater müßten bei entsprechender Zusam­
mensetzung ihrer Ensembles und erhöhtem Einsatz al­
ler Kräfte mit den für Aushilfs- und Gastspielko­
sten vorgesehenen Haushaltsmitteln auskommen können, 
Als Hauptgrund für die Überschreitung werden von 
den Theatern Erkrankungen im eigenen Ensemble ange­
geben. Dem ist durch Verpflichtung möglichst viel­
seitig verwendbarer Kräfte und durch vertragliche 
Festlegung der Aushilfspflicht entgegenzuwirken. 

c) Veranschlagung d~r Ei~ahm~ 

Beim Staatstheater Wiesbaden sind die Einnahmen um 
rd. 2o8 ooo,- DM hinter den veranschlagten Beträgen 
zurückgeblieben. Wenn auch fast in jedem Rechnungs­
jahr Umstände eintreten, die eine vorausschauende 
Schätzung der Einnahmen erschweren, so hätte sich 
doch unter Beachtung der gntwiclclung in den Vorjah­
ren eine zutreffendere Schätzung durchführen lassen 
müssen, Oberster Grundsatz bei Aufstellung des Vor­
anschlags muß die Haushaltswahrheit sein; seine 
Verletzung führte hier dazu, dass sich nachträglich 
ein wider Erwarten hoher zuschußbedarf des Staats­
theaters herausstellte. 

d) Eingruppierung der Lohnempfänger 

Ein großer Teil der beim Staatstheater Wiesbaden 
beschäftigten Lohnempfänger ist in Lohngruppe II 
eingestuft. Es liegt vielfach eine Überbewertung 
der Tätigkeiten ver. In Lohngruppe II gehören nach 
dem Lohngruppenplan als Ergänzung zum Lohngruppen­
verzeichnis des Lohntarifs (HLT) zum Manteltarif­
vertrag für die Lohnempfänger des öffentlichen Dien­
stes im Lande Hessen (HLMT) Bühnen- und Werkstatt­
spezialisten, nicht jedoch Facharbeiter mit Abschluß­
prüfung in einem bei den Bühnen benötigten oder ver­
wandten Handwerk. Letztere sind nach Lohngrupp~ III 
zu entlehnen. Die Höhergruppierung wurde häufig mit 
der Dauer der Beschäftigung begründet. 1\lan war der 
Auffassung, dass nach einer zwei- bis dreijährigen 
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Zugehörigkeit zum Theater ohne weiteres die Berech­
.tigung zur Umstufung von Lohngruppe III nach Lohn­
gruppe II gegeben sei. Dieser Umstand allein recht­
fertigt nicht eine Höhergruppierung. Eine Eingrup­
pierung in eine Spitzengruppe des Lohntarifs - hier­
zu gehört die Lohngruppe II (HLT) - kann bei Berück­
sichtigung der Arbeitsverhältnisse bei den Theatern 
nur für eine Minderheit in Betracht kommen. Der RH 
hat die Theaterleitung auf das Erfordernis der Ein­
haltung der tariflichen Bestimmungen hingewiesen. 

e) Auslandsdienstreisen 

Von den leitenden Personen des Staatstheaters Kassel 
(Intendant, Generalmusikdirektor und Verwaltungs­
direktor) sind wiederholt Auslandsdienstreisen in 
die Schweiz unternommen worden. Die erforderliche 
Vorausgenehmigung des Ministers für Erziehung und 
Volksbildung hierzu war in keinem Falle eingeholt 
worden • .Als Reisezweck war jeweils angegeben 11 Anhö­
ren bzw. Ansehen von Künstlern wegen etwaiger Enga­
gementsverhandlungen11, 

Derartige kostspielige Reisen sollten nach Ansicht 
des RH auch im Hinblick darauf, dass im eigenen 
Land gute Kräfte vorhanden sind und der Nachwuchs 
gefördert werden muß, eine seltene Ausnahme bilden. 
Es liegt wohl im Interesse der deutschen Kulturpfle­
ge, Spitzenkräfte des Auslandes heranzuziehen, um 
auch auf diesem Gebiet wieder Anschluß an das inter­
nationale Kulturleben zu finden. Zu derartigen Ver­
pfHchtungen bedarf es aber in der Regel keiner Aus­
landsdienstreise, da die künstlerischen Fähigkeiten 
dieser Kräfte hinreichend bek.annt sind, so dass En­
gagementsverhandlungen schriftlich durchgeführt wer­
den können. 

f) Umzugskostenbeihilfen 

Vom Staatstheater Kassel sind an mehrere neuver­
pflichtete Künstler Umzugskostenbeihilfen auf Grund 



mündlicher Zusage gezahlt worden. Dies ist unzuläs~ 
sig. Schon die Tatsache, dass Künstlerverträge durch­
weg nur auf ein Jahr abgeschlossen werden, hätte die 
'f'heaterleitung veranlassen sollen, derartige Zahlun­
gen zu unterlassen, Die Zusicherung einer Umzugsko­
stenbeihilfe stellt eine über den Rahmen des übli­
chen Dienstvertrages hinausgehende Nebenabrede dar, 
die - wenn sie wagen der außergewöhnlichen Umstände 
eines Einzelfalls für• unerläßlioh gehalten wil-d 
der Genehmigung der Dienstaufsichtsbehörde bedarf. 
Dem Theater wurde vom RH empfohlen, künftig keine 
Nebenabreden der genannten Art ohne Zustimmung des 
Kultusministeriums zu treffen. 

3, Studentenwerke (Kap. 12, Beilage IIIa Titel 12 
und Kap. 16 Titel 3o5 ~nd 3o7) 

Bei den Hochschulen bestehen Studentenwerke, die sich 
als selbständige Körperschaften durch ihre Organe ver­
walten. Aufgabe der Studentenwerke ist die Förderung 
und Pflege der sozialen, wirtschaftlichen und gesund­
heitlichen Belange aller Studierenden. Zur Erfüllung 
ihrer umfangreichen Aufgaben erhalten die Studenten­
werke auch eJrhebliche Zuschüsse aus öffentlichen Mit­
teln, 

Die bestimmungsgemäße Verwendung der Zuschüsse, die 
dem Studentenwerk der Johann-Wolfgang-Goethe-Univer­
sität in Frankfurt/Main vom Land im Rj. 1951 gewährt 
wurden, ist vom RH geprüft worden. Um beurteilen zu 
k<lnnen, ob die Zuschüsse zweckentsprechend und wirt­
schaftlich verwendet worden sind, war es erforderlich, 
die Prüfung auf die gesamte Haushalts- und Rechnungs­
führung des Studentenwerks auszudehnen. 

Hierbei wurden erhebliche Mängel in der Wirtschafts­
führung festgestellt. Die Beanstandungen des RH haben 
den erweiterten Vorstand des Studentenwerks zu ein­
sohneidenden Maßnahmen - vor allem organisatorischer 
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und geschäftführender Art - veranlaßt, die künftig eine 
zweckentsprechende und wirtschaftliche Verwendung der 
Mittel sicherstellen sollen. 

Der RH sieht sich durch die in Frankfurt zutage getre­
tenen Mängel veranlaßt, bei der Prüfung der Rechnungen 
für das Rj, 1952 sämtliche Studentenwerke der Hoch­
schulen in Hessen einer eingehenden Überprüfung zu un­
terziehen. Beim Studentenwerk an der Universität Mar­
burg hat die Prüfung bereits stattgefunden und zu ähn­
lichen Ergebnissen wie in Frankfurt geführt. 

Von keinem Studentenwerk sind zwar bisher Einwendungen 
gegen die Vornahme einer umfassenden, sich auf die ge­
samte Haushalts- und Wirtschaftsführung des Studenten­
werks erstreckenden Prüfung durch den RH erhoben wor­
den. Zur Ausschaltung jeglicher Zweifel sollte aber 
künftig die Gewährung von Zuschüssen aus Landesmitteln 
angesichts der Selbständigkeit der Studentenwerke 
stets von dem Anerkenntnis eines uneingeschränkten 
Prüfungsrechts des RH abhängig gemacht werden. 

Die Studentenwerke unterhalten auch Gemeinschafts- und 
Wohnhäuser für die Studierenden. Zu Neu- und Erweite­
rungsbauten dieser Art und zur Neueinrichtung der Ge­
bäude ßOllten öffentliche Mittel nur gegeben werden, 
wenn genaue Voranschläge auch hinsichtlich der künfti­
gen Unterhaltungskosten vorliegen und deren Deckung 
gesichert erscheint. Das in Frankfurt mit einem Ko­
stenaufwar:d von rd, 3,7 Mio DM errichtete Studenten­
haus, für das noch nicht entschieden ist, ob es der 
Verwaltung des Studentenwerks oder des Kuratoriums 
oder etwa eines eigens dafür zu gründenden neuen 
Rechtsträgers unterstellt wird, dürfte hinsichtlich 
der Deckung des laufenden .Aufwandes noch erhebliche 
Schwierigkeiten verursachen und dafür letztlich auf 
öffentliche Zuschüsse angewiesen sein. 



IV. Haushalt des Ministers der Justiz - Epl. o5 -

1. Personalaus aben der Justizverwal ung 
Ka • o1 und o3 bis o7 

In den vorbereitenden Besprechungen über den Haushalt 
des Ministers der Justiz für das Rj. 1951 wurde fest­
gestellt, dass in der Justizverwaltung 34 Beamte und 
227 Angestellte über die Zahl der im Haushaltsplan 
195o bewilligten Stellen hinaus beschäftigt waren. 
Dieser Zustand hatte sich dadurch ergeben, dass das 
Justizministerium zwar jeweils bei der Aufstellung 
der Haushaltspläne die Zahl der beschäftigten Kräfte 
dem Finanzministerium mitgeteilt, dieses aber nur 
einen Teil der für did gemeldeten Kräfte erforderli­
chen Ausgabemittel in den Haushaltsplan aufgenommen 
und in den Erläuterungen zu den Titeln 1o3 und 1o4 
(Hilfsbeamte und Angestellte) die Zahl der Stellen 
den Haushaltsbeträgen angepaßt hat. 

In mehreren Runderlassen in den Jahren 1949 und 195o 
hatte der Finanzminister die Auffassung vertreten, 
dass die Zahlenangaben in diesen Erläuterungen als 
bindend anzusehen seien und es daher vor jeder Ein­
stellung einer weiteren Kraft nach§ 4 des Haushalts­
gesetzes 195o eines Antrages auf Schaffung einer zu­
sätzlichen Planstelle bedürfe. pemgegenüber war das 
Justizministerium bisher der Ansicht, dass die in 
den Erläuterungen zum Haushaltsplan angegebenen 
Stellen nach§ 34 RHO in Verbindung mit § 6 Abs.13 
RWB für die Verwaltung nicht bindend seien. Es hielt 
sich daher unter Hinweis auf das sachliche Bedürfnis 
für berechtigt, im Rahmen der Haushaltsmittel die 
über den Ansatz im Haushaltsplan hinaus eingestell­
ten Kräfte weiter zu beschäftigen. 

Die Sachlage erforderte eine baldige Klärung, damit 
der Haushaltsplan des Ministers der Justiz für das 
Rj. 1951 den tatsächlichen Bedürfnissen der Ve~val-
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tung entsprechen konnte. Der Minister der Finanzen 
ersuchte daher unter dem 12.April 1951 den RH um Prü­
fung, ob die Vermehrung der Stellen sachlich gerecht­
fertigt sei. 

Bereits in den Vorbesprechungen zu der Prüfung schloß 
sich das Justizministerium dem Standpunkt des Finanz­
ministers über den bindenden Charakter der Stellenan­
gaben in den Erläuterungen zum Haushaltsplan an, ver­
trat jedoch weiter die Notwendigkeit seiner Personal­
wünsche. Es regte ferner an, im Haushaltsplan Mittel 
für Stellvertretungskosten vorzusehen, um es der Ver­
waltung zu ermöglichen, vorübergehendem, dringlichem 
Kräftebedarf ohne vorherige Zustimmung des Ministers 
der Finanzen abhelfen zu können. 

Die in der Zeit vom 25.April bis 1o.Mai 1951 vorge­
nommene Prüfung des RH ergab, dass sich die gericht­
lichen Geschäfte von 1948 bis 195o durchschnittlich 
um 58,9 v.H., die im Haushaltsplan veranschlagten 
Stellen im gleichen Zeitraum dagegen nur von 3 3o3 
auf 3 4o1, mithin um nur 2 1 96 v.H. vermehrt hatten. 
Es mußte der Justizverwaltung eingeräumt werden, 
dass sie mit diesen Kräften die Aufgaben, die insbe­
sondere infolge der Siedlungsmaßnahmen, der Anglei­
chung des Gl~ndbuchs an das Reichskataster, der 
Wertpapierbereinigung usw. anfielen, nicht hätte be­
wältigen können, Selbst die Vermehrung der Bedien­
steten, wie sie sich nach dem tatsächlichen Beschäf~· 
tigtenstand am 1o.Mai 1951 (3 662 Kräfte) ergab, 
entsprach noch nicht dem Aufgabenzuwachs. Zu dem 
gleichen Schluß führte die Überprüfung der einzelnen 
Behörden an Hand des Pensenschlüssels, dessen Meß­
zahlen sich bei dieser Gelegenheit, zumindest als 
Richtlinie, als durchaus brauchbar erwiesen und zu 
zutreffenden Ergebnissen führten. 

Es muß daher anerkannt werden, dass die den Haus­
haltsausatz übersteigenden Personaleinstellungen in 
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der Justizverwaltung sachlich gerechtfertigt waren. 
Ferner empfahl der RH aus den vom Justizministerium 
geltend gemachten Gründen, im Haushaltsplan Mittel 
für "Aushilfskosten" vorzusehen. Der Haushaltsplan 
für das Rj. 1951 entsprach diesen Feststellungen 
und Empfehlungen des RH. Inzwischen sind in den Haus­
haltsplänen die Stellen für den höheren Dienst noch 
so verm~hrt worden, dass der volle Bedarf gedeckt 
erscheint. 

2. Verwendung technischer Hilfsmittel in der 
Justizverwaltung 

Bei der Überprüfung des Personalbedarfs vrurde auch 
die Frage von Personaleinsparungen durch den Einsatz 
moderner technischer Hilfami ttel in der J·ustizver­
waltung aufgeworfen. Nicht nur das Prozeßverfahren 
in Zivil- und Strafsachen erfordert eine raschere 
Abwicklung, sondern es bedarf vor allem auch die Er­
ledigung der Grundbuchsachen im Interesse der Förde­
rung des Bau- und Siedlungswesens und des Kreditver­
kehrs einer Beschleunigung. Abgesehen davon, hat 
aber auch allgemein die Belastung der Gerichte nach 
den Geschäftszahlen ein Ausmaß erreicht, dass ge­
prüft werden muß, ob nicht durch Verwendung techni­
scher Hilfsmittel eine Entlastung und ein rationel­
lerer Einsatz der Arbeitskräfte möglich ist. 

Der RH hat daher nicht nur eine Ergänzung und Erwei­
terung des durch Kriegsverluste und Überbeanspruchung 
erheblich beßinträchtigten Schreibmaschinenbestandes 
sowie die Ausstattung der größeren Gerichtskassen mit 
neuzeitlichen Buchungsmaschinen vorgeschlagen, son­
dern auch angeregt, bei den größeren Gerichten Ver­
suche mit der Verwendung moderner Diktiergeräte zu 
machen. Es konnte darauf hingewiesen werden, dass mit 
den von den Hauptfürsorgestellen einzelnen kriegs­
blinden Justizangestellten zugewiesenen Diktiergerä­
ten gute Erfolge erzielt worden sind, Diese Ange-
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stellten waren mit Hilfe dieser Geräte zu vollwerti­
gen Arbeitskräften geworden. Aber auch sonstige 
Schreibkräfte sparen dadurch viel Zeit, dass sie 
während des Diktats nicht mehr anwesend zu sein 
brauchten. Hinzukommt, dass der Diktierende für sein 
Dilctat nicht an die Dienststunden gebunden ist. 

Der Anregung entsprechend wurden von der Justizver­
waltung Diktier- und Wiedergabegeräte für die Land­
gerichte und Staatsanwaltschaften beschafft. Es zeig­
te sich jedoch, dass nicht bei allen Behörden die per­
sönlichen Voraussetzungen für einen wirtschaftlichen 
Einsatz dieser Geräte gegeben waren, Die Geräte wur­
den in diesen Fällen geeigneteren Dienststellen zu­
gewiesen. Ein abschließendes Urteil über Zweckmäßig­
keit und Wirtschaftlichkeit des Einsatzes von Diktier­
geräten kann noch nicht abgegeben werden. 

Insgesamt gesehen wird aber die Verwendung techni­
scher Hilfsmittel in der Justizverwaltung beschränkt 
sein, da hier weniger gleichartige Massenarbeit, son­
dern überwiegend hochwertige geistige Arbeit zu lei­
sten ist. 

v. Haushalt des Ministers der Finanzen - Epl, o6 -

1. Staatsbauverwaltung und Besatzungsbaudienst­
stellen (Käp: o8 und 15 ?~} 

Der RH hat es bei seinen Prüfungen als einen wesent­
lichen Mangel empfunden, dass in der Staatsbauverwal­
tung eine der früheren Dienstordnung für die Ortsbau­
baamten entsprechende Vorschrift fehlte. Infolgedessen 
war die Unterweisung der vielfach erst nach dem Krieg 
in die Verwaltung übernommenen Bediensteten der 
Staatsbauämter sehr erschwert. Auf Anregung und unter 
Mitwirkung des RH wurde am 18.Februar 1952 der erste 
Teil einer Dienstanweisung herausgegeben, der die 
Vorschriften über die Leitung und die allgemeine Ver-. 



waltung der Staatsbauämter und der Sonderbauämter zum 
Gegenstand hat. Ein zweiter Teil mit Vorschriften 
über die Durchführung staatlicher Hochbaumaßnahmen 
soll demnächst herausgegeben werden. 

Der RH hat der Staatsbauverwaltung eine Anzahl von 
Vereinfachungsvorschlägen gemacht, die durchgeführt 
worden sind. U.a. ha.ndelt es sich hierbei darum, dass 
Zweitbelege der Unternehmerrechnungen, deren Behand­
lung bisher eine erhebliche Verwaltungsarbeit verur­
sacht hatte, nicht mehr angefordert werden. 

Der RH hat in einem ausführlichen Gutachten über die 
Sonderbauverwaltung die besonderen Verhältnisse die­
ser Verwaltung im Lande Hessen herausgesteilt und an-· 
geregt, dass der Bund dem Land eine angemessene Ent. 
schädigung für die vom Land unterhaltene aber im we­
sentlichen für den Bund arbeitende Verwaltung ge­
währt. Der Bund hat diesen Anspruch grundsätzlich 
als berechtigt anerkannt. Nach den im Entwurf ver­
liegenden Richtlinien des Bundesministers der Finan­
zen über pauschale Zuschüsse des Bundes zu den lau­
fenden persönlichen und sächlichen Aufwendungen der 
Behörden der Besatzungslastenverwaltung in den Län­
dern des Bundesgebiets (vgl. Schnellbrief des Bun­
desministers der Finanzen vom 23.Dezember 1953 II C­
BL 121o - 71/53) sollen u.a. auch für die persönli­
chen und sächlichen Aufwendungen der Baubehörden der 
Länder (Sonderbauämter) folgende Zuschüsse des Bun­
des gewährt werden: Für jeden ausschließlich mit Auf­
gaben der Besatzungslastenverwaltung beschäftigten 
Beamten und Angestellten sollen dem Land 5o v.H. der 
persönlichen Aufwendungen erstattet werden; ferner 
soll ein zuschuß zu den sächlichen Ausgaben in Höhe 
von jährlich 35o,- DM für jeden Vollbeschäftigten 
gewährt werden. 
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2. Verwaltung der staatlichen Bäder und Mimleralbrunnen 
(Kap. o9) 

Rechtsverhältnisse 

Der RH hat in den vorhergegangenen Denkschriften schon 
mehrfach zu den organisatorischen Problemen dieser 
Verwaltung Stellung genommen, Er hat stets hervorgeho­
ben, dass die Einführung der kaufmännischen doppelten 
Buchführung bei diesen Wirtschaftsbetrieben nur den 
ersten Schritt auf dem Vlege zur Erzielung einer größt­
möglichen Vlirtschaftlichkei t darstellt. Auch die in 
den letzten Geschäftsjahren durchgeführte Vereinheit­
lichung des kaufmännischen Rechnungswesens der ein­
zelnen Betriebe und die angestrebte Einführung einer 
auf die Verhältnisse der Betriebe zugeschnittenen Be­
triebsrechnung, die die Verteilung des Betriebse.r­
folgs auf die einzelnen Kostenstellen ersehen läßt, 
sowie die Zusammenfassung der Betriebsergebnisse der 
einzelnen Betriebe zu einem Gesamtbetriebsergebnts 
werden für sich wirkungslos bleiben, wenn nicht der 
Eigenart der Staatsbäder als werbende Betriebe des 
Landes Rechnung getragen wird und bei. dem Aufbau der 
Verwaltung hieraus die nötigen Folgerungen gezogen 
werden. 

Der RH hat daher stets den Standpunkt vertreten, dass 
die Kureinrichtungen der Hess. Staatsbäder und ihr 
sonstiges Betriebsvermögen, unbeschadet der Selbstän­
digkeit und Eigenverantwortlichkeit der Kurdirekto­
ren, nach vorbedachten Plänen einer zentralen Stelle 
bewirtschaftet werden müssen. Er hat in diesem Zu­
sammenhang insbesondere bereits in einem Gutachten 
vom 16.Januar 195o angeregt, von einer Einschaltung 
der Regierungspräsidenten in die Verwaltung der 
Staatsbäder abzusehen. Die Einschaltung der Regie­
rungspräsidenten ist daraufhin auch unterblieben. Die 
Bäder vmrden vielmehr unmittelbar dem Ministerium der 
Finanzen unterstellt und es wurde in diesem Ministe­
rium für die Bearbeitung der Bäderangelegenheiten ein 
besonderes Referat geschaffen. 
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Die Belebung der Geschäftstätigkeit der Kurbetriebe 
nach der Währungsreform und die dadurch bedingte Zu­
nahme des Aufgabenkreises der Bäderzentrale, die sich 
immer mehr durchsetzende Auffassung der Staatsbäder 
als eine betriebswirtschaftliche Einheit und die Not­
wendigkeit, hieraus auch in steuerlicher Hinsicht die 
erforderlichen Folgerungen zu ziehen, führten zu der 
Frage, ob die Staatsbäderzentrale in Gestalt des Min:l,­
sterialreferats im Finanzministerium beibehalten wer~ 
den oder verselbständig werden sollte. Der letzteren 
Alternative wurde der Vorzug gegeben. 

Durch Erlaß des Finanzministers vom 3.Dezember 1951 
ist 

"Die Verwaltung der Hassischen Staatsbäder" 

mit dem Sitz in Frankfurt/Main gebildet worden. Die 
Bezeichnung der Bäderzentrale als "Verwaltung der Has­
sischen staatsbäder" ist insofern nicht glücklich ge­
wählt, als sie zu der Auffassung verleiten kann, dass 
zwischen das Finanzministerium und die einzelnen Kur­
betriebe eine Mittelbehörde eingeschaltet worden sei. 
Wenn auch die Verwaltung der Hess. Staatsbäder bis 
zu einem gewissen Grade die Funktionen einer solchen 
ausübt, so ist ihr Aufgabenkreis und ihre Rechtsstel­
lung nach Ansicht des RH damit nicht zutreffend ge­
kennzeichnet, Tatsächlich sind durch den erwähnten 
Erlaß die Staatsbäder zu einem einheitlichen, nach 
kaufmännischen Grundsätzen wirtschaftenden Betrieb 
i.S. des § 15 RHO zusammengefaSt worden, dessen Lei­
tung der Verwaltung der Hess. Staatsbäder obliegt. 

Der nunmehr gebildete einheitliche '1/irtschaftsbetrieb 
umfaßt die 5 Staatsbäder sowie die verpachteten Be­
triebe Niederselters und Badeanstalt Wiesbaden. Die 
Verwaltung der Hess, Staatsbäder genießt weitg~hen­
de Selbständigkeit. Ihre Aufgaben und Befugnisse sind 
durch eine Geschäftsordnung vom 2o.Dezember 1951 ge-
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regelt worden. Sie untersteht unmittelbar dem Minister 
der Finanzen oder seinem Vertreter. Die laufende 
Dienstaufsicht wird durch den Leiter der Abteilung IV 
.;.. Staatsvermögensverwaltung- des Ministeriums der 
Finanzen ausgeübt. 

Die Kosten der Verwaltung der Staatsbäder werden auf 
die einzelnen Kurbetriebe umgelegt. 

Unbeschadet des Fortbestands der örtlichen Beiräte 
ist bei der Verwaltung der Staatsbäder ein Bäderbei­
rat gebildet worden, dem u.a. angehören: 

a) der Vorsitzende des Haushaltsausschusses des 
Hess. Landtags, sein Stellvertreter und weitere 
Abgeordnete, 

b) der Präsident der Landesversicherungsanstalt 
Hessen, 

c) ein Vertreter des Ministeriums für Arbeit, Land­
wirtschaft und Wirtschaft im Hinblick auf die 
Interessen des Fremdenverkehrs, 

d) ein bäderkundiger Facharzt, 
e) der zuständige Abteilungsleiter des Ministeriums 

der Finanzen, 
f) ein Vertreter der Arbeitnehmerschafte 

Die Mitglieder des Bäderbeirats werden von dem Mini­
ster der Finanzen bestellt und abberufen. Den Vor­
sitz im Bäderbeirat führt der Finanzminister oder 
sein ständiger Vertreter. 

Die Verwaltung der Staatsbäder hat ihre Tätigkeit mit 
Wirkung vom 1,Januar 1952 an aufgenommen. Ihr Sitz 
ist inzwischen von Frankfurt/Main nach Bad Nauheim 
verlegt worden. Erstmals für das Gj. 1951 sind die 
Staatsbäder in steuerlicher Hinsicht als Einheit be­
handelt und zusammen veranlagt worden. Bei der Ver­
waltung der Staatsbäder wurde inzwischen eine Zen­
tralbuchhaltung eingerichtet, so dass die nunmehr er­
forderliche Zusammenfassung der Verkehrszahlen der 
einzelnen Kurbetriebe zu einem Gesamtabschluß, die 
bisher nur statistisch vorgenommen wurde, in Zukunft 
keine Schwierigkeiten mehr bereiten dürfte. 
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Es ist bei der Zusammenfassung der Staatsbäder unter 
einer zentralen Geschäftsl$itung nicht verkannt wor­
den, dass eine derartige Maßnahme die Gefahr der Büro­
kratisierung und Überorganisation in sich birgt. Die 
Aufgaben der Verwaltung der Hess. Staatsbäder wurden 
daher hauptsächlich auf die überörtliche Planung, 
Lenkung und Aufsicht beschränkt. Ferner sind ihr 
Aufgaben auf dem Gebiete des Rechnungs- und Steuerwe­
sens und der Statistik (z.B. Betriebsvergleiche) 
übertragen worden, Diese Beschränkung ihrer Aufgaben 
kommt auch in der personellen Ausstattung der Bäder­
zentrale zum Ausdruck, die z.z. über insgesamt 7 Be­
dienstete (einschließlich der Hilfskräfte) verfügt. 

Geschäftsentwicklung 

Die Zahl der Besucher der einzelnen Kurbetriebe ist 
im Gj. 1951 weiter angestiegen. Während sie in Bad 
Nauheim und Bad '1/ildungen noch immer hinter der des 
Jahres 1938 zurückblieb, hat sie in Bad Schwalbach, 
Schlangenbad und Bad Salzhausen die Frequenz des Jah­
res 1938 z.T. erheblich überschritten. 

Die Entwicklung des Kurbetriebs ergibt sich aus fol­
genden Besucherzahlen: 

1938 

1951 

1952 
v.H. 
von 
1938 

Bad Bad Bad Bad 
Nauheim nildungen Sahwalbach Schlangenbad Salzhausen 

25 700 
16 200 

19 000 

14 400 

7 500 

8 500 

59,5 

3 700 

4 800 

5 500 

148,5 

3 700 

3 000 

3 800 

1o2 1 6 

2 900 

2 900 

3 900 

134,6 

Die anhaltend günstige Entwicklung der einzelnen Be­
triebszweige geht aus der nachstehenden Gegenüber­
stellung der Besucherzahlen und Mengenumsätze hervor, 
die auf Grund der Betriebsstatistileen der Staatsbä­
der erstellt wurde. Die entsprechenden Angaben für 
das vorhergegangene una das folgende Geschäftsjahr 
sind zum Vergleich aufgenommen worden. 
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1949 

1950 

1951 

.1.222. 
(z.Vergl.) 

.1221 .1.22l 
( z, Vergl.) 

Besuch 

Kurgäste (ohne Passanten) 28 000 34 400 40 700 

Verabreichte Bäder 
und Kurmittel 

Heil- und Süßwasserbäder 343 900 363 700 417 300 
Moorbäder 14 200 17 600 15 300 

Inhalationsbehandlun~en un1 
sonstige zusätzl.Behandlun-
gen 32 500 53 600 76 200 

Thermalschwimmbäder 
Besucher 54 100 58 100 57 800 

Versandbetriebe 

Heilwasser-Flaschen 1 150 300 1 197 700 1 232 700 
Tafelwasser-Flaschen 1 208 600 1 690 900 2 949 300 
Badesalz - kg 33 000 32 700 31 900 
Mutterlauge - ltr, 900 20 400 17 800 

Salinen 

Kochsalz - kg 1 174 100 1 243 300 1 182 000 
Viehsalz - kg 159 500 138 200 140 500 
Gewerbesalz - kg 25 200 24 800 33 400 

Eigenbewirtschaftete 
Hotels und Sanatorien 

Betten 130 270 440 
tfbernachtungen 17 600 34 ;300 69 200 

Für den WiederherstellUrlßS- und Erneuerungsbedarf wur­
den den Bädern im Gj. 1951 Haushaltsmittel in Höhe von 
1 339 75o,- DM zur Verfügung gestellt. Bis zum Schluß 
dieses Geschäftsjahres hatten die einzelnen Betriebe 
seit der Währungsreform folgende Beträge erhalten: 

Bad Bad Bad Bad 
Nauheim Wildungen Sohwal- Schlangen- Salz- Badeanst, 

bach bad hausen Wiesbaden zusammen 

80 000 42 500 36 000 158 500 

457 000 183 850 234 150 11 150 886 150 

105 000 347 300 211 600 164 500 32 000 5 000 865 400 

9'i 000 ~28 '[00 103 200 202 820 101 000 1 222 120 
200 000 1 413 000 541 150 940 500 150 150 5 000 3 249 800 
=====================--========================================== 
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Wie sich aus der Übersicht ergibt, sind Bad Nauheim, 
trotz des dort vorliegenden erheblichen Nachholbedarfs 
bis zum Gj. 1951 nur geringe Haushaltsmittel zugewie­
sen worden. Wie bereits in der vorhergegangenen Denk­
schrift ausgeführt wurde, bestand ursprünglich die 
Absicht, das Staatsbad auf den Weg der Fremdfinanzie­
rung zu verweisen (vgl. Gesetz über die Ermächtigung 
zur Übernahme von Darlehen für das Staatsbad Bad Nau­
heim vom 19.Juli 195o- GVBl. s, 135). Die auf Grund 
dieses Gesetzes aufgenommenen Darlehen sollten im we­
sentlichen zur Modernisierung der Energiezentrale und 
zum Wiederaufbau des Staatlichen Kurhauses dienen, 
Diese Absicht konnte jedoch nicht aufrechterhalten 
werden, nachdem durch Schenkungsvertrag vom 1.Dezem­
ber 1951 das Parkhotel in Bad Nauheim in das Eigen­
tum des Landes übergegangen war, Die Schenkung war 
mit der Auflage verbunden, das Hotel, das seit dem 
Jahre 1945 von der Besatzungsmacht in Anspruch genom­
men war, instand zu setzen und als Haus ersten Ranges 
zu führen, Ferner ist das Land verpflichtet, sämtli­
che auf dem Grundstück ruhenden Lasten einschließ­
lich der z.z. der C>chenkung rückständigen Zins- und 
Tilgungsleistungen zu übernehmen. Daneben hat sich 
der Vorbesitzer verschiedene Leistungen und Nutzungen 
vorbehalten, Für den Umbau und die Einrichtung des 
P<:1rkhotels mußten im Rj, 1952 erhebliche Haushal ta­
mittel bereitgestellt werden. Eine Entscheidung dar­
über, wie weit den Bädern die ihnen aus dem Haushalt 
zugewiesenen Mittel als Eigenkapital belassen oder 
in welcher Höhe sie diese Mittel als Darlehen ver­
zinsen und tilgen sollen, ist noch nicht getroffen, 

Seit der Währungsreform haben die Staatsbäder und 
die beiden Pachtbetriebe Niederselters und Badean­
stalt Wiesbaden folgende Jahresergebnisse erzielt 
(+=Gewinn, -=Verlust): 
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IIL4BL42 1950 1.22.1 insgesamt 

in 1ooo DM in 1ooo DM in 1ooo DM in 1oooDM 
Bad Nauheim 91,6 36,0 -t 91' 7 29,9 
llad Salzhausen 13,9 + 1 ' il )2,7 44,8 
Bad Wildungen 33,7 40,7 + 73,il 0,6 
Bad Schwal bach 128,5 58,7 + 45,3 141 '9 
Schlangenbad 55,4 9,4 + 1 '0 63,il 
Badeanstalt 
Wiesbaden + 3.4 0,7 0' 1 + 2,6 
Staatsquelle 
Niederselters 0 8 + 112 + 6 6 + 112 

320,5 142,2 + 191 '6 271,1 
=====~== ======== ======== ========= 

Aus der Gegenüberstellung geht hervor, dass sich die 
Betriebe sehr unterschiedlich entwickelt haben. Dies 
hat seine Ursache darin, dass im Zuge des Wiederauf­
baues alljährlich neue Erfolgsfaktoren auftraten und 
andere in Wegfall kamen. Gleichmäßige Betriebsergebnis­
se sind erst dann zu erwarten, wenn der Wiederaufbau 
zerstörter Kureinrichtungen abgeschlossen ist, die z.z. 
von der Besatzungsmacht in Anspruch genommenen Anlagen 
freigegeben worden sind und deren Kapazität wieder voll 
genutzt werden kann. Ein Teil der Bäder wird jedoch die 
frühere Bedeutung erst nach der w·iedervereinigung 
Deutschlands zurückgewinnen können. 

Der im Gj. 1951 erzielte Jahresgewinn der Staatsbäder 
- ohne verpachtete Betriebe - hat sich wie folgt er­
geben: 

Aufwen­
dungen 

Erträge 

Verlust 

Gewinn 

bei Ab­
schrei­
bungen 
von 

Bad 
Nauheim 

3 479 093 
3 576 752 

97 659 

422 990 

Bad Bad 
Wildungen Schwal-

bach 

1 945 945 472 695 
2 019 697 517 981 

73 752 45 286 

Bad 
Schlangen- Salzhau-

bad sen Zusammen 

356 703 262 120 6 516 556 
357 705 229 472 6 701 607 

32 648 32 648 
1 002 217 699 

35 099 704 603 
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Wie hieraus zu ersehen ist, haben sich die Abschrei­
bungen auf Anlagen, die im Vorjahr rd. 393 ooo DM 
betrugen, infolge der erheblichen Investitionen auf 
rd. 7o5 ooo DM, also um rd, 312 ooo DM erhöht. Auch 
bei anderen Kostenarten, insbesondere den Personal­
kosten,ergaben sich erhebliche Mehraufwendungen ge­
genüber dem Vorjahr, 

Andererseits ist im Gj, 1951 erstmals Nutzungsent­
schädigung für die von der Besatzungsmacht in An­
spruch genommenen Gebäude und Betriebseinrichtungen 
gezahlt worden. Sie belief sich auf zusammen 
9o6 126 1 - DM, wovon 373 975,- DM auf das Gj. 195o 
und 532 151,- DM auf das Gj. 1951 entfallen. Der das 
vorhergegangene Geschäftsjahr betreffende Anteil an 
der vom Bund gezahlten Nutzungsentschädigung ist im 
Gj. 1951 als außerordentlicher Ertrag gebucht wor­
den. 

Der RH hat die Jahresabschlüsse der Staatsbäder so­
wie den Gesamtabschluß wie in den Vorjahren geprüft. 
Zu wesentlichen Be!J.nstandungen ergab sich Jcein Anlaß, 
Von einer Wiedergabe des Gesamtabschlusses in der 
De-11lcschrift kann abgesehen werden, nachdem dieser 
mit den vom RH festgestellten Beträgen der Staats­
haushaltsrechnung Rj. 1951 beigefügt worden ist. 

3. Landesbeschaffungsstelle Hessen (Kap. 11) 

Im ehern. Volksstaat Hessen war eine zentrale staat­
liche BeschAffungsstelle für den amtlichen 

Vordruckbedarf seit dem Jahre 1888 
Brennstoffbedarf seit dem Jahre 1911 
Büro- und Papierbedarf seit dem Jahre 1929 
Textilbedarf seit dem Jahre 1936 

eingerichtet. Die "Staatliche Beschaffungsetellen war 
bis zum Jahre 1945 für sämtliche Staatsbehörden, Be­
triebe und Anstalten tätig. Nach Kriegsende erstreckte 
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sich ihr Dienstbereich zunächst nur auf den Regierungs­
bezirk Darmstadt, bis auf Grund eines entsprechenden 
Kabinettsbeschlusses durch Erlaß des Ministers der Fi­
nanzen vom 3.Januar 195o die Regierungsbeschaffungs­
atelle in Darmstadt in eine 11 Landesbeschaffungsstelle" 
(LBSt) umgewandelt wurde, 

Zur Arbeitsweise der Landesbeschaffungsstelle ist fol­
gendes zu bemerken: 

Sämtliche staatlichen Behörden, Betriebe und Anstalten 
sind zur Erreichung günstiger Preise und Lieferungsbe­
dingungen grundsätzlich gehalten, die Durchführung 
ihrer Beschaffungsvorhaben der LBSt zu übertragen. Die 
Lieferungen und Leistungen werden durch diese Stelle 
nach der Verdingungsordnung für Leistungen und Liefe­
rungen (VOL) vergeben. Insbesondere handelt es sich 
dabei um die Beschaffung von Brennstoffen, Büromate~ 
rial, Büromöbeln, Schreib- und sonstigen Bürom~schinen, 
Textilien usf. sowie um die Vergebung aller Buohdru9k­
arbeiten einschließlich der erforderlichen Papierlie­
ferungen. 

Die Beschaffungen geschehen grundsätzlich nicht im We­
ge der Ausschreibung, sondern in der Regel freihändig. 
Dies hat seinen Grund im wesentlichen darin, dass im 

' Interesse der örtlichen Betriebe die zentrale Verge­
bung der Aufträge an einzelne Großlieferar nicht ins 
Auge gefaßt werden kann, sondern eine Streuung der 
Auftragsverteilung bei gleichen Wettbewerbsbedingungen 
über das ganze Land Hessen und teilweise auch auf 
nichthessische Firmen vorgenommen werden muß. 

Bei der Beschaffung von Brennstoffen liegt die Haupt­
aufgabe der LBSt darin, eine günstige Preisgestal­
tung für alle von ihr zu betreuenden Dienststellen 
durch entsprechende vertragliche Abmachungen mit den 
Lieferanten zu erreichen. Bei gegebenen zechenprei~ 
sen und Frachtsätzen für Großverbraucher werden be-
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sonders Einsparungen bei den Anfuhr- und Hebenkosten 
erzielt, die nur bei Zusammenfassung des behördlichen 
Brennstoffbedarfs ermöglicht werden können. Da der 
für eine Heizperiode zu deckende Bedarf hassisoher Lan­
desbehörden etwa 75 ooo t Brennstoffe umfaßt und die­
ser sich auf etwa 8oo Dienststellen mit sehr unter­
schiedlichen Liefarmengen verteilt, bietet die zentra­
le Preisgestaltung wesentliche Einsparungsmöglichkei­
ten. Die LBSt hat im Rj. 195o bei Gegenüberstellung 
der ortsüblichen Brennstoffpreise und der von ihr mit 
den Organisationen des Großhandels vertraglich ver­
einbarten Lieferpreise eine Ersparnis von rd. 1,2 M:l,o 
DM errechnet. Neben der Preisvereinbarung obliegt 
der LBSt noch die Kontingentbewirtschaftung und die 
Sicherstellung der· Lieferung im Rahmen dieser Kontin­
gente. Diese Aufgabe tritt mit zunehmender Verbesse­
rung der Bezugsmöglichkeiten in den Hintergrund und 
fällt mehr und mehr wieder den zu beliefernden Dienst­
stellen selbst zu. 

Ähnlich ist das Verfahren bei der Beschaffung des erfor~ 
derliehen Papiers. Dabei ist zu unterscheiden zwi-
schen dem Papierbedarf für von der LBSt in Auftrag 
gegebene Druckarbeiten und dem daneben noch anfallen­
den Schreibpapierbedarf. 

Der Einkauf des Papiers für Druckarbeiten wird von der 
LBSt unter Zusammenfassung der Einzelbedarfsmeldungen 
getätigt. Die Preisstellung kann daher auf Großmen­
genbasis fußen und erbringt wesentliche Einsparungen. 
Im Rj. 195o wurden z.B, von der LBSt für rd. 
214 3oo 1 - DM Papiere und Kartons bezogen. Sie hat 
hierbei eine Einsparung von rd. 64 ooo,- DM errechnet. 

Die im Rj. 195o von der LBSt vergebenen Druckaufträ­
ge beliefen sich auf etwa 4oo ooo,- DM. Die hierbei 
gegenüber einer Einzelvergebung durch die einzelnen 
Dienststellen erzielten Ersparnisse werden mit etwa 
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15o ooo,- DM angegeben. 

Besondere Abmachungen sind für den Bezug von Büroma­
terial und Schreibpapier getroffen. Diese werden im 
allgemeinen nicht durch die LBSt unmittelbar beschafft, 
sondern von den Dienststellen selbst über den örtli­
chen Handel bezogen. Die Preise für derartige Liefe­
rungen sind durch den sogen. Hessenvertrag mit den 
Orga~isationen des Einzel- und Großhandels sowie mit 
den Markenartikelfabriken geregelt. Danach erfolgt 
die Lieferung im allgemeinen auf der Basis des Werk­
preißes zuzüglich 15 v.H. Handelsspanne für den aus­
liefernden Kleinhandel. Für den sogen. Kleinbürobe­
darf (Federn, Radiergummi, Büroklammern) wird auf 
Grund der getroffenen Abmachungen ein Nachlaß von 
1o v.H. auf die Verkaufspreise des Einzelhandels ein­
geräumt. 

Dieses Verfahren ermöglicht es auch der LBSt, die auf 
sämtlichen Rechnungen die Angemessenheit der Preise 
bescheinigen muß, sich einen genauen Überblick über 
den Umfang der Bezüge von Büromaterialien zu ver­
schaffen, Nach den.Unterlagen der LBSt wurde für 1951 
folgender Jahresbedarf errechnet: 

Bri e:fordner 
Schnellhefter 
Farbbänder 
Kohlepapier 
Dauerschablonen 
Blei-, Tinten- und 
Farbstifte 
Schreibmaschinenpapier 
Durchschlagpapier 
Saugpost 
Aktendeckel 
Toilettenpapier 

55 ooo Stück 
195 000 II 

21 000 II 

1 ooo ooo Blatt 
144 000 II 

32 ooo Stück 
18 ooo ooo Blatt 
11 000 

18 5oo 
285 

33 

000 

000 

II 

II 

ooo Stück 
ooo Rollen. 

Da im allgemeinen auf den Fabrikpreis eine Kleinhan­
delsspanne von etwa 3o bis 4o v.H. aufgeschlagen wird, 
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liegt die Einsparung durch den Hessenvertrag etwa bei 
15 bis 25 v.H. bzw. 1o v.H. (für den sogen. kleinen 
Bürobedarf). Hinzu kommt, dass auch für Kleinbezüge 
Staffelpreise (= günstigste Großhandelslistenpreise) 
zur Anwendung kommen, die noch wesentlich über diesen 
Sätzen liegende Ersparnisse bringen, 

Ein weiteres Arbeitsgebiet der LESt bildet die 
Beschaffung von Büromöbeln, Büroein,rj,,g.h:J;wßen ~nq 
Büromaschinen. Die Vorteile liegen hier nicht nur in -.--
der günstigeren Preisgestaltung, sondern vor allem 
in der Normung und Vereinheitlichung der Büroeinrich­
tungen, die naturgemäß auch mit organisatorischen 
Vorteilen verbunden sind. 

Schließlich obliegt der LESt die Lagerhaltung für 
Papier und Vordrucke, Es besteht eine besondere Vor­
druckverwaltung in Frankfurt/Main-Hausen, 

Wie bei der Prüfung der Rechnungen für das Rj, 1951 
festgestellt wurde, haben die Verwaltungsbehördef\ die 
für das Beschaffungswesen im Lande Hessen maßgebli­
chen Vorschriften nicht immer beachtet, 

So wurde z,B, für eine nachgeordnete Behörde des 
Finanzministeriums eine Schreibmaschine über die Lan­
desbeschaffungsstelle zum Preise von 717,o7 DM be­
schafft, während für eine Schreibmaschine gleichen 
Typs, die von einem Kulturamt ohne Einschaltung der 
Landesbeschaffungsstelle bezogen wurde, 796 1 47 DM, 
mithin 79,67 DM mehr gezahlt wurden. Diese Mehraus­
gabe wäre vermeidbar gewesen. 

In einem anderen Falle wurden für Schränke, die ohne 
Beteiligung der Landesbeschaffungsstelle bezogen wur­
den, je 3o7,- DM eezahlt, während die Landesbeschaf­
fungsstelle in der Lage gewesen wäre, gleichartige 
Schränke zum Preise von 217,- DM zu beschaffen. Da 
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insgesamt 94 Schränke bezogen wurden, hätte sich bei 
Beteiligung der Landesbeschaffungsstelle eine Einspa­
rung von rd. 8 5oo,- DM erzielen lassen. 

Eine andere Dienststelle hat durch Beschaffung von 
Schreibmaschinen unter Außerachtlassung der maßgebli­
chen Vorschriften eine vermeidbare Mehrausgabe von 
rd, 8oo,- DM verursacht. 

Bei der Beschaffung einer Rechenmaschine durch ein 
Wasserstraßenamt über den örtlichen Fachhandel ohne 
Einschaltung der Landesbeschaffungsstelle wurde ein 
Preis von 1 75o,- DM berechnet, Wie von der Landesbe­
schaffungsstelle festgestellt wurde, betrug der Li­
stenpreis dieser Maschine nur 1 69o,- DM. Ferner hät~ 
te Anspruch auf Einräumung eines Bhördenr~batts be­
standen, so dass sich die Anschaffungskosten bei Be­
teiligung der Landesbeschaffungsstelle auf nur 
1 521,- DM belaufen hätten, Der Mehrbetrag von 229,-DM 
hätte somit erspart werden können. 

Der RH hat in derartigen Fällen veranlaßt, dass von 
der Verwaltung geprüft wird, ob schuldhafte Verstöße 
gegen die maßgeblichen Verwaltungsvorschriften vorlie­
gen und ob die verantwortlichen Bediensteten für den 
dem Lande entstandenen Schaden haftbar zu machen sind. 
Eine abschließende Stellungnahme der Verwaltung liegt 
noch nicht vor, 

VI. fiaushal t _des Ministers für Arbeit, LandwirtschafJi, 
und Wirtschaft - Epl. o7 -

1. Or anisations- und Wirtschaftlichkeitsprüfung 
beim Ministerium Ka • o1) 

Die in der Zeit von Anfang November 1951 bis Ende Feb­
ruar 1952 bei dem Ministerium für Arbeit, Landwirt­
schaft und Wirtschaft (MAL\'/) vorgenommene Organisa­
tions- und \'lirtschaftlicbkei tsprüftmg führte zusam­
menfassend zu dem Ergebnis, dass bei einer zweckent-
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sprechenden Aufgabenverteilung 1 teilweise auch einer 
gewissen Selbstbeschränkung in der Aufgabenstellung 
und bei Anwendung zweckmäßiger Arbeitsmethoden der 
Kräftebedarf noch eingeschränkt werden kann. Insge­
samt wurden 59 entbehrliche Kräfte ermittelt. 

Die in dem Gutachten vom 27.August 1952 niedergeleg­
ten Einzelergebnisse sind auf Grund des Sechstandes 
von Ende Februar 1952 gewonnen worden. Sie berücksich­
tigen daher auch nicht die Anfang des Jahres 1953 
vollzogene Ausgliederung der Hauptabteilung Landwirt­
sohaft aus dem ~!AL'/l und die Neuerrichtung deE~ Mini­
steriums für Landwirtschaft und Forsten. Die sachli­
chen, organisatorischen und personellen Auswirkungen 
dieser Neuordnung sind naturgemäß erheblich und las­
sen eine Überprüfung des Gutachtens geboten erschei­
nen, Zuvor müßten jedoch der Fachminister unq der 
Minister der Finanzen zu dem erstatteten Gutachten 
Stellung nehmen. 

2. Allgemeine Bewilligungen (Kap. o2) 

Der RH hat wiederholt festgestellt, dass die Verwen­
dungsnachweise nach § 64a RHO über Zuschüsse, die 
unter die "Allgemeinen Ausgaben" fallen, der Jahres ... 
rechnung e~tweder - entgegen den Bestimmungen der 
§§ 64 RllO und 58 RRO - überhaupt nicht beigelegen ha­
ben, oder ~:~l?er erst nachträglich, und zwar so spät 
vorgelegt worden sind, dass die abschließende Prüfung 
der Rechnung erheblich verzögert wurde. 

Außerdem ist aufgefallen, dass die Auszahlung von 
Teilbeträgen al'\ die Zusohußempfänger nicht immer 
11ach Maßgabe des tatsächlichen Bedarfs vorgenommen 
wurde, und dass durch die Zuweisung von :Mitteln noch 
kurz vor Ablauf des Rechnungsjahrs vielfach Überhänge 
im neuen Rechnungsjahr aus Mitteln des vorausgegange­
nen entstanden sind. Hierdurch wird der wirkliche Zu-
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schußbedarf verschleiert und eine richtige Veranschla­
gung für spätere Rechnungsjahre außerordentlich er­
schwert, wenn nicht gar unmöglich gemacht, 

Der RH hat deshalb d·en Minister für Arbeit, Wirtschaft 
und Verkehr gebeten, darauf hinzuwirken 1 dass die be­
willigten Mittel allgemein nur insoweit und nicht eher 
zur Auszahlung gelangen, als sie zur Begleichung fäl­
liger Zahlungen im Rahmen des Verwendungszwecks benö­
tigt werden, und dass Zuwendungen nur für die Zeit 
bis zum Ende des Rechnungsjahrs bewilligt werden. 

3. Akademie der Arbeit (Kap. 15) 

Die Akademie der Arbeit ist am 1.April 1951 in eine 
rechtsfähige Stiftung umgewandelt worden. Stifter 
sind das Land Hessen und der Deutsche Gewerkschafts­
bund, Auf Grund des § 3 Abs.2 der Stiftungsurkunde 
haben die Stifter vereinbart, dass die für die Er­
füllung des Stiftungszwecks erforderlichen Mittel in 
der Weise aufgebracht werden, dass das Land Hessen 
einen festen jährlichen Zuschuß in Höhe von 
1oo ooo,- DM leistet und der Deutsche Gewerkschafts­
bund für den Rest aufkommt. 

Die Verwendung der von den Stiftern zur Verfügung ge­
stellten Mittel soll nach§ 3 Abs, 3 der Stiftungs­
urkunde vom RH des Landes Hessen nach Maßgabe näherer 
Vereinbarung zwischen den Stiftern jährlich geprüft 
werden. Diese Vereinbarung kam erst im Rj. 1952 zu­
stande, so dass Prüfungen des RH noch nicht stattge­
funden haben. 

4. Landesernährungsamt Hessen in Frankfurt/Main (Kap,21) 

Die auf dem Gebiet der Ernährungswirtschaft seit der 
Errichtung des Landesernährungsamts eingetretenen 
grundlegenden Veränderungen haben den RH veranlaßt, 
sich auf Grund des § 96 Abs.1 Ziffer 4 RHO eingehend 
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mit der Frage einer zweckmäßigen sachlichen und orga­
nisatorischen Neuordnung in der Wahrnehmung der er­
nährungswirtschaftlichen Aufgaben zu befassen und da­
bei auch einschlägiges Vergleichsmaterial aus anderen 
Bundesländern heranzuziehen. 

Die Art und der Umfang dieser Aufgabe ergeben sich im 
wesentlichen aus den 4 Bundesmarktgesetzen, nämlich 
dem Getreidegesetz vom 4.November 195o (BGBl. s. 721), 
dem Zuckergesetz vom 5.Januar 1951 (BGBl. I s. 47), 
dem Milch- und Fettgesetz vom 28.Februar 1951 (BGBl.I 
s. 135) sowie dem Vieh- und Fleischgesetz vom 25.April 
1951 (BGBl. I s. 272) und deren Durchführung auf der 
Landesebene. Sie erfordern in erster Linie eine laufen­
de Aufsichts-, Verwaltungs- und Kontrolltätigkeit. Ein 
Teil dieser Aufgaben hat ministeriellen Charakter, der 
weitaus größte Teil aber ist verwaltender Art. Außer­
dem fallen in erheblichem Umfang Arbeiten an, die zwar 
dem Gebiet der Marktordnung und -regelung angehören, 
aber nicht Hoheitsaufgaben darstellen. 

Hieraus ist nach Auffassung des RH zu folgern, dass 
die Aufgaben ministerieller Art von dem Landesernäh­
rungsamt auf ein im Ministerium für Landwirtschaft 
und Forsten zu bildendes Referat für Ernährungswirt­
schaft zu verlagern sind. Die Verwaltungsaufgaben der 
Ernährungswirtschaft sollten durch ei~e obere Landes­
behörde mit dem Sitz in Frankfurt/Main unter wenig­
stens vorläufiger Beibehaltung einer Außenstelle in 
Kassel für den wirtschaftspolitisch besonders zu be­
handelnden nordhessischen Raum wahrgenommen werden. 
Aufgaben der Marktordnung und -regelung, soweit sie 
nicht Hoheitsaufgaben sind, wären möglichst den Land­
wirtschaftskammern, den Marktverbänden oder den Lan­
desvereinigungen zuzuweisen. Bei dieser Verlagerung 
ist jedoch zu berücksichtigen, dass ein Teil dieser 
Geschäfte seiner besonderen Art wegen eine Bearbeitung 
auf übergebietlicher Ebene erfordert, und ein anderer 
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Teil auf landwirtschaftliche Berufsvertretungen nicht 
verlagert werden kann, weil sonst die Interessen der 
Allgemeinheit nicht genügend gewahrt erscheinen, 

Der RH hat seine Ansicht dem Minister für Landwirt­
schaft und Forsten mitgeteilt. Die einschlägigen Fra­
gen sind mit Vertretern des Fach- und des Finanzmini­
steriums eingehend erörtert worden, wobei sich weit­
gehende Übereinstimmung ergab. 

5. Förderung der Landwirtschaft im allgemeinen (Kap,29) 

Das Land hat im Rj. 1951 den beiden Landwirtschafts­
kammern namhafte Beträge zur Beschaffung von Einrich­
tungsgegenständen für Landwirtschaftsschulen und zur 
Durchführung anderer Aufgaben zur Verfügung gestellt. 
Die Verwendung der Landesmittel ist an besondere 
Richtlinien des Ministers für Arbeit, Landwirtschaft 
und Wirtschaft gebunden, die u.a. besagen, dass grund­
sätzlich nach den Vorschriften der RHO und der RWB zu 
verfahren ist. 

Dabei hat eine Kamrner zahlreiche Beschaffungen noch 
nach Ablauf des Rj. 1951, teilweise bis zum Juli 1952, 
vorgenommen, obwohl entsprechend § 3o Abs.1 RHO die 
innerhalb des Rechnungsjahrs nicht verbrauchten Zuwen­
dungen nach den Richtlinien spätestens bis zum 3o.April 
1952 an die Staatshauptkasse zurückzuzahlen waren. 

Außerdem hat eine Kammer wiederholt Rechnungen für 
noch nicht ausgeführte Lieferungen bezahlt. Diese un­
zulässigen Vorauszahlungen konnten größtenteils durch 
Aufrechnungen abgewickelt werden. Die wieder erlang­
ten Beträge sind aber den Landesmitteln nicht wieder 
zugeführt, sondern mit rd. 1 5oo,- DM bei den Verwahr­
geldern gebucht worden. 

Ferner sind öfter Preisnachlässe, die im vorhergehen­
den Rechnungsjahr auf beschaffte Lehr- und Lernmittel 
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absprachegemäß zu gewähren waren, nicht an den Rech­
nungsbeträgen abgesetzt, sondern mit insgesamt 
1 7oo,- DM als 11 Vermischte Einnahmenu der Kammer be­
handelt worden, so dass auch dieser Betrag den r,an­
desmitteln nicht zugute gekommen ist. 

Die bei den Titeln 415 und 416 veranschlagten Mittel 
zur 11 Durchführung des Kontrollratsgesetzes Hr. 45 
- Bauerngerichte -" und für 11 Marktbeobachtungtt werden 
im Haushaltsplan der Landwirtschaftskammer Hessen­
Nassau in Frankfurt/Main unter einem Abschnitt zusam­
mengezogen. Die Ausgaben für diese beiden ganz aus 
Landesmitteln finanzierten Auftragsmaßnahmen sind mit' 
sonstigen ausschließlich von der Kammer zu tragenden 
Ausgaben vermischt. 

Um eine klare Haushaltsführung und einwandfreie Ver­
wendungsnachweise zu ermöglichen, hat der RH empfoh­
len, die staatlichen Auftragsmaßnahmen und andere Auf.­
gaben der Landwirtscnaftskammer rechnungsmäßig ausein­
anderzuhalten. 

Für die Untersuchung von ein- oder ausgefüb.rtem Obst 
und Gemüse erhebt die Landwirtschaftskammer Buchungs­
und Saohverständigengebühren. Die Pflanzenschutzstel­
len im Bundesgebiet berechnen, wie die Prüfung ergab, 
die Gebühren und die Vergütungen nach verschiedenen 
Grundsätzen. Die niedrigeren Sätze in Baden-Württem­
berg werden von den hessischen Obsthändlern, insbe­
sondere von denen der Bergstraße, zum Nachteil der 
Kammer ausgenutzt. 

Der RH hat daher bei dem Minister für Landwirtschaft 
und Forsten angeregt, sich für eine einheitliche Ge­
bührenregelung für das Bundesgebiet einzusetzen. 
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6. Domänenverwaltung - Selbstbewirtschaftete Domänen -
(Kap, 382: 

Der Grundbesitz der selbstbewirtschafteten Domäne 
Beberbeck hat bis zum 1,April 1931 einem Gestüt ge­
dient. Alle dazugehörigen, auf den Gestütsbetrieb 
zugeschnittenen Gebäude mußten bei der Einrichtung 
der Domäne übernommen werden, so dass diese einen er­
heblichen Überbestand an Gebäuden hat. 

Die Unterhaltung der nicht betriebsnotwendigen Gebäu­
de bedeutet für die Domäne eine erhebliche unwirt­
schaftliche Belastung, Das gilt insbesondere für das 
geräumige Schloßgebäude, das dem evangelischen Alters­
und Siechenhaus Hofgeismar auf 1o Jahre (bis Ende 
Februar 1956) gegen eine Jahresmiete von 3 258,- DM 
überlassen ist. 

Der RH hat vorgeschlagen, die nichtbetriebsnotwendi­
gen Gebäude zur Entlastung des Wirtschaftsbetriebs 
so bald wie möglich abzustoßen. 

Bei der Prüfung der Wirtschaftsrechnung für das Wirt­
schaftsjahr 1948/1949 hat der RH bereits darauf hin­
gewiesen, dass auch der Zustand der betriebsnotwendi­
gen Gebäude sehr zu wünschen übrig läßt, Es dürfte 
kaum möglich sein, jahrealten Nachholbedarf allein 
aus dem Wirtschaftsbetrieb zu decken, Auch würde hier­
durch das Wirtschaftsbild in nicht vertretbarem Maße 
beeinträchtigt. Der RH hat deshalb angeregt, die Mit­
tel zur Deckung des einmaligen Nachholbedarfs aus 
Haushaltsmitteln besonders zur Verfügung zu stellen, 
und nur laufende Unterhaltungskosten aus dem Wirt­
schaftsbetrieb bestreiten zu lassen. 

Die Wirtschafts-, Buch- und Kassenführung der Domäne 
Beberbeck richtet sich noch nach der Preußischen Ge­
schäftsanweisung für die selbstbewirtschafteten Domä­
nen vom 1.Januar 1941. Diese enthält einerseits Be-
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stimmungen, die heute als überholt gelten müssen. An­
dererseits bedarf sie aber auch der Ergänzung. Der RH 
hat daher vorgeschlagen, die Geschäftsanweisung aus 
dem Jahre 1941 den jetzigen Bedürfnissen anzupassen, 

7, Domänen_verwaltung - Staatsweing\i_ter-(Kap. 391 

Der RH hat sich eingehend mit den von den zuständigen 
Stellen seit 1949 wiederholt behandelten Fragen be­
faßt, ob die Staatsweingüter in einem Betrieb nach 
§ 15 RHO umzuwandeln und nur die voraussichtlichen 
Endergebnisse ihrer Wirtschaftsführung in den Haus­
haltsplan einzustellen seien, oder ob wenigstens eine 
Änderung der Buchführung anzustreben sei, Der RH ist 
dabei zu dem Ergebnis gelangt, dass bis auf weiteres 
weder eine Umstellung der Staatsweingüter auf einen 
Betrieb nach § 15 RHO noch eine grundsätzliche Ände­
rung der derzeitigen Buchführung erforderlich ist. 
Die Art des Betriebes läßt ein Wirtschaften nach Ein­
nahme- und Ausgabeansätzen des Haushaltsplans ohne 
Gefährdung des Betriebszwecks zu, Es ist ausreichend, 
wenn der Verwaltung, wie es schon bisher der Fall 
war, gestattet wird, die Haushaltsmittel für Betriebs-· 
ausgaben in der V/eise zu bewirtschaften, dass sie im 
Rahmen des Haushaltsbetrages an die Ansätze für die 
einzelnen Ausgabeposten nicht streng gebunden ist, 
Diesem Bedürfnis trägt auch die derzeitige Einrich­
tung der Buchführung seit Jahren bereits Rechnung. 

Die Verwaltung der Staatsweingüter hat rd. 21 ha 
Ackerland und rd. 5 ha Hausgartenland für jährlich 
1 231,5o DM, und zwar überwiegend an Betriebsangehö­
rige verpachtet. Die Pacht je ha beträgt im Durch­
schnitt rd. 48,- DM. Da im Tarifvertrag kein Deputat­
land vorgesehen ist, wurde die Pacht durch die 
Dienstordnung zur Ergänzung der Tarifordnung für die 
Staatsweingüter vom 2o.Mai 1939 mit 32 1 - DM bis 56,-DM 
je ha für Arbeiter festgelegt. Für die Angestellten 
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gelten höhere Pachtsätze. Die von den Betriebsangehö­
rigen zu zahlenden Pachtbeträge sind seitdem unverän­
dert geblieben, Betriebsfremde Pächter haben 18o,­
bis 24o,- DM je ha zu entrichten. 

Der RH hat eine Überprüfung der seit 1939 bestehenden 
Regelung und eine angemessene Erhöhung des Pachtsat­
zes für die Betriebsangehörigen angeregt, 

8, Bezirksforstämter und Forstämter (Kap. 51) 

a) Verwaltung forstlichen Sondervermögens 

Das von dem Forstamt Neustadt, Kreis Marburg/Lahn, 
verwaltete sogen. forstliche Sondervermögen von 
959 ha gehört mit 421 ha zum ehemaligen Reichsver­
mögen-OberkommandoMarine - (Wasag) und mit 
538 ha zum Vermögen der frtiheren Montan-Industrie 
GmbH., jetzt Industrieverwaltungsgesellschaft mbH. 
(IVG), Bonn, 

Die Ermittlung des Überschusses aus der gemein­
schaftlichen Verwaltung dieser beiden Vermögens­
massen und die Aufteilung des Gewinns auf die bei­
den Vermögensträger, die der RH auf Ersuchen des 
Ministers der Finanzen vorgenommen hat, waren 
recht schwierig und zeitraubend. Als Gesamtüber­
schuß während der Rje. 1948 bis 195o wurde der Be­
trag von 2o6 345,33 DM ermittelt. Dieser Betrag 
war unzutreffenderweise als Einnahme für das "Son­
dervermögen Montan-Industrie" behandelt worden. 
Die Prüfung durch den RH ergab jedoch, dass auf 
das Vermögen der früheren Montan-Industrie GmbH 
nur ein Anteil von 96 972,71 DM entfiel, während 
der Rest von 1o9 372,62 DMdas Vermögen der Wasag 
betraf und demgemäß als Landeseinnahme zu behan­
deln war. 
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b) Verwaltung und Wirtschaftsführung 

Bei der Prüfung der Rechnung eines Forstarn·t;s wurden 
z.T. erhebliche Mängel in der Verwaltungs- und 
Wirtschaftsführung festgestellt, 

Die Pflicht- und Ordnungswidrigkeiten des Amtsvor­
stehers sind durch Dienststrafen geahndet. Er ist 
seines Amtes als Vorsteher enthoben und verpflich­
tet worden, seine Arbeitsrückstände zu erledigen 
und die Unstimmigkeiten in den Wirtschaftsrechnun­
gen aufzuklären, Der Forstsekretär ist an ein an­
deres Forstamt versetzt worden, Das gegen ihn ein­
geleitete Strafverfahren führte in erster Instanz 
zu seiner Verurteilung, endete jedoch im zweiten 
Rechtszug mit seinem Freispruch. Der Angestellte 
des Forsta1nts, der sich Unregelmäßigkai ten hatte 
zuschulden kommen lassen, ist fristlos entlassen 
und bei der Staatsanwaltschaft Strafanzeige gegen 
ihn erstattet worden. 

Das Fachministerium hat Vorsorge getroffen, dass 
die ordnungsmäßige Verwaltung des Amtes künftig 
gewährleistet ist. 

c) Lohnauszahlungen an Walda..rJ?ei ter 

Das Abholen der Lohngelder durch die Haumeister 
bei den Staatskassen verursacht dem Land infolge 
Weitergewi:\hrung des Lohnes der Haumeister und Er­
stattung etwaiger Fahrtauslagen erhebliche Kosten, 
Sie betrugen je Forstamt monatlich etwa 6o,- DM. 
Insbesondere aber bestehen gegen dieses Verfahren 
im Hinblick auf die damit verbundenen Verlustge­
fahren starke Bedenken. 

Der RH hat deshalb vorgeschlagen, die Löhne durch 
Postbarscheck oder durch Überweisung auf Konten 
bei günstig gelegenen Geldinstituten auszahlen zu 
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lassen, wenn dadux·ch die pünktl:iohe Ioohnzahlung 
nicht gefährdet wird. Die Kosten für die Postbar­
sohecke betr~;~gen je Forstamt rd. 6,- DM und für die 
Haumeisterkonten rd, 1o,- DM monatlich, Die Sicher­
heit der Lohnauszahlung ist bei diesem Verfahren 
wesentlich größer als bei der Barabholung, Der Mi­
nister für Arbeit, Landwirtschaft und Wirtschaft 
hat dem Vorschlag des RH durch Erlaß vom 19.0ktober 
1951 - Z 3c (F) 861 - 319.oo entsprochen. Das Ab­
holen von Lohngeldern durch die Haumeister ist nur 
noch dort beibehalten worden, wo durch Postscheck 
oder Überweisung die rechtzeitige Lohnzahlung nicht 
gewährleistet ist oder der Wohnort des Haumeisters 
günstig zum Sitz der zuständigen Staatskasse liegt 
und die Beförderung des Geldes genug gesichert er­
Scheint, 

d) Anwendung des Loch)l:artenverfahrens 

Während der Forstwirtschaftsjahre 195o und 1951 
wurden die Holzeinnahme- und die Holzausgaberech­
nung versuchsweise mittels Lochkarten erstellt. 
Daneben wurde das bisherige Verfahren beibehalten. 
Auf Grund der guten Erfahrungen, die man mit dem 
Lochkartenverfahren machte, entschloß man sich, 
nachdem von dem Fachminister im Benehmen mit dem RH 
entsprechende Bestimmungen und Richtlinien erlassen 
worden waren, die Holzwirtschaftsrechnung vom Forst­
wirtschaftsjahr 1952 an nur noch mit Hilfe des 
Lochk~rtenverfahrens legen zu lassen. Dadurch sind 
auch die bei den Forstämtern zu führenden ein­
schlägigen Statistiken weggefallen. 

Inzwischen ist die Anwendung des Lochkartenverfah­
rens auch noch auf andere Arbeitsgebiete der Forst­
verwaltung ausgedehnt worden, Der RH behält sich 
vor, noch nil-her hie1·auf zurückzukommen, sobald ab­
schließende Erfahrungen vorliegen. 
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VII. HaushaU der Lande_ssch.l!J,.<L.:;-_]':.IJl. 13 -

1. Egtv{iCJSk.lJ.E~fl_Jl9llllldenst!;!.rutes in del} Rjn. 195J2J.. 
1 und 1952 

\'lie bereits in der Denkschrift zur StHR 1949 ausge­
führt wurde, ist das Landesschuldbuch nach § 4 des 
Gesetzes über Aufnahme und Verwaltung von Schulden 
des Landes Hessen vom 4.Juli 1949 (GVBl. s. 93) in 
3 Abteilungen zu führen. In Abteilung I sind die ei­
gentlichen Buchschulden des Landes einzutragen. Zu 
diesen gehören auch die kraft Gesetzes zu Buchschulden 
erklärten Verbindlichkeiten des Landes gegenüber der 
Bank deutscher Länder und der Postsparkasse, wie die 
Ausgleichsforderungen der Geldinstitute, Versiche­
rungsunternehmen und Bausparkassen und die Verpflich­
tungen, die sich aus dem Gesetz über die Entschädigung 
für Übereignung und Enteignung von Grundeigentum nach 
dem Gesetz zur Beschaffung von Siedlungsland und zur 
Bodenreform vom 4.Juli 1949 (GVBl. s. 87) ergeben. In 
Abteilung II werden die Schulden erfaßt, die keine 
Buchschulden sind. Abteilung III des Landesschuldbuches 
dient dem Nachweis der Verbindlichlcei ten aus der Über­
nahme von Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen. 

Die Anlegung des Landesschuldbuches war am Ende des 
Rj. 1951 im wesentlichen beendet. In der Abteilung I 
waren die Buchschulden, soweit sie bis zum 31.März 
1952 festgestellt waren, vollständig erfaßt. Die Ein­
tragungen in der Abteilung II waren noch unvollstän­
dig, da die Hypotheken- und Restkaufgeldschulden noch 
nicht abschließend ermittelt sind. 

Damit waren die Voraussetzungen für ein Tätigwerden 
des im § 5 des Gesetzes vom 4.Juli 1949 vorgesehenen 
Landesschuldenausschusses gegeben. Dieser besteht aus 
3 Mitgliedern des Landtags und dem Präsidenten des 
Rechnungshofs des Landes Hessen, der den Vorsitz führt. 
Der Landesschuldenausschuß hat bisher, gemeinsam mit 
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einem von dem Haushaltsausschuß des Landtags gebilde­
ten Unterausschuß für Fragen der Landesschulden, zwei 
Sitzungen abgehalten. In der Sitzung vom 1o.Juni 1952 
wurde der RH nach§ 6 Abs.1 des oben bezeichneten Ge­
setzes beauftragt, den Schuldenstand zum 31.März 1952 
auf Grund des Landesschuldbuchs festzustellen und hier­
bei auch die Ve~valtung der Schulden im Rj. 1951 zu 
prüfen. Der RH hat diese Prüfung vorgenommen und dem 
Landesschuldenausschuß über das Ergebnis in der Sit­
zung vom 12.März 1953 berichtet, der seinerseits dem 
Landtag unter Beifügung eines Abdrucks des Prüfungs­
berichts des RH über ')eine Tätigkeit im Rj. 1951 Be­
richt erstattete. In der gleichen Sitzung wurde der RH 
beauftragt, zu gegebener Zeit den Schuldenstand zum 
31.März 1953 festzustellen und zu prüfen, ob das Lan­
desschuld buch und die Verwaltung der Landesschulden--
im Rj. 1952 ebenfalls ordnungsgemäß geführt wurden. 
Der RH hat auch diese Prüfung inzwischen vorgenommen. 

Nach den vom RH getroffenen Feststellungen wies die 
Landesschuld am 31.März 1951, 31.März 1952 und 31.März 
1953 folgenden Stand auf: 

Stands 31.März 1951 .!.!..!h. 31.März 1952 v.H. 31.März 1953 .!.Jh 
1 ooo DM 1 ooo DM 1 ooo DM 

!.Buchschulden 

Ausgleichsfor­
derungen Geld-
institute 808 508,-
Versicherungs-
unternehmen u, 
Bausparkassen 162 ooo,-
Sonderausgleicm-
forderungen 17 494,-
Entschädigungs­
ford11rungen 
nach dl'lm GSB 

988 002,-

1 2' 6 

1,4 

17,0 

848 457.9 

185 760,1 

14 688,6 

8 586,2 

1 057 492,8 

58,3 868 589,5 

12,8 211 250,8 

1,- 13 183,8 

~ 9 087,3 
72,7 1102111,4 

13,4 

-,8 

-,6 

69,9 
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Stand: 31.März 1951 v,H, }1.März 1952 v.H. 31.März 1953 v.H. 
1 ooo DM 1 ooo DIA 1 ooo Dl4 

Ubertrag: 988 002~ 77,0 1 057 492,8 

I I. Sonstige 
Schuldan 
Altschulden 

Land Hessen 
ehem,Staat 
Preußen 

Neuschulden 

Darlehen des 
Bundes 
Unmittelbare 
Darlehen des 
Bundesaus-
gleichsamte 
Darlehen des 
Bundesaus-
gleichsamte aus 
dem Aufkommen 
aus Umstellungs­
grundschuldEm u, 

2 225,2 

91 '3 
2 316ä 

31 343.-

24 540,-

der Hypotheken­
gewinnabgabe 40 499,4 
Darlehen der LVA 2 000,-
Darlehen des 
Landesstocks fiir 
Arbeitseinsatz 21 000,­
Grundstücks-
lasten -,-
Kurz- u. mittel­
fristige Kredite -,­
Kasse nkre di t e _"..<.9 ?-7 ...,1;..:2~3f-!,.._7 

216 506,1 

III.Verbindlich­
keiten aus 
Bürgschaften 
u. Garantien 75 792,7 

1 282 617,3 

-,2 2 025,3 

85,9 
- 1 2 ---'2"-1!.-'1'-!1..J..:;:.2 

3,2 
-,2 

1 '6 

7.6 
16,9 

49 657,6 

108 830,4 
2 000,-

14 ooo,-

-,-

20 545,-
56 625.-

302 523,6 

5,9 93 292,7 

100,- 1 455 420,3 

12·1 1 102 111,4 

-,1 

- 1 

3.4 

7,5 
-,2 

1 '-

1 '4 
3.9 

20,8 

1 785,5 

80,4 
1 865,9 

88 942,5 

74 180,5 

130 358,8 
2 500,-

9 500,-

1 542,4 

36 467,-
30 582,-

374 073.2 

6,4 98 331.3 

100,- 1 576 381,8 

69,9 

-,1 

---- 1 

5,6 

4.7 

8,3 
-,2 

-,6 

-,1 

6,3 

100,-
=========== ===== ======~===~ g==== =========== ===== 

Wie sich aus der Gegenüberstellung ergibt, entfallen 
rd. 7o v.H. der im Landesschuldbuch zu erfassenden Ver­
bindlichkeiten auf die Ausgleichsforderungen der Ban­
ken, Versicherungsunternehmen und Bausparkassen, die 
diesen auf Grund der Währungsgesetze zustehen. Rechts­
natur und Berechnungsgrundlagen der Ausgleichsforde­
rungen sind in der Denkschrift zur StHR 195o eingehend 
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erörtert worden. Diese unverhältnismäßig hohen Ver­
bindlichkeiten lasten auf den Bundesländern, weil die 
Deutsche Bundesrepublik im Zeitpunkt der 'llährungsum­
stellung noch nicht bestand, Eine Ausnahme bilden, 
wenn man von späteren Regelungen wie Rentenaufbesse­
rungsgesetz, Umstellungsergänzungsgesetz, Altsparer­
gasetz und Gesetz über einen Währungsausgleich für 
Sparguthaben Vertriebener absieht, lediglich die 
Ausgleichsforderungen der Bank deutscher Länder und 
der Postsparkasse, die ursprünglich eine Schuld der 
Zweizonenverwaltung waren und heute Bundesschuld 
sind. Die Verteilung der Ausgleichsforderungen auf 
die einzelnen Länder wird stark von dem zufälligen 
Sitz der berechtigten Kreditinstitute, Versicherungs­
unternehmen und Bausparkassen beeinflußt. Die Bela­
stung der einzelnen Länder durch den Zinsendienst 
ist daher ungleich. 

Diese Ungleichheit der Belastung wird allerdings da­
durch gemildert, dass die Währungsgesetze für verla­
gerte Geldinstitute und für Geldinstitute mit Nieder­
lassungen in mehreren Ländern sowie für überregionale 
Versicherungsunternehmen und Bausparkassen eine Auf­
teilung der Ausgleichslast auf die Länder des Bundes­
gebiets vorsehen. Bei den als verlagert anerkannten 
Geldinstituten werden die zugeteilten Ausgleichsfor­
derungen gemäß § 8 der 35. DVO/UG auf die Länder des 
Bundesgebietes derart real aufgeteilt, dass auf das 
Sitzland 1/ 1o der Ausgleichsforderungen als Voraus 
entfällt und die restlichen 9/1o auf sämtliche Län­
der nach ihrem Aufkommen aus der Einkommen- und Kör­
perschaftsteuer im Rj. 1947 verteilt werden. Die bis 
zur Realaufteilung vom Sitzland vorgelegten Zinsen 
werden diesem in einem von den Ländern vereinbarten 
Olearing-Verfahren erstattet. 
Hinsichtlich der Geldinstitute mit Niederlassungen 
in mehreren Ländern sieht § 5 Abs.5 der 2. DVO/UG 
ebenfalls eine reale Aufteilung der Ausgleichslast 
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auf die beteiligten Länder nach näherer Vereinbarung 
der Finanzminister vor. Über den hierfür festzulegenden 
Schlüssel schweben noch Verhandlungen. 

Bei den überregionalen Versicherungsunternehmen sind 
die vom Sitzland vorgelegten Zinsen nach dem Prämien­
aufkommen in dem letzten vollen Geschäftsjahr vor dem 
21.Juni 1948 auf die beteiligten r,änder umzulegen. 
Auch diese Umlegung wird in einem Clearing-Verfahren 
durchgeführt, Aus diesem Verfahren erwuchsen dem Land 
im Rj. 1951 Aufwendungen in Höhe von 12 456 37o,96 DM 
ftr die Zeit vom 21.Juni 1948 bis zum 3o.Juni 1951. 

Ähnlich ist für die überregionalen Bausparkassen eine 
Aufteilung der Zinsenlast auf die Länder des Bundesge­
bietes nach den umgestellten Guthaben der in den ein­
zelnen Ländern wohnhaften Bausparer nach näherer Ver­
einbarung der Länder vorgesehen. Die nähere Regelung 
hinsichtlich der Bausrarkassen steht ebenfalls noch 
aus, 

Das Aufteilungsverfahren wird also bisher nur bei den 
verlagerten Geldinstituten und den Versicherungsunter­
nehmen durchgeführt. Aus der Abrechnung der Zinsfäl­
ligkeiten im Rj, 1952 hatte Hessen eine Clearing-Spitze 
in Höhe von 4 624 992 189 DM zu tragen, 

Die geschilderten Aufteilungsverfahren sind recht ver­
wickelt und verursachen einen erheblichen Verwaltungs­
aufwand, Es wird daher die Übernahme sämtlicher Aus­
gleichslasten auf den Bund erwogen. Eine Entscheidung 
hierüber wird jedoch wohl erst im Zusammenhang mit 
der nach Art. 1o7 GG zu treffenden Regelung ergehen 
können. 

Die Neuschulden des Landes Hessen, die sich am 31.März 
1953 auf rd. 373 Mio DM (= rd. 24 v.H. der Gesamtver­
schuldung) beliefen, sind zum größten Teil (= rd.2o v.H.) 
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durch die Förderung des sozialen Wohnungsbaus bedingt. 
Die J~rlöse aus den kl,l.rz- und mi ttelfrmigen Kredi!m, 
die 2,5 v.H, der Gesamtverschuldung ausmachten, dien­
ten zur Finanzierung des Hessenplanes und staatlicher 
Hochbaumaßnahmen. 

Besondere Erwähnung verdient der Kassenkredit, der am 
31.März 1951 noch 7,6 v.H. der Gesamtverschuldung be­
trug und zum 31.März 1952 auf 3, 9 v.H ., zum 31 .März 1953 
auf 1,9 v.H. der Gesamtverschuldung zurückgeführt wer­
den konnte. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der 
Kassenkredit der Landeszentralbank von Hessen, der sich 
am 31.März 1953 noch auf 3o Mio DM belief, am 16.April 
1953 jedoch vollständig zurückgezahlt wurde, Seitdem 
hat das Land Kassenkredite der Landeszentralbank noch 
nicht wieder in Anspruch genommen. 

Bei der Beurteilung der Heuverschuldung des Landes ist 
zu berücksichtigen, dass die Verbindlichkeiten aus­
schließlich zur Vornahme von Investitionen eingegangen 
wurden, Den Darlehen des Bundesministers für Wohnungs­
bau, des Bundesministers :für Wirtschaft und des Bundes­
ausgleichsamts in Höhe von rd, 293 Mio DM stehen die 
Vermögenswerte (Kassen- und Forderungsbestand)des Lan­
desstocks für Wohnungs- und Siedlungsbau gegenüber, 
während die zur Durchführung des Hessenplans aufgenom­
menen kurz- und mittelfristigen Kredite durch entspre­
chende Kapitalforderungen an wirtschaftliche Unterneh­
men gedeckt sind. Den zur Durchführung von Hochbaumaß·­
nahmen aufgenommenen kurz- und mittelfristigen Krediten 
stehen die durch diese geschaffenen Anlagewerte gegen­
über, so dass der Vorschrift des Art. 141 HV, wonach 
Geldmittel im Wege des Kredits nur bei außerordentli­
chem Bedarf und in der Regel nur für Ausgaben zu wer­
benden Zwecken beschafft werden dürfen, genügt wurde. 

Zu den Verbindlichkeiten des Landes aus ~y&schaften 
und Garantien nimmt der HH im Zusammenhang mit der Prü-
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fung der in den Rjn, 1948 bis 1952 auf Grund von Bürg­
schaften und Garantien des Landes gezahlten Ausfälle 
in Abschnitt BVIII 3, Buchstabe a) dieser Denkschrift 
ausführlich Stellung. 

2. Rortgang des Bestätigungsverf~Qrens für Ausgleichs­
forderungen 

Wie bereits in der Denkschrift zur StHR 195o näher dar­
gelegt wurde, werden die von den Geldinstituten, Ver­
sicherungsunternehmen und Bausparkassen vorzulegenden 
Umstellungsrechnungen vor ihrer Bestätigung durch die 
Aufsichtsbehörde von dem RH mitgeprüft. Diese Prüfungen 
verursachen einen im voraus nicht übersehbar gewesenen 
Arbeits- und Zeitaufwand. Obwohl das Bestätigungsver­
fahren bereits seit dem Jahre 1949 im Gange ist, konnte 
es bis heute noch nicht zum Abschluß gebracht werden. 
Am 31.0kto ber 1953 ergab sich folgender Arbeitsstand: 

Geldinstitute 
1. zugeteilte Ausgleichs­

forderungen 
2, noch nicht bestätigte 

(zu prQfende) Aus­
gleichsforderungen 

Summe 1 und 2 

Versicherungsunternehmen 
1. zugeteilte Ausgleichs­

forderungen 
2. noch nicht bestätigte 

(zu prüfende) Aus­
gleichsforderungen 

Summe 1 und 2 

Anzahl 

1 488 

19 
1 5o7 

744 

251 
_9_12 

Ausgleichs­
v.H. forderungen 

in 1ooo DM 

99 

74 

26 

.1.2.9_ 

684 836 

197 236 
882 o72 

36 195 

175 366 
211 561 
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Ausgleichs-
Anzahl- v.H. forderungen 

in 1ooo DM 
Baus12arkassen 
1 • zugeteilte Ausgleichs-

forderungen 5 63 4 o73 
2. noch nicht bestätigte 

(zu prüfende) Aus-
gleichsforderungen 3 --'21 728 

Summe 1 und 2 8 1oo 4 8o1 

Zusammenstellung 
1 • Summen von d~ 2 237 89 725 1o4 
2. Summen von 273 11 373 33o 

2 51o 1oo 1 o98 434 
====== ===== =========== 

Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass es sich 
bei den bis jetzt ausgesprochenen Bestätigungen nur um 
den vorläufigen Abschluß des Umstellungsverfahrens han­
delt und die Umstellungsrechnungen noch der Berichti­
gung unterliegen. Der Zeitpunkt des endgültigen Ab­
schlusses der Verfahren läßt sich z.z. noch nicht vor­
aussehen, 

VIII. Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltung - Epl. 17 -

1. Verwaltung der Landessteuern durchdie Oberfinanz­
direktion, die Finanzämter und Hauptzollämter 
(Kap. o1) 

Der RH hat die örtliche Prüfung der Veranlagung der 
Steuern, als der Haupteinnahmequelle des Landes, fort­
gesetzt. Es wurden 7 Finanzämter geprüft. Der BRH hat 
sich dabei in s-tärkerem Umfang als bisher, nämlich an 
4 Prüfungen, beteiligt. Die Oberfinanzdirektion Frank­
furt/M. hat die nach dem Kriege erstmals im Rj. 1951 
aufgenommene Vorprüfung der Steuereinnahmen des Bundes 
und des Landes ebenfalls fortgeführt und 6 Finanzämter 
vorgeprüft, 

Insgesamt wurden bisher vom RH 4o örtliche Prüfungen 
und von der Oberfinanzdirektion 11 örtliche Vorprüfun-
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gen der Finan~ämter durchgeführt. Es sind bisher von 
42 hessischen Finanzämtern 41 Ämter geprüft worden, 
davon 1 o Ämter zum zweiten Mal. 

Außerdem hat der RH bisher bei insgesamt 9 Hauptzoll­
ämtern und Zollämtern die Festsetzung und Erhebung der 
Biereteuer örtlich geprüft. 

Die Biersteuer der in Hessen ansässigen 65 Brauereien 
wird in 7 Hauptzollamtsbezirken ~it 21 Hebebezirken ver­
waltet. Ihr Aufkommen belief sich im Rj. 1951 auf rd. 
15 Mio DM. Die l'rüfungen des RH erfaßten die wichtig­
sten Hebebezirl'e und die Veranlagung von 37 Brauereien 
mit 13 1 8 Mio DM Biersteueraufkommen. Sie ergaben, dass 
insbesondere au:t:' dem wichtigen Gebiet der Schwunder­
mittlung Schwierigkeiten bestehen. Teilweise haben die 
Hauptzollämte~ Schwundsätze noch gar nicht festgestellt. 
A11ch sind Q.ie Bestandsaufnahmen der Brauereien durchweg 
ungenau. 

Die Ursache dafür, dass Schwundsätze vielfach noch nicht 
testgestellt sind, liegt in der Überlastung und in dem 
häufigen Wechsel der Bezirkszollkommif;lsare. Die Schwie­
rigkeiten bei der Schwundermittlung und die Ungenauig­
keiten bei den Bestandsaufnahmen haben technische Ur­
sachen. Die verschiedenen Behältnisse, wie z~B, die 
Gärbottiche, sind nicht geeicht, die Lagertanks bßsit­
zen keine geeichten Standanzeiger. Soweit die B?zirks­
zollkommissare au$ Zeitmangel nicht in der Lage sind, 
die Gefäße selbst zu vermessen, sollte die eichamtli­
ehe Vermessung nach § 77 Abs. 2 BierStDB angeordnet 
werden. Dagegen bietet das BierStG bis jetzt keine 
Handhabe, die Brauereien zum Anbringen geeichter Stand­
anzeiger zu veranlassen. Dass solche Maßapparate - ent­
gegen den Behauptungen mancher Brauereien - technisch 
möglich sind, ergibt sich aus der Tatsache, dass ein­
zelne Brauereien sie verwenden. 



Die Ungenauigkeiten in der Schvrondermittlung und in der 
Bestandsaufnahme bedeuten eine empfindliche Lücke in 
der Überwachung der Brauereien, Es bedarf der Verstär­
kung und Schulung des mit der Überwachung betrauten 
Personals, der Behebung der technischen Unvollkommen­
heiten und der Vervollständigung der gesetzlichen Grund­
lagen, wenn diese Lücke geschlossen und dadurch die 
vollständige Erfassung der Steuerquelle gesichert wer­
den soll, 

Die Prüfung der Finanzämter erstreckte sich auch im ab­
gelaufenen Jahr hauptsächlich auf 

die Organisation, 
die materielle Rechtsanwendung und 
den Stand der Erhebung und Beitreibung, 

Die Prüfungen haben gezeigt, dass das Finanzministerium 
und die Oberfinanzdirektion Frankfurt/M. sich nachhal­
tig bemüht haben, das Ergebnis der Verwaltungsarbeit zu 
heben und den Finanzämtern die Durchführung ihrer 
schwierigen Aufgaben nach Möglichlcei t zu erieichtern. 

Die Verbesserung der räumlichen Verhältnisse wurde 
planmäßig fortgesetzt, Mehrere Neu- und Erweiterungs­
bauten wurden ausgeführt. Insgesamt sind seit 1949 
14 Dienstgebäude neu errichtet, wiederaufgebaut oder 
erweitert worden. Andere Neu- und Erweiterungsbauten 
sind in der Ausführung begriffen oder geplant. Außer­
dem wurden in verschiedenen Fällen zur Behebung der 
Raumnot Diensträume angemietet. Trotzdem sind bei meh­
reren Finanzämtern die Unterbringungsverhältnisse 
noch immer unzulänglich. Überfüllung, Zersplitterung 
der Dienststellen und ihre räumliche Entfernung vom 
Sitz der Leitung erschweren einen geordneten Dienst­
betrieb und verursachen Leerlauf, Kosten und Minder­
einnahmen. 

Die Ausstattung mit technischen Hilfsmitteln und EiD­
richtungsgegenständen hat erfreulicherweise Fortschrit-
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te aufzuwei$en. Vornehmlich wurden Schreibmascl:rLnep, 
Rechenmaschinen, Aktenschränke 1 Schreibtische, Buch­
haltereitische, aber auch Buchungsmachinen und Frankier­
maschinen angeschafft. Der Außendienst wurde stärker 
motorisiert. Durch diese Anschaffungen hat die Verwal­
tung zur Erleichterung der Arbeitsbedingungen bei den 
Finan11ämtern wesentlich beigetragen. In diesem Zusam­
menhang ist auch zu erwähnen, dass der Bund und das 
Land Hessen beim Finanzamt Frankfurt/M.-West eine Lech­
kartenversuchsanlage eingerichtet haben, um festzu­
stellen, ob das Lochkartenverfahren bei der Festset­
;ung und der Erhebung der Steuern mit Erfolg angewen­
det werden kann. Da der Versuch noch nicht apgeschlofi!­
sen ist, kann ein Urteil noch nicht abgegeben werden. 

Auen die personelle Entwicklung ist vorangeschritten. 
Wie der RH in früheren Denkschriften schon mehrfach 
hervorgenoben hat, fehlte es in Hessen bisher an einer 
den Erfordernissen genügenden Finanzschule. Im Novem­
ber 1953 konnte nunmehr in Rotenburg/F. die neue Fi­
nanzschule eröffnet werden, die allen an sie zu stel­
lenden Ansprüchen gerecht werden kann. Es besteht Un­
terbringungs- und Unterrichtsmöglichkeit für 12o Be­
dienstete, so dass gleichzeitig drei Lehrgänge durch­
geführt werden können. Dadurch ist künftig sowohl die 
Heranbildung der Nachwuchskräfte als auch die Fort­
bildung der Finanzbeamten gesichert. 

Die Personallage wurde durch die Neueinstellung von 
Kräfi;en in beachtlicher Weise gebessert. Leider macht 
das stetige Anwachsen der Arbeitslast der Finanzämter 
die erfolgreichen Bemühungen der Verwaltung in ihren 
Auswirkungen immer wieder zu einem erheblichen Teil 
zunichte. '1/(ilnn der RH bei seinen Prüfungen Mängel und 
Schwächen in der Festsetzung und in der Erhebung der 
Steuern feststellt, so ist dies nicht zuletzt auf die 
noch immer zu knappe Besetzung der maßgebenden Arbeits­
~ebiete zurückzuführen. Die allgemeine Arbeitslage ist 
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nach wie vor angespannt. Die Arbeitsbelastung wird von 
Jahr zu Jahr größer, die Bearbeitung immer schwieriger. 
Die Zahl der Steuerpflichtigen nimmt ständig zu. 

Die Finanzämter kommen dadurch, dass die Veranlagungen 
der Steuern sich lückenlos aneinanderreihen, zu keiner 
Atempause, die ihnen gestatten würde, notwendige, aber 
immer wieder zurückgestellte Arbeiten, zu erledigen. 
Der Veranlagung 1951 folgten z.B. die Veranlagung der 
Vermögensabgabe und der Kreditgewinnabgabe, die Arbei­
ten in Verbindung mit der Hypothekengewinnabgabe nach 
dem Lastenausgleichsgesetz, die Feststellung der Ein­
heitswerte des Betriebsvermögens und die Hauptveranla­
gung zur Vermögensteuer. Diesen Arbeiten schloß sich 
die Veranlagung zur Umsatz-, Einkommen-, Körperschaft-, 
Gewerbe- und Kirchensteuer für das Jahr 1952 unmittel­
bar an. In der Zwischenzeit sind die an sich schon 
verwickelten und wiederholt geänderten gesetzlichen 
Bestimmungen, Durchführungsbestimmungen, Richtlinien 
und Tarife erneut geändert worden. Erwähnt seien nur 
die zweimalige 1\nderung der Abgabenordnung, die Ände­
rung des Umsatzsteuergesetzes und die sogen. kleine 
Steuerreform mit ihren zahlreichen Xnderungen auf ein­
kommensteuerlichem Gebiet. Die Änderungen hatten eine 
Vielzahl neuer Verwaltungsvorschriften mit zahlreichen 
Sonderregelungen aus sozialen und wirtschaftlichen Er­
wägungen zur Folge. Sie brachten in der Regel anstatt 
der beabsichtigten Vereinfachung eine weitere Kompli­
zierung. 

Die Ursachen und Schwierigkeiten liegen aber nicht nur 
auf dem Gebiet der Gesetzgebung und ihrer verwaltungs­
mäßigen Durchführung, sondern neuerdings auch in der 
Rechtsprechung. Der Bundesfinanzhof hat es sich zur 
Aufgabe gemacht, die Anwendbarkeit der Rechtsprechung 
des früheren Reichsfinanzhofs auf die veränderten Ver­
hältnisse der Gegenwart zu überprüfen. Die Folge ist, 
dass die Rechtsprechung in zunehmendem Maße bisher als 
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feststehend geltende Rechtsgrundsätze aufhebt oder ih­
nen eine veränderte. Deutung gibt. Dadurch wird die 
Rechtsmittelfreudigkeit bei den Steuerpflichtigen und 
die Unsicherheit in der Rechtsanwendung bei den Finanz­
ämtern zweifelsohne erhöht. Es kommt hinzu, dass sich 
der Verkehr mit den Steuerpflichtigen, worauf der RH 
in früheren Denkschriften wiederholt hingewiesen hat, 
zunehmend schwieriger gestaltet. Hohe Steuertarife bei 
wachsender Geldverknappung müssen zu steigendem Wider­
stand des Steuerpflichtigen gegen die Steuerforderun­
gen des Staates führen, Der Steuerpflichtige, und zwar 
auch der gutwillige, kämpft heute um Dinge, um die er 
sich früher kaum gekümmert hätte, und macht Schwierig­
keiten, die der Veranlagungsbeamte früher nicht ge­
kannt hat. Diese sachlichen und persönlichen Erschwer­
nisse belasten die Verwaltung in ungewöhnlicher \\'eise 
und fordern von ihren Bediensteten eine außergewöhnli­
che Arbeitsleistung, 

Auch die Zahl der Betriebsprüfer und Fahnder konnte 
den zu bewältigenden Aufgaben noch nicht in der erfor­
derlichen Weise engepaßt werden. Betriebsprüfung und 
Fahndung konnten, da den Zugängen gerade hier immer 
wieder beachtliche Abgänge gegenüberstehen, nur um 
16 Kräfte vermehrt werden. Nach den Angaben der Ver­
waltung fehlten am 1.0ktober 1953 noch immer 132 Be~ 
triebsprüfer und 46 Fahnder. Hierbei darf nicht über­
sehen werden, dass dieser Bedarf nach einem sehr zu­
rückhaltenden Schlüssel auf Grund von Vorkriegsver.,­
hältnissen berechnet ist, die heute bei weitem nicht 
mehr zutreffen. Das ergibt sich schon daraus, dass es 
in den letzten 3 Jahren auch solchen Betriebsprüfungs­
stellen, die verhältnismäßig gut besetzt sind und gut 
arbeiten, nur gelang, etwa die Hälfte der Großbetriebe 
zu prüfen. Die Schwierigkeiten der P;rüfung und qer Um­
fang des Prüfungszeitraums, der sich mitunter bis auf 
1o Jahre erstreckt, haben den Anschluß an den gesetz­
lich vorgeschriebenen dreijährigen Prüfungsturnus bis-
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her noch nicht ermöslicht. Die Folge ist, dass in vie­
len Fällen bis jetzt, d.h. vier Jahre nach dem Inkraft­
treten des DM·.:ßilanzgesetzes und über 2 Jahre nach 
Durchführung der ersten DM-Veranlagung, die DM-Eröff­
nungsbilanzen noch nicht geprüft werden konnten. Erheb­
liche Steuerbeträge sind infolgedessen bis heute nicht 
festgestellt und bei etwaiger späterer Feststellung 
mitunter kaum noch einbringlich. 

Welche Bedeutung jeder Vermehrung der Prüfer für die 
Einnahmeseite des Staatshaushalts zukommt, ist daraus 
ersichtlich, dass Betriebsprüfung und Fahndung im 
Rj. 1952 ihre Ergebnisse gegenüber dem Vorjahre wiederum 
erheblich, und zwar von 64 auf 86 Mio DM, d.h. um rd. 
35 v.H., steigern konnten. Diese Mehrsteuern sind in 
Höhe von 8 Mio DM dem Bund, in Höhe von 65,5 Mio DM 
dem Land und mit 12,5 Mio DM den Gemeinden zugeflossen. 
Da das Mehrergebnis durch den Einsatz von 5o9 Prüfern 
erzielt wurde, beträgt das Durchschnittsergebnis je 
Prüfer 17o ooo 1 - DM gegenüber 13o ooo,- DM im Vorjahr. 
Dem steht ein Besoldungsaufwand von 7 bis 8 ooo,- DM 
gegenüber. 

Da die Höhe des Aufkommens aber nicht nur von der rich­
tigen Festsetzung der Steuern, sondern weitgehend auch 
von der Arbeit der Erhebungsstellen abhängt, hat die 
Steuerverwaltung seit jeher ihre besondere Aufmerksam­
keit dem Vollstreckungsdienst zugewandt. Die Prüfungs­
ergebnisse des RH zeigen jedoch, dass die Vollstrek­
kungsstellen der Finanzämter mi~ ihrem gegenwärtigen 
Personalbestand ihre unter schwierigsten Umständen 
durchzuführenden Aufgaben auf die Dauer nicht in vol­
lem Umfang erfüllen können. Bei der Bedeutung, die 
diesen Stellen zukommt -das durchschnittliche Jahres­
aufkommen des Vollstreckungsdienstes liegt bei 6o Mio 
DM-wird sich eine ins Gewicht fallende Personalver­
stärkung nicht umgehen lassen. 
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Bei der Prüfung der materiellen Rechtsanwendung hat 
sich der RH hauptsächlich mit der Veranlagung der Lan­
dessteuern befaßt, Die bereits bei seinen früheren Prü­
fungen gemachte Erfahrung, dass die Veranlagungen oft 
der notwendigen Gründlichkeit entbehren, hat sich wie­
derum bestätigt. Die oben geschilderten Schwierigkei­
ten und der Zeitdruck hatten zur Folge, dass oftmals 
die Angaben in den Steuererklärungen nahezu ungeprüft 
übernommen, die Verprobung der Umsätze als Grundlage 
der Gewinnberechnung unterlassen, zu niedere oder feh­
lende Angaben zum Eigenverbrauch hingenommen, die Über-· 
prüfung der Bilanzen, insbesondere der Wertansätze für 
Anlagen, Waren und Wertberichtigungen sowie des Bilan­
zenzusammenhangs vernachlässigt, die Inanspruchnahme 
von Vergünstigungen auf Grund der §§ 7a bis e EStG un~ 
geprüft gelassen, offenbar zu niedere Aufschlagssätze 
und Privatentnahmen unbeanstandet hingenommen, auf 
fehlende Unterlagen verzichtet und undurchsichtige An~ 
gaben nicht aufgeklärt wurden. 

Derartige Mängel verletzen den Grundsatz der Gleich­
mäßigkeit der Besteuerung und enthalten dem Staat die 
dringend benötigten Einnahmen vor, Der RH war deshalb 
bemüht, die festgestellten Fälle, soweit möglich, einer 
Betriebsprüfung zuzuführen, um die finanziellen Auswir­
kungen der gemachten Fehler wenigstens nachträglich zu 
beseitigen. Die steuerlichen Ergebnisse dieser von de~ 
RH angeregten Prüfungen liegen erst z.T. vor. Da die 
Finanzämter neben diesen Sonderprüfungen ihre laufen­
den Aufgaben zu erledigen haben, dauert es oft zwei 
bis drei Jahre, bis sämtliche Prüfungsfeststellungen 
des RH erledigt sind. Infolgedessen haben erst 13 der 
geprüften Finanzämter angezeigt, dass die Prüfungsver­
fahren abgeschlossen sind, Von 16 weiteren Ämtern lie­
gen Teilergebnisse vor. Die dem RH bisher mitgeteilten 
rechtskräftig veranlagten Mehrsteuern belaufen sich 
auf insgesamt 6,3 Mio RM und 13,4 Mio DM; hiervon ent­
fällt auf den Zeitraum seit der Vorlage der Denkschrift 
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zur StHR 195o ein Betrag von 9,4 Mio DM, 

Die in der Steuerfestsetzung und in der Steuererhebung 
bestehenden Schwierigkeiten können, wenn eine sonst 
nicht zu umgehende Personalverstärkung vermieden werden 
soll, nur durch eine Reform des Veranlagungs- und Er­
hebungsverfahrens behoben werden. Ob dieses Ziel durch 
die geplante organische Steuerreform und die im Sta­
dium praktischer Versuche befindliche Umstellung der 
in der Finanzverwaltung in großem Umfange anfallenden . 
Rechen-, Buchungs- und Schreibarbeiten auf das Loch­
kartenverfahren (siehe Abs. 1o dieses Abschnitts) er­
reicht werden kann, muß abgewartet werden. 

2, Allgemeine Staatsvermögensverwaltung (Kap. o4) 

Verwaltung der vom I,ande Hessen gewährten Finanzie­
rungshilfen (Staatskredite und Staatsbürgschaften) 

Nachdem bei der Oberfinanzdirektion eine Landesvermö­
gensabteilung eingerichtet worden war, wurde durch Er­
laß des Ministers der Finanzen vom 7.Juni 1951 eine Ab­
grenzung der Zuständigkeiten zwischen dem Ministerium 
der Finanzen und der Oberfinanzdirektion auf dem Gebie­
te der Landesvermögensverwaltung (Liegensohaftsverwal­
tung und Verwaltung der Kapitalforderungen) vorgenom­
men, Nach dem Erlaß ist die Oberfinanzdirektion zu­
ständig für den Erwerb und die Veräusserung von Grund­
stücken sowie für die Bestellung von Erbbaurechten, für 
die Belastung sowie die Aufhebung oder 1\nderung von Be­
lastungen von Grundstücken, für Erbschaften des Landes 
und für die Anlegung und Führung des Grundbesitzver­
zeichnisses, Hinsichtlich der Verwaltung der Kapital­
forderungen bestimmt der Erlaß, dass diese, soweit an­
gängig, von einer "Treuhandstelle für Landeskrediten 
übernommen werden sollen, 

Diese Aufgabe ist durch Kabinettsbeschluß vom 11.März 
1952 der Hassischen Treuhandverwaltung GmbH., Wiesbaden 
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(HTV) übertragen worden, die am 8.März 1951 gegründet 
und zunächst mit der Abwicklung des IRSO-Abkommens 
(vgl. Abschnitt B IX 1 dieser Denlwchrift) beauftragt 
wurde, Die Verwaltung der staatlichen Kredite und Bürg­
schaften lag bis dahin in der Zuständigkeit der einzel­
nen Ressorts. Es war daher infolge der fehlenden Koor­
dinierung nicht ausgeschlossen, dass nicht nur Doppel­
arbeit geleistet wurde, sondern auch unterschiedliche Be­
urteilungen der Schuldner und Doppelbewilligungen von 
Finanzierungshilfen vorkamen. Die Neuregelung ent-

• 
sprach aber auch dem Bestreben, in den Ministerien in 
Zukunft nur Aufgaben erledigen zu lassen, die ihrem We­
sen nach der Ministerialinstanz vorbehalten sind, Fer­
ner schien eine kaufmännisch geführte, bankähnliche 
Einrichtung in der Rechtsform einer GmbH, für d,ie hier 
in Rede stehenden Aufgaben besonders geeignet. 

Der HH hat im Februar 1953 örtliche Erhebungen bei der 
Gesellschaft vorgenommen, um festzustellen, ob die in 
dem Kabinettsbeschluß vom 11.März 1952 näher bezeichne­
ten Kapitalforderungen und Staatsbürgschaften ordnungs­
gemäß übernommen worden waren und ob die von der Gesell­
schaft für die Verwaltung getroffenen Vorkehrungen aus­
reichten. Wie festgestellt wurde, beschränkt sich die 
Tätigkeit der Gesellschaft nicht auf die Verwaltung von 
Staatskrediten und Staatsbürgschaften, vielmehr hat das 
Unternehmen auf Grund einer Vereinbarung mit der La­
stenausgleichsbank auch die Verwaltung der aus Sofort­
hilfe- bzw. Lastenausgleichsmitteln gewährten Darlehen 
übernommen. Hierbei obliegt es der Gesellschaft, die 
Anträge auf Zuteilung von Krediten bis zur Entschei­
dungsreife zu bearbeiten und die gewährten Darlehen 
treuhänderiech für die Lastenausgleichsbank zu verwal­
ten. 

Am 31. Dezember 1952 wiesen die von der HTV verwalte­
ten Finanzierungshilfen des Landes und des Lastenaus­
gleichsfonds etwa fol~:;enden Stand auf: 



- 85 -

Kredit- bzw.Bürg­
schaftsfälle 

A. Landesmittel 

r. Staatskredite 
aus Haushaits-
mittein 
Großkredite 
Kleinkredite 
Ubergangshilfen 
Hessenplankredite 

I I. Staatsbürgschaften 
1oo v.H., 6o v.H.u. 
27 v.H. Staatsbürg-
schaften 
(ohne Filmbürg-
schatten) 

B. Lastenausgleichsmittel 
III. Soforthilfe- und 

L~stenausgleichs­
darlehen 

7o 
2 31o 

53o 
12o 

3 o4o 

3 12o 

3 12o 

13 000 

2oo 

3oo 

rd. DM 

2 252 5oo,-
4 953 8oo,-

1o6 6oo,-
18 672 9oo ~.,-
25 985 8oo 1 -

84 252 9oo 1-

84 252 9oo,-

43 ooo ooo,-

11 5oo ooo,-

3 ooo ooo,-

Existenzaufbau­
hilfeil rd. 
Gemeinschaftshilfe­
darlehen zur Schaf­
fung von Dauerar­
beitsplätzen rd. 
Betriebsmittelkre­
dite aus Lastenaus­
gleichsmitteln für 
Vertriebene und 
Sachgeschädigte rd. 
Eingliederungsdar­
lehen aus dem La­
stenausgleich für 
Betriebe und freie 
Berufe noch nicht buchhalterischerfaßt 

13 5oo 
19 66o 

===c==::== 

57 5oo ooo,-
167 738 7oo,-
===::;:===::::;===~;:::== 

Wie sich aus der Übersicht ergibt, verwaltet die HTV 
keineswegs alle Kapitalforderungen des Landes, deren Be­
deutung die Bearbeitung durch eine besondere Stelle er­
fordert. Entsprechend dem bereits erwähnten Kabinetts­
beschluß sind insbesondere die Landesbaudarlehen, die 
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Darlehen zur Durchführung der landwirtschaftlichen Sied­
lung und der l!'lüchtlingssiedlung, die Darlehen zur För­
derung der landwirtschaftlichen Flurbereinigung sow:).e 
die Darlehen zur Schaffung von Wohnraum für Verwaltungs ... 
angehörige nicht von der HTV zu verwalten. Von den 
Staatsbürgschaften sind insbesondere die Filmbürgschaf­
ten, Bürgschaften zugunsten der Deutschen Bundesbahn 
und verschiedene sonstige Bürgschaftsfälle mit Nominal­
beträgen von etwa 26 Mio DM nicht in die Verwaltung der 
HTV übernommen worden. 

Zur Zeit der örtlichen Erhebungen des RH, war die Erfas­
sung der zu verwaltenden Kredite und Bürgschaft:;Jfälle 
noch nicht abgeschlossen. Eine Eröffnungsbilanz war da ... 
her noch nicht aufgestellt worden. Die Abstimmungsarbe:).­
ten mit den bisher :für die Verwaltung zuständigen Stel­
len und den durchleitenden Banken gestalteten sich des­
halb schwierig, weil, wie bereits erwähnt, gewisse Kre­
dite und Bürgschaftsfälle nicht in die Verwaltung der 
HTV übergehen sollten. 

Der RH hat in einem Gutachten über die Organisation 
der HTV darauf hingewiesen, dass der in dem Kabinetts­
beschluß gebrauchte Begriff der "Kreditverwaltung" zu 
eng gefaßt ist. Er hat angeregt zu prüfen, ob es nicht 
zweckmäßiger ist, der HTV neben der Betreuung der ge­
währ.ten Kredite auch die vollständige Bearbeitung del;' 
Kredit- und Bürgschaftsanträge bis zur Entscheidungs­
reife zu übertragen, ähnlich wie dies bei den Lasten­
ausgleichsdarleben geschehen ist. Nur bei einer sol­
chen Regelung erscheint es dem RH möglich, die Verwal­
tung zu vereinfachen und Doppelarbeit zu vermeiden. In 
diesem Zusammenhang wurde auch die Frage aufgeworfen, 
ob es nicht zweckmäßig wäre, die HTV,die sich z.z. für 
ihre Ermittlungen jeweils der Landesprüfstelle def) 
Ministeriums für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr oder 
einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedienen muß, 
mit einer eigenen Prüfungsabteilung auszustatten, und 
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zu diesem Zweck die bei der Landesprüfstelle freiwer­
denden Prüfer in den Dienst der HTV zu übernehmen. 

Der RH hält es ferner für erforderlich, die Befugnisse 
der HTV und ihre Verpflichtungen gegenüber dem Lande 
Hessen im einzelnen durch einen Treuhand- und Verwal­
tungsvertrag näher zu bestimmen, Auch das Verhältnis 
zwischen der HTV und der Lastenausgleichsbank bedarf 
noch der vertraglichen Regelung, wobei insbesondere 
auch das mit der Kreditverwaltung verbundene Wagnis 
berücksichtigt werden müßte, um die HTV und letztlich 
das Land Hessen vor vermeidbaren Verlusten zu bewah­
ren, Schließlich müssen die Zuständigkeiten der Ge­
schäftsführer und der Abteilungsleiter der Gesell­
schaft im Hinblick auf ihre Verantwortlichkeit gegen­
einander abgegrenzt und ihre Aufgaben durch innerbe­
triebliche Richtlinien geregelt werden, 

Auch bestand Veranlassung zu dem Hinweis, dass das 
Rechnungswesen der HTV einer grundlegenden Neuordnung 
und Ergänzung bedarf. Der RH hat vorgeschlagen, für 
die Staatskredite eine Loseblattbuchführung einzurich­
ten und fÜr Bürgschaften einen rechnungsmäßigen Nach­
weis durch Einrichtung einer Lochkartei zu schaffen. 
Für die Lastenausgleichsdarlehen wird erst nach end­
gültiger Festlegung des Vertragsverhältnisses zwi­
schen Lastenausgleichsbank und HTV entschieden werden 
können, welcher der beiden Erfassungsmethoden der Vor­
zug zu geben ist, 

Zur Zeit der örtlichen Erhebungen durch den RH unter­
schied sich die Tätigkeit der HTV noch kaum von der­
jenigen einer staatlichen Verwaltungsstelle,Dies ist 
nicht verwunderlich, da die meisten der bisher in den 
Ministerien mit diesen Aufgaben befaßten Bediensteten 
von der Gesellschaft übernommen worden waren und dort 
ihre Tätigkeit fortsetzten. Der RH hat daher angeregt, 
den kaufmännischen Charakter der Gesellschaft nicht nur 
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durch eine entsprechende Ausgestaltung des Rechnungs­
wesens, sondern insbesondere dadurch zu betonen, dass 
sie in die Lage versetzt wird, ihre Aufgaben weitgehend 
selbstverar.twortlich zu erledigen und ihre Aufwendungen, 
die sie z.z. im wesentlichen aus der Staatskasse er­
setzt erhält, aus eigenen Erträgen zu decken. 

Es ist zu erwarten, dass den Anregungen des RH weit­
gehend entsprochen wird, Die endgültige Regelung steht 
jedoch noch aus, Der RH wird in der nächsten Denkschrift 
auf die Angelegenheit zurückkommen, 

3, Staatsbürgschaften und Garantien (K.§IP• o5) 

a) Bürgschaftsausfä]}~ 

Der RH hat die in den Rjn. 1949 bis 1952 entstande­
nen Ausgaben im Zusammer!hang mit vom Lande übernom­
menen Bürgschaften und Garantien im August 1953 ge­
prüft, Es erschien angebracht, eine zusammenfassen­
de Prüfung für mehrere Rechnungsjahre vorzunehmen, 
da eine zutreffende Beur-~eilung der Risiken und der 
zu ihrer Abwicklung zu treffenden Maßnahmen auf 
Grund der Vorgänge nur eines Jahres kaum möglich 
ist. Es wurden daher in den Bemerkungen zur StHR für 
die vorhergegangenen Rechnungsjahre gemäß § 1o7 Abs.4 
RHO entsprechende Vorbehalte gemacht. 

zum Jahre 1952 Dem Minister der Finanzen sind bis 
folgende Bürgschaftsermächtigungen erteilt worden: 

durch Gesetz vom 6.Juni 1946 
(GVBl. S. 174) 

durch das Haushalts~esetz 
( G VBl. S , 81 ) 

durch das Haushaltseesetz 
(GVBl, S. 125) 

1948 

1949 

durch das Haushalts~esetz 195o 
(GVBl. S. 211) 

durch das Haushaltsgesetz 1951 
( GVBl. S, 53) 

durch das Haushaltsßesetz 1952 
( GVBl. S. 121 ) 

zusammen 

5o Mio l;?.M 

5o Mio RM 

5o Mio DM 

5o Mio DM 

6o Mio DM 

6o Mio DM 

_2~~-~~~-~~Z:P~ 
--------~-----

I 

r 
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Nach den Haushaltsgesetzen 1948, '1949 und 195o er­
streckte sich die Ermächtigung auf die Übernahme 
von Bürgschaften und Garantien zur Befriedigung un­
abweisbarer, duroh die Wirtschaft,slage hervorgerufe­
ner Bedürfnisse, In den Haushaltsgesetzen 1951 und 
1952 war bestimmt, dass von der Ermiichtigung nur 
zur Durchführung dringender dem Wiederaufbau die­
nender Maßnahmen Gebrauch gemacht werden sollte. 
Die Ermächtigungen sind nicht in voller Höhe ausge­
schöpft worden, 

Soweit der RH auf Grund der vorhandenen Unterlagen 
feststellen konnte, haben sich die Verpflichtungen 
des Landes aus übernommenen Bürgschaften und Garan­
tien nach Nennwerten in der Zeit vom 9.September 
1951 (letzte vom RH vorgenommene Bestandsaufnahme) 
bis zur Zeit der Prüfung (Stichtag 1o.September 
1953) wie folgt entwickelt: 

1. Gewerbliche Unter­
nehmen 

Bestand 
9.9.51 
Mio DM 

2. Freie Berufe 1,o 

). Remontage und ver-
lagerte Betriebe 4,9 

4. Bauten auf staatlichem 
Gelände o,6 

5. Schwerpunktprogramm 
Nordhessen im Rah­
men des Arbeitsbe­
schaffungsprogramms 

6. Industrie und Film­
industrie 

7. Sonstige Bürgschaf­
ten 

Zusammen: 
====== 

Zugang Abgang Bestand 
1o.9.53 

Mio DM Mio DM Mio DM 

22,7 

o,9 

36,o 

7,1 

66,7 
===== 

8,9 
o,4 

o,) 

o,4 

7,6 

o,8 

2o,7 
===== 

51' 1 
o,6 

2,6 

o,) 

1o,3 

23,9 

135' 1 
===== 

Es dürften somit seit dem September 1951 neue Bürg­
schafts- und Garantieverpflichtungen in Höhe von 
rd. 66 Mio DM übernommen worden sein, während sich 
Verpflichtungen in Höhe von rd, 2o,7 Mio DM durch 
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Rückzahlung der Kredite, Verzichte der Kreditnehmer 
oder durch Erstattung der Ausfallbeträge durch das 
Land erledigten, Vom Lande Hessen sind sei•t der Wäh­
rungsreform an Ausfällen au* Bürgschafts- und Garan­
tieverträgen gezahlt worden: 

Ausgaben 

1949 
195o 
1951 
1952 

Rückflüsse 
1950 
1951 
1952 

Mithin vorläufiger Aus­
fall bis zum Schlusse 
des Rj, 1952 

DM 

843 294,72 
3 326 951,16 
3 47o ooo,--
5 5oo 0001--

13 14o 245,88 

9 147,31 
16 856,16 

179 525 2o4 
2o5 528, 51 

12 934 717,37 
============== 

Der RH hat seine Prüfung auf die fälle beschränkt, 
in denen die vom Lande zu tragenden Ausfälle den 
Betrag von 2o ooo,- DM übersteigen, Geprüft wurden 
98 Fälle mit Ausfallbeträgen in Höhe von insgesamt 
6 1 3 Mio DM, d,s, rd, 5o v.H. der gesamten Ausfälle. 
Unberücksichtigt blieben bei der Prüfung die Aus­
fälle aus Filmbürgschaften, die insofern noch nicht 
endgültig feststehen, als noch -wenn auch geringe -
Einspielergebnisse zu erwarten sind, 

Eine Aufgliederung der von uns geprüften Ausfälle 
nach Gewerbezweigen ergibt folgendes Bild: 
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1 ooo DM 

1. Land- und Forstwirtschaft 
2. Industrie 

Metallverarbeitende 
Industrie 
Chemie und Kunststoffe 
Steine und Erden 
Keramische Industrie 
Glasindustrie 
Baugewerbe 
Bautischlerei und Möbel­
herstellung 
Sonstige Holzverarbeitung 
Textilindustrie 
Bekleidungsgewerbe 
Lederverarbeitende Industrie 
Nährmittel-, Süß- und 
Teigwarenindustrie 
Elektroindustrie 
Filmindustrie 

3. Handwerk 
4, Transport- und Verkehrs­

gewerbe 
5. Gaststätten- und Beher-

bergungsbetriebe 
6. Handel und Großhandel 
7. Gesundheitspflege 
8, Freie Berufe 

195 

226 
235 
823 
481 
7o6 
144 

316 
99 

355 
83 

193 

71 
646 

16 
4 394 

154 

22 

5 
1 467 

22 

58 

3 

4 
4 

13 
8 

11 
2 

5 
1 
6 
1 
3 

2 
1o 

~ 

71 
2 

23 

1 

6 317 1oo 

Naoh dem Entstehungsgrund der Insolvenz und des 
Ausfalls gegliedert, ergibt sich etwa folgendes 
Bild: 

1. Sohlechte Geschäfts­
führung, Fehler der 
menschlichen (morali­
schen) Qualitäten als 
Unternehmensleiter, 
korruptive und speku-

Fälle 

lative Geschäfte 1o 
2. Sohlechte Geschäfts­

führung, Fehler der 
fachlichen Qualitäten 
als Unternehmensleiter, 
Lieferung schlechter 

Beträge 
1ooo DM 

1 362 21 

Erzeugnisse --~2~6 _____ 2~3~1~5~----~3~6~ 
zu übertragen: 36 3 677 57 
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Übertrag: 36 
3. Schlechte Geschäfts~ 

führung, mangelhaftes 
Rechnungswesen, Wirt-
schaften ohne betrieb-
liche Aufzeichnungen 6 

4. Nicht bestimmungsgemäße 
Verwendung der Kredit-
mittel 6 

5. Fehlinvestitionen, Be­
schaffung unbrauchbarer 
oder unnötiger Anlage-
gegenstände 2 

6. Falsche Beurteilung der 
Marktlage und mangelnder 
Absatz 38 

7. Scheitern betrieblicher 
Entwicklungsarbeiten 3 

8. Krisenerscheinungen in 
einzelnen Branchen 4 

9, Sonstige, nicht in der 
Person des Inhabers 
oder in der Betriebs-

Beträge 
Tooo DM 

3 677 

29o 

123 

314 

1 693 

55 

1oo 

57 

5 

2 

5 

27 

1 

2 

führung liegende Gründe --~3~------~6~5~-------1~ 
98 6 317 1oo 

========================= 
Eine Gliederung nach der ~eitfolge der Bürgschafts­
übernahmen zeigt folgendes Bild; 

Bürgschafts-
verpflichtung Beträge v.H. 

aus dem Rj, 1ooo DM 

1947 282 4 
1948 3 3o8 52 
1949 2 o37 32 
195o 669 11 
1951 21 1 
1952 

6 317 1oo 
======= ==== 

Wie eingangs ausgeführt, enthielten die Haushalts­
gesetze 1948, 1949 und 195o Ermächtigungen zu Bürg­
schaftsübernahmen nur in Fällen unabweisbarer, durch 



die Wirtschaftslage hervorgerufener Bedürfnisse, 
Da die meisten dar vom RH geprüften Bürgschafts­
fälle aus diesen Jahren herrühren, war bei der Prü­
fung auch zu untersuchen, ob die Bürgschaftsüber­
nahme im Rahmen dieser Ermächtigung lag. Ferner war 
zu prüfen, ob die Voraussetzungen für eine Inan­
spruchnahme des Landes sowohl dem ,Grunde als auch 
der Höhe nach gegeben waren und ob die beteiligten 
Landesbehörden und kreditgewährenden Banken alles 
Erforderliche getan haben, um eine Inanspruchnahme 
des Landes zu verhindern oder so gering wie möglich 
zu halten. 

Ein unabweisbares, durch die Wirtschaftslage her­
vorgerufenes Bedürfnis dürfte nur dann vorgelegen 
haben, wenn die Übernahme der Bürgschaft erforder­
lich war, um eine ernste Schädigung wirtschafts­
und sozialpolitischer Interessen des Landes zu 
vermeiden. Es genügte also nicht, dass die Belan­
ge der Kreditsuchenden die Übernahme der Bürg­
schaft angezeigt erscheinen ließen, sondern es muß­
te ein unter den erwähnten höheren Gesichtspunkten 
gerechtfertigtes Kreditbedürfnis vorliegen. Kei­
nesfalls lag aber hiernach die Übernahme einer 
Staatsbürgschaft im freien Ermessen der für die 
Entscheidung zuständigen Stellen. 

Wie bei der Prüfung festgestellt werden konnte, 
ist ein großer Teil der bis Ende des Jahres 1949 
übernommenen Bürgschaften unter diesen Gesichts­
punkten nicht vertretbar gewesen. 

Dies dürfte im wesentlichen darauf zurückzuführen 
sein, dass es zunächst verabsäumt würde, in den 
für das Verfahren bei der Übernahme und Verwaltung 
von Staatsbürgschaften maßgeblichen Verwaltungs­
vorschriften (Finanzierungsrichtlinien vom 8,Novem~ 
ber 1946 und 24.April 1947) den sachbearbeitenden 
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Stellen eindeutig die Beachtung der die Übernahme von 
Staatsbürgschaften einengenden gesetzlieben Bestimmun­
gen zur Pflicht zu machen, 

Hinzu kommt, dass sowohl im W~rtschaftsministerium als 
auch im Finanzministerium die Bearbeitung von Bürg­
schaftsangelegenheiten in der fraglichen Zeit z.T. Be­
diensteten oblag, die weder die fachlichen noch die 
moralischen Qualitäten für die ihnen übertragenen 
Dienstaufgaben besaßen. 

Unter diesen Umständen ist es nicht verwunderlich, dass 
ein Teil der Ausfälle bei den in der Zeit von 1947 bis 
Ende 1949 übernommenen Staatsbürgschaften auf spekula­
tiven und korruptiven Vorgängen beruht und in vielen 
Fällen für die Bürgschaftsübernahme ein unabweisbares 
Bedürfnis im Sinne der gesetzHohen Ermächtigung nicht 
anerkannt werden kann. Erst im Jahre 195o trat mit der 
Verlagerung der Antragsbearbeitung auf Ortsbehörden, 
der verstärkten Einschaltung der Landesprüfstelle und 
der Deutschen Revisions- und Treuhand Aktiengesell­
schaft schon vor Üb(Jrnahme von Bürgschafts- und Garan­
tieverpflichtungen und mit dem Wirksamwerden der Richt­
linien für die Übernahme von Staatsbürgschaften durch 
das Land Hessen vom 6.Januar 1951 eine allmähliche 
Besserung und Normalisierung der Verhältnisse ein, 

' Auch haben die auf Bundesebene arbeitenden Kreditin-
stitute (Kreditanstalt für Wiederaufbau, Lastenaus­
gleichsbank usw,) hierzu beigetragen, 

Auch nach den Haushaltsgesetzen 1951 und 1952 lag die 
Bürgschaftsübernahme nicht im freien Ermessen des Fi­
nanzministers, sondern war beschränkt auf die Durch­
führung dringender, dem Wiederaufbau dienender Aufga­
ben. Über die Frage, inwieweit sich die in diesen Rjn. 
übernommenen Bürgschaften im Rahmen dieser Ermächti­
gung hielten, konnte ein abschließendes Urteil noch 
nicht gewonnen werden, da sieb unter den vom RH ge-
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prüften Ausfällen nur ein Fall aus dem Jahre 1951 be­
fand. 

Wenn bis zum Ende des Rj. 1952 größere Ausgaben für 
in den Rjn. 1951 und 1952 übernommene Bürgschaften 
noch nicht entstanden waren, so ist dies zweifellos 
z.T. darauf zurückzuführen, dass, wie oben ausgeführt, 
bei der Übernahme der Bürgschaften in diesen Rechnungs­
jahren größere Sorgfalt obwaltete. Andererseits treten 
erfahrungsgemäß Zusammenbrüche erst nach Ablauf einer 
gewissen Zeit in Erscheinung, insbesondere wenn die 
Unternehmen noch eine zeitlang durch Zinsverbilligun­
gen oder verlorene Zuschüsse gestützt werden, Nicht 
zuletzt dürfte hierfür aber auch die bei der Prüfung 
des RH wiederholt beanstandete Tendenz der Verwaltung 
maßgeblich gewesen sein, das Evidentwerden von Ausfäl­
len nach Möglichkeit hinauszuschieben. 

Die Verwaltung hat zu den Einzelfeststellungen des RH 
noch nicht Stellung genommen. Die Vorbehalte aus den 
Vorjahren mußten daher aufrechterhalten und zu Kap. 17 

o5 Rj. 1951, mußte der Einzelvorbehalt Nr. 6 neu auf­
gestellt werden. 

b) Schwerpunktprogramm Nordhessen im Rahmeil des Arbeits­
beschaffungsprogramms der Bundesregierung 195o 

Die Bestrebungen des Landes Hessen, durch den "Hessen­
plan" insbesondere im nordhessischen Raum, in dem sich 
die meisten Arbeitslosen aus den Reihen der Heimatver­
triebenen befinden, Industrien anzusiedeln, wurden 
durch verschiedene zentrale Kreditprogramme der Bundes­
regierung unterstützt. So stellten die Kreditanstalt 
für Wiederaufbau und die Landesbanken im Rahmen des 
Schwerpunktprogramms für die Länder Bayern, Nieder­
sachsen, Schleswig-Holstein und Hessen Kreditmittel in 
Höhe von 3oo Mio DM zur Verfügung. Die Kreditmaßnahmen 
sollten zu einer fühlbaren Verminderung des Anteils der 



Heimatvertriebenen an der Gesamtzahl der Arbeitslosen 
in diesen Ländern beitragen. 

Das Land Hessen war an dem Programm mit einem Teilbetrag 
von 15 Mio DM beteiligt, der später durch ein Zusatz­
kontingent der Kreditanstalt für Wiederaufbau gering­
fügig erhöht wurde. Bis Mitte des Jahres 1953 waren 
die verfügbaren Mittel wie folgt in Anspruch genommen: 

~ndustriekredite 

Kredite für die landwirt­
schaftliche Siedlung über 
gemeinnützige Si edl~;.ngs­
unternehmen 
Kleinkredite für Flücht­
linge im Handwerk, Klein­
gewerbe und in freien 
Berufen 

Kredit­
fälle 

58 

3 

_183 
244 

------------

9 745 000 

3 5oo ooo 

1 833 000 

15 o78 ooo 
============ 

In allen in das Programm einbezogenen Fällen, in denen 
die Hingabe der Darlehen vom rein bankmäßigen Stand­
punkt nicht zu vertreten war, hat das Land Hessen Bürg­
schaften übernommen. Bei einzelnen dieser Bürgschafts­
fälle handelte es sich um sanierungsreife Unternehmen, 
die im öffentlichen Interesse durchgehalten werden soll­
ten, In anderen Fällen wurde es Heimatvertriebenen er­
möglicht, entweder ohne jegliches Eigenkapital oder mit 
nur geringen eigenen Mitteln Industriebetriebe im nord­
hessischen Raum zu errichten. Auch für die Kredite an 
Siedlungsträger zur Durchführung landwirtschaftlicher 
Siedlungsmaßnahmen und für die Kleinkredite an Flücht­
linge im Handwerk, Kleingewerbe und in freien Berufen 
hat das Land Hessen Staatsbürgschaften übernommen, Der 
Bund hat auf Grund des Gesetzes über die Übernahme von 
Sicherungsleistungen und Gewährleistungen zur Förde­
rung der ueutschen Wirtschaft vom 21,Juli 1951 - BGBl.I 
s. 471 - die vom Lande Hessen übernommenen Bürgschaf­
ten zu 7o v.H. mit der Maßgabe garantiert, dass dem 
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Land unverzüglich nach Anforderung ?o v.H. derjenigen 
Beträge erstattet werden, die das Land im einzelnen 
Kreditfall auf Grund der von ihm übernommenen Bürg­
schaften zahlen muß. 

Da in diesen Fällen Bundes- und Landesbürgschaften vor­
liegen, steht den in Betracht kommenden Rechnungshöfen 
ein Recht zur Prüfung nach § 45c RHO zu. Um Doppelprü­
fungen zu vermeiden, hat der BRH die ihm nach § 45c RHO 
obliegenden Prüfungsaufgaben auf Grund des § 6 des Bun­
desrechnungshofs-Gesetzes dem RH übertragen. Der RH 
hat diese Prüfung im Juni 1953 vorgenommen. Sie er­
streckte sich auf alle Teile des Kreditprogramms, Da 
Ausfälle z.z. der Prüfung noch nicht erstattet worden 
waren, war insbesondere zu prüfen, ob die Vorausset­
zungen für die Übernahme von Staatsbürgschaften vorla­
gen, bei der Bürgschaftsübernahme ordnungsgemäß ver­
fahren wurde und ob die mit der Verwaltung der Bürg­
schaften beauftragte. Landeskreditkasse in Kassel die 
von ihr übernommenen Verpflichtungen mit der gebote­
nen Sorgfalt erfüllt. 

Die Prüfung der staatsverbürgten Indu~triekredite, 
die mit den größten Risiken behaftet sind, führte nur 
in 2 Fällen zu Zweifeln, ob die Voraussetzungen für 
die Übernahme einer Staatsbürgschaft überhaupt gege­
ben waren, Nach den Verhältnissen z.z. der Prüfung 
muß in 2 Fällen mit einer Inanspruchnahme der Bürgen 
gerechnet werden; ein weiterer Kredit ist als stark 
gefährdet anzusehen. Zu den Einzelfeststellungen des 
RH hat die Verwaltung noch nicht abschließend Stel­
lung genommen. 

Der RH beabsichtigt, die Abwicklung der Kredite im 
Rj, 1954 erneut zu prüfen, da zu erwarten ist, dass 
dann die in den Bürgschaften enthaltenen Risiken bes­
ser zu übersehen sein werden. 
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o) Abwicklungskonto über das Aufkommen aus Umstellungs­
grundschulden (Kap. o7) und Treuhandvermögen aus dem 
Aufkommen aus Umstellungsgrundschulden (Anlage II zum 
Epl. 17) 

Über die Prüfung der Umstellungsgrundschulden hat der 
RH bereits in den Denkschriften zu den Staatshaus­
haltsrechnungen 1949 und 195o berichtet. Im Anschluß 
hieran sollen im folgenden noch die weitere Entwick­
lung und die durch das Lastenausgleichsgesetz erfolg­
ten Änderungen kurz dargestellt werden. 

Das Aufkommen aus Leistungen aus Umstellungsgrund­
schulden mit FäHigkeiten bis zum 31.Dezember 1949 
und dasjenige mit Fälligkeiten seit 1.Januar 195o ha­
ben bisher eine verschiedenartige Behandlung erfahren. 
Die Fälligkeiten bis zum 31.Dezember 1949 wurden über 
ein Sondervermögen (Treuhandvermögen aus dem Aufkom­
men aus Umstellungsgrundschulden) abgewickelt. Das Auf­
kommen war dem Lande auf Grund des § 81 SHG zur Förde­
rung des Wohnungsbaues zugunsten Geschädigter nach 
§ 31 SHG belassen worden mit der Maßgabe, dass durch 
die Begebung der Mittel begründeten Rechte auf den So­
forthilfefonds übergingen, Dem Lande stand somit das 
Nettoaufkommen in voller Höhe zur Förderung des sozia­
len Wohnungsbaues (Landesbaudarlehen) zur Verfügung, 
Zins- und Tilgungsrückflüsse wurden von dem Hauptamt 
für Soforthilfe nicht eingezogen, sondern ebenfalls 
dem Lande darlehensweise zur Gewährung von Landesbau­
darlehen belassen, 

Gegen Ende des Rj. 1951 wurde mit dem Hauptamt für So­
forthilfe vereinbart, dass das Aufkommen aus Leistun­
gen aus Umstellungsgrundschulden mit Fälligkeiten bis 
zum 31.Dezember 194·9 rückwirkend ab 1.April 1951 in 
voller Höhe vom Lande als Dar~ehen übernommen wird. 
Das Gesamtaufkommen der Leistungen aus Umstellungs­
grundschulden mit Fälligkeiten bis zum 31.Dezember 1949, 
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soweit es bis zum 3'1,Dezember 1951 eingegangen war, be­
trug 42 725 o55,41 DM. Dieser Betrag wurde durch Schuld­
urkunde gegenüber dem Hauptamt für Soforthilfe als Dar­
lehen anerkannt, Das Darlehen ist rückwirkend mit 2 v.H. 
jährlich zu tilgen. Als Zinsen für die zurückliegende 
Zeit waren die Zinsrückflüsse der aus dem Treuhandver­
mögen gewährten Landesbaudarlehen an das Hauptamt abzu­
führen. Bis zum 31.März 1951 betrugen die Zins- und Til­
gungsrückflüsse 1 916 778,36 DM, Auch dieser Betrag wur­
de dem Lande als Darlehen belassen, 

In diese Regelung waren jedoch Zins- und Tilgungsrück­
stände aus Umstellungsgrundschulden gemeinnütziger Woh­
nungsbauunternehmen in Höhe von 6 248 1oo,- DM nicht 
einbezogen worden. Die Rückstände waren dadurch ent­
standen, dass die gemeinnützigen Vfohnungsbauunternehmen 
die fälligen Leistungen nicht abführten, sondern zur 
Durchführung von Baumaßnahmen verweNdeten. Die Rück­
stände sind inzwischen auf Grund der Erlasse des Mini­
sters der Finanzen vom 1o.Mai 195o, 8,Januar 1951 und 
19.März 1952 in Landesbaudarlehen umgewandelt und durch 
Schuldschein gegenüber dem Bundesausgleichsamt als Dar­
lehen übernommen worden. Die durch Umwandlung der Rück­
stände entstandenen Landesbaudarlehen werden von der 
Deutschen Bau- und Bodenbank AG., Niederlassung Frank­
furt/M., verwaltet, Die Restabwicklung ist buchmäßig 
in Anlage I zu Epl. 17 - Rj. 1952 - nachgewiesen wor­
den, Das Treuhandvermögen aus dem Aufkommen aus Um­
stellungsgrundschulden ist damit aufgelöst. Die aus 
Mitteln des Treuhandvermögens ausgeliehenen Darlehen 
werden nunmehr im Vermögensverzeichnis des Landes­
stocks für Wohnungs- und Siedlungsbau nachgewiesGln. 

;Das Aufkommen aus Umstellungsgrundschulden mit Fäl,H_g ... 
keiten ab 1.Januar 195o wurde im Rj. 1951 wie in den 
Vorjahren auf einem Abwicklungskonto (Kap. o7 des Haus-­
halts der Allgemeinen Finanzverwaltung) rechnungsmäßig 
nachgewiesen. Das Abwicklungskonto enthält die Zuflüsse 



- 1oo -

an Zinsen, Tilgungsbeträgen, Nebenleistungen und außer­
ordentlichen Kapitalrückzahlungen in Einnahme, die Ko­
sten der Verwaltung der Umstellungsgrundschulden sowie 
eine übergebietliehe Ausgleichszahlung an das Hauptamt 
für Soforthilfe in Höhe von 15 v.H. des Nettoaufkommens 
in Ausgabe, Das Nettoaufkommen aus Fälligkeiten nach 
dem 1,Januar 195o V®rblieb dem Land somit nicht in vol­
ler Höhe. Der sich auf dem Abwicklungskonto ergebende 
Überschuß von 85 v.H. des Nettoaufkommens wurde jeweils 
unter Umwandlung in Darlehen in den außerordentlichen 
Haushal-t (Epl. A o3) über-tragen, Diese Regelung galt 
ab 1,Januar 195o und is-t bis zum Inkraf-ttreten des La­
stenausgleichsgese-tzes unverändert geblieben, Auf Grund 
dieses Gesetzes sind die seitherigen Leistungen für 
Umstellungsgrundschulden ab 1.September 1952 als Hypo­
thekengewinnabgabe unmittelbar an das Bundesausgleichs­
amt abzuführen. Lediglich die rückständigen Leistungen 
aus Umstellungsgrundschulden, die vor dem 1.September 
1952 fällig waren, fließen noch dem Lande zu. 

Die Prüfung der Rechnungen für das Rj. 1951 hat erge­
ben, dass auch hinsichtlich des Abwicklungskon-tos bis 
zum Ende des Rechnungsjahrs die endgültige Festlegung 
der vom Lande als Darlehen hereingenommenen Beträge 
bewirkt war. 

Nach den Feststellungen des RH belief sich das Netto-
aufkommen in der Zeit vom 1.Januar 
se des Rj. 1951 auf 
.j, hiervon 15 v.H. übergebietli­

cher Ausgleich an das Hauptam-t 
für Soforthilfe 

verbleiben 
Von diesem Betrag wurden durch 
Schuldscheine anerkannt am: 

31.Mai 1951 9 854 656,49 DM 
31.Mai. 1951 11 821 633,61 11 

21.Sept. 1951 3 323 7o9,9o " 
21,''1ept. 1951 14 165 2o1 ,45 " 
29.Febr. 1952 15 113 41o,27 " 

195o bis zum Schlus-
77 357 232,72 DM 

11 6o3 584L22~ 
65 753 647,79 DM. 

5.Juni 1952 9 938 816-l~7.;;<,6~"~.::.6~ 217 4~§.,48 "__, 
so dass der Betrag von l ... !i2.SL?.19,31 DM 
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in einem weiteren Schuldschein im Laufe des Rj. 1952 
noch anzuerkennen war. Wie sich der RH überzeugte, ist 
dies mittlerweile geschehen. 

Die Verwendung der aus dem Aufkommen aus Umstellungs­
grundschulden für Zwecke des '1/ohnungs- und Siedlungs­
baues übernommenen Mittel hat der RH bei den mit der 
Auszahlung und Verwaltung der Landesbaudarlehen beauf­
tragten Geldinstituten (Hess. Landesbank- Girozentrale­
Frankfurt/M. und Deutsche Bau- und Bodenbank AG., Nie­
derlassung Frankfurt/M.) nachgeprüft. Auf die Ausfüh­
rungen in Abschnitt CI 1 dieser Denkschrift wird Be­
zug genommen. 

d) Gewinnanteil an der Sportwetteu-GmbH und hieraus zu 
gewährende Zuwendungen zur Förderung der Leibesübungen 
und der Jugendpflege (Kap. 12 Titel 28 und 451) 

Der HH hat bereits im Anschluß an die Prüfung der Rech­
nung Epl. X Rj. 195o in seinen Prüfungsmitteilungen an 
den Minister der Finanzen vom 15.August 1952 ausgeführt, 
dass die Ausschüttungen der Sportwatten-GmbH an die 
Sportverbände, die Gebietskörperschaften und sonstige 
Empfänger (vgl. Sportwettsn-Gesetz vom 17.Februar 1949, 
1. DVO zu dem Gesetz vom 9.März 1949 und Gesetz zur 
Änderung des Sportwetteu-Gesetzes vom 21.Dezember 1949) 
Landeszuwendungen darstellen, auf die § 64a RHO anzu­
wenden ist. Der Minister der Finanzen hat sich dieser 
Auffassung angeschlossen und darauf hingewiesen, dass 
diese Rechte nicht dadurch beeinträchtigt werden, dass 
die Sportwetteu-GmbH durch Kabinettsbeschluß vom 
31.Juli .195.1 ermäqhtigt worden sei, gewisse Hundertsät­
ze des Umsatzes jeweils an den Hess. Landessportbund 
als Abschlagszahlung auf die Gewinnausschüttung unmit­
telbar zu zahlen. 

Bei dieser Sachlage ist auch der § 69 RHO zu beachten, 
wonach die Einnahmen und Ausgaben mit ihrem vollen Be-
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trag an den hierfür vorgesehenen Stellen in der Rech­
nung nachzuweisen sind und weder Ausgaben von Einnah­
men vorweg abgezogen noch Einnahmen auf Ausgaben vor­
weg augerechnet werden dürfen, Dies ist im Rj. 1951 
nicht berücksichtigt worden. Wie aus der Rechnung der 
Staatshauptkasse hervorgeht, sind an den Landessport­
bund nur 4-oo ooo,- DM verausgabt worden, Tatsächlich 
hat der Landessportbund im Gj.1951/52 rd,' 2 1 5 Mio Dl\1 
erhalten, die offenbar größtenteils aus unmittelbaren 
Überweisungen der Sportwettsn-GmbH auf Grund des Kabi­
nettsbeschlusses vom 31.Juli 1951 herrühren. Eine 
Durchbuchung der Beträge in der Haushaltsrechnung ist 
offenbar unterblieben, Auf Grund der vorhandenen Rech­
nungsbelege zu Epl. 17 Rj. 1951 waren nähere UntE;lrsu­
chungen nicht möglich, so dass zu Kap. 17 12 ein Vor­
behalt nach § 1o7 Abs.4 RHO gemacht werden mußte. Im 
Rahmen einer demnächstigen örtlichen Erhebung bei der 
Sportwatten-GmbH wird festgestellt werden, inwieweit 
unmittelbare Überweisungen der Sportwetteu-GmbH an 
die Sportverbände im Rj. 1951 in der Staatshaushalts­
rechnung zu Unrecht in Eln:c~ahme und Ausgabe nicht er­
faßt worden sind, 

Wie eine bei dem Landessportbund und dem Hess, Fuß­
ball verband 1 Frankfurt/M., auf Grund des § 64-a RHO 
vorgenommene Prüfung ergab, hat der Landessportbund 
die ihm im Gj. 1951/52 aus Totomitteln zugeflossenen 
Beträge von insgesamt 2 553 6o4,82 DM zur Hälfte an 
den ·Hess, Fußball verband weitergeleitet, so dass die 
beiden Verbände in dem genannten Geschäftsjahr je 
1 276 8o2,41 DM erhalten haben. 

Landessportbund Hessen 

Der Landessportbund hat die empfangenen Mittel wie 
folgt verwendet: 

:2M .Y.Jh 
Zuwendungen an die Fachverbände 
entsprechend der Mityliederzahl 
(verlorene Zuschüsse 433 5oo,- 34 
Zahlungen an die LSB·-Vereine 
(Darlehen) 525 ooo 1 ::;: 41 

zu übertragen 958 5oo,- 75 



Übertrag: 

Wiederaufbau des vom Landessport­
bund erworbenen Gebäudes Franlc­
furt/M., Goethestraße 1o, und 
Soforthilfeabgaben 
Verwaltungskosten für die Ver­
waltung der Totogelder 
für sonstige Aufwendungen des 
Landessportbundes 
für Zuwendungen des Landessport­
bundes an das DRK und die Bun­
dessportschule 

zusammen: 

12!!! 
958 5oo,-

286 536,86 

•)1 265,55 

1o ooo,-

1o 5oo,-
1 276 8o2,41 
===::::::=======::: 

.:'LJh 
75 

22 

1 

1 

1 
1oo 

------------
Nach einem Beschluß des letzten Bundestags der Sport­
verbände sollen von den verfügbaren Totomitteln 6o v.H, 
den Bundesvereinen und 3o v.H. den Fachverbänden zu­
fließen und nur 1o v.H, der Mittel dem I1andessportbund 
für eigene Zwecke zur Verfügung stehen. Hiervon ist 
der Landessportbund bei der Verteilung der Mittel im 
Gj. 1951/52 erheblich zu seinen Gunsten abgewichen. 

Die Zuwendungen an die LSB-Vereine werden auf Grund 
vorgelegter Kostenrechnungen angewiesen, so dass es 
möglich war, die Mittelverwendung auf Grund der Auf­
zeichnungen des Landessportbundes nachzuprüfen. Die 
Zuwendungen an die LSB-Vereine werden in Form von 
zinslosen Darlehen gewährt. In jedem Einzelfall wird 
ein Darlehensvertrag abgeschlossen, Angeblich soll 
über die Rückzahlung dieser Darlehen zu gegebener Zeit 
Beschluß gefaßt werden. 

Die Zuwendungen an die Fachverbände werden als verlo­
rene Zuschüsse nach einem bestimmten Verteilungs­
schlüssel (Mitgliederzahl) geleistet. Von einem Nach­
weis der Mittelverwendung im einzelnen konnte daher 
abgesehen werden. 

Das von dem Landessportbund bei der Verteilung der 
ll!ittel beobachtete Verfahren erscheint bedenklich. 
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Wenn das Gesetz über die Zulassung von Sportwetten 
im Lande Hessen vom 17 .:&'ebruar 1949 eine Beteiligung 
des Sports an den Überschüssen der Sportwetten-GmbH. 
vorsieht, so war damit nach Ansicht des RH in erster 
Linie eine Stützung und Förderung der örtlichen Sport­
vereine beabsichtigt, die möglichst weite Bevölkerungs­
kreise am Sport interessieren sollen und die daher vor 
allem Förderung verdienen. '1/ie sich ergeben hat, hat 
der Landessportbund bei der Verwaltung und Weitergabe 
der ihm von der Sportwatten-GmbH zugeführten Mittel 
diesen Grundsatz nicht genügend beachtet, sondern war 
offenbar bestrebt, umfangreiches eigenes Vermögen zu 
bilden '(Erwerb von Grundbesitz in Frankfurt/M. und 
von Kapitalforderungen an die Sportvereine). 

Um derartige Fehlleitunr;en zu verhindern, sollten sich 
die zuständigen Landesstellen künftig größeren Ein­
fluß auf die Verwaltung und Verwendung der Mittel si­
chern. 

Hassisoher Fußballverband 

Der Verband hat die ihm im Gj. 1951/52 zugeflossenen 
Mittel wie folgt verwendet: 

Bildung einer Rücklage für 
den Aufbau der Sportschule 
in Grünberg/Hessen 
Ausschüttungen an Fußball­
vereine 
zur Förderung des Lehrgangs­
wesens 
4 v.H. Verwaltungskosten 
für die Verwaltung der 
Totomittel 

zusammen: 

677 153,55 

4o8 576,78 

Ho ooo,--

51 o72 1 o8 
1 276 8o2,41 
~=====:::::::::::::::::::.:::. 

52 

31 

12 

_....2_ 
1oo 
==== 

Es ist nach Ansicht des HH nicht vertretbar, dass der 
Hassische Fußballverband 52 v.H. der ihm zugeflosse­
nen Mittel als Rücklage für den Neubau der Sportschule 
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in Grünberg/Hessen angesammelt ha·t, zumal mit den 
Bauarbeiten in größerem Umfange nach den erteilten 
Auskünften erst am 1,April 1953 begonnen wurde, In­
soweit liegt auch ein Verstoß gegen den§ 26 Abs.1 
RHO vor, wonach Haushaltsmittel nicht eher in Anspruch 
genommen werden dürfen, als sie benötigt werden. 

Die Sportschule, die voraussichtlich einen Kosten­
aufwand von 4,5 Mio DM verursachen wird, soll in 
das Eigentum des Hassischen Fußballverbandes über­
gehen. Hinzu kommt, dass auch der Fußballverband die 
Zuwendungen an die angeschlossenen Fußballvereine in 
Form von zinslosen Darlehen gewährt und sich damit 
einen beträchtlichen Bestand an Kapitalforderungen 
geschaffen hat. 

Der Minister der Finanzen hat zu den diesbezüglichen 
Prüfungsmitteilungen des RH noch nicht Stellung genom­
men, Der RH behält sich vor, zu gegebener Zeit auf die 
Angelegenhai t ·zurückzukommen. 

IX. Vorschüsse im Rahmen der Allgemeinen Finanzverwalt~ng 

1. Abwicklung des IRSO-Abkommens 

Die als Nachfolgeorganisation i.S. des MRG Nr. 59 in 
der amerikanischen Besatzungszone tätige Jewish Resti­
tution Successor Organisation, Inc., New York (IRSO) 
äußerte Mitte 195o den Wunsch, ihre Rückerstattungs­
ansprüche an das Deutsche Reich und alle übrigen Rück­
erstattungspflichtigen gegen Zahlung einer Abfindungs­
summe an die Länder im Wege der Globalvereinbarung ab­
zutreten. Die IRSO bezifferte ihre Ansprüche, soweit 
das Land Hessen in Frage kam, auf 53 Mio DM. Der RH 
hat sich auf Ansuchen des Ministers der Finanzen zu 
den sich aus dem Angebot ergebenden Fragen gutachtlich 
geäußert, 

Um die Grundlage für seine Stellungnahme zu gewinnen, 
hat er bei den IRSO-Stellen in Frankfurt/M. und Kassel 
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sowie bei den Ämtern für Vermögenskontrolle und Wieder­
gutmachung in Frankfurt/M., Offenbach/M. und Darmstadt 
örtliche Erhebungen vorgenommen. Als Prüfungsgrundlage 
dienten die von der IRSO erstellten Unterlagen. Diese 
bezogen sich ausschließlich auf entzogenes Liegen­
schaftsvermögen. Unterlagen bezüglich der entzogenen 
Mobilien, Kapi talfordenmgen und sonstigen Rechte waren 
z,z. der Prüfung durch den RH noch nicht erstellt. 

Da sich die IRSO in den von ihr erledigten Verfahren 
fast ausschließlich mit den Rückerstattungspflichtigen 
auf einen Geldausgleich geeinigt hatte und das Land im 
Falle einer Übernahme der Ansprüche ebenso verfahren 
mußte, hat der RH zunächst eine Schlüsselzahl ermit­
telt, um den vom Lande aus den Rückerstattungsansprü­
chen bestenfalls zu erzielenden Erlös feststellen zu 
können. Zu diesem Zweck wurde bei 4oo Rückerstattungs­
verfahren zu Gunsten privater Rückerstatungsberechtig­
ter, die durch Einigung über den Rückerstattungsan­
spruch erledigt worden waren, die Vergleichssumme in 
Beziehung zu dem nach den Grundsätzen der IRSO ermit­
telten Wert des Rückerstattungsanspruchs gesetzt. Die 
so ermittelte Schlüsselgröße betrug etwa 37 v.H. der 
in den Unterlagen der IRSO enthaltenen Anspruchswerte. 
Da bei der Vielzahl der angebotenen Ansprüche (rd.8ooo 
Rückerstattungsfälle) eine vollständige Prüfung nicht 
möglich war, wurde die für 4oo l!'älle ermittelte Schlüs­
selzahl als repräsentativ für den gesamten Komplex an­
gesehen und auf die von der IRSO ermittelten Werte an­
gewendet. Danach ergab sich, dass die IRSO, wenn sie 
die von ihr vertretenen Rückerstattungsansprüche selbst 
geltend machen würde, nur mit einem Erlös von etwa 
2!5,7 Mio DM rechnen konnte. Im Falle der Übernahme der 
Ansprüche durch das Land mußten aber nach Ansicht des 
RH von dieser Summe noch erhebliche Abstriche gemacht 
werden, da sich das Land gegenüber den Schuldnern in 
einer weit schwierigeren Lage befindet als die IRSO. 
Der RH hat den vom Land bestenfalls zu erzielenden Be-
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trag auf ca, 18 Mio DM geschätzt, aber geraten, in An­
betracht der zu erwartenden hohen Abwicklungskosten der 
IRSO einen noch erheblich geringeren Globalbetrag anzu­
bieten. 

Das Land Hessen hat die Rückerstattungsansprüche der 
IRSO durch Vertrag vom 13.Februar 1951 für 25 Mio DM er­
worben. Die vom Land Hessen zu bewirkende Leistung soll 
sich nach dem Vertrag vermindern um den Wert der Rück­
erstattungsansprüche, die in den Unterlagen der IRSO dop­
pelt aufgeführt sind, vor einer Wiedergutmachungskammer 
rechtshängig sind oder von einer solchen rechtskräftig 
entschieden wurden. Das Vertragswerk enthält ferner be­
sondere Bestimmungen für sogen. 11 Billigkei tsfälle", d. h. 
Fälle, in denen eine eigens zu diesem Zwecke geschaffe­
ne Stelle (Board of Equity) Rückerstattungsansprüche, 
die an sich von der IRSO als Nachfolgeorganisation gel­
tend zu machen sind, dieser entzieht und vermögenslosen 
Erben des durch die Entziehung Geschädigten überträgt, 

Die übrigen Länder des amerikanischen Besatzungsgebiets 
haben mit der Nachfolgeorganisation inzwischen ähnliche 
Verträge abgeschlossen, 

Zur Durchführung des IRSO-Abkommens wurde die Hassische 
Treuhandverwaltung GmbH, Wiesbaden (HTV) gegründet, die 
später auch mit Aufgaben auf dem Gebiete der Landesver­
mögensverwaltung betraut wurde (vgl. Abschnitt B VIII 2 
dieser Denkschrift). 

Der RH hat Richtlinien für das Rechnungswesen der HTV 
und die Rechnungslegung über die Abwicklung der von der 
IRSO übernommenen Ansprüche entworfen und in einer Be­
sprechung mit Vertretern der Gesellschaft am 1.Juni 1951 
Übereinstimmung darüber erzielt, dass nach diesen Richt­
linien verfahren werden sollte. Ferner wurde vereinbart, 
dass die Jahresabschlüsse der Gesellschaft von dem RH 
geprüft werden sollen. Eine in der Zeit vom 26.Januar 
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bis zum 6.März 1953 vorgenommene Prüfung ergab jedoch, 
dass die Gesellschaft ohne vorherige Verständigung des 
Ministers der Finanzen und des RH von den erwähnten 
Richtlinien derart abgewichen war, dass ihre Aufzeich­
nungen und der zur Prüfung vorgelegte Jahresabschluß 
nicht den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buchführung und 
Bilanzierung entsprachen, Die Prüfung konnte daher 
nicht zu Ende geführt werden. 

lnzwischen hat die Gesellschaft die unterlassenen Auf­
zeichnungen nachgeholt, die in dem ursp1~nglichen Jah­
resabschluß nicht nachgewiesenen Vermögens- und Schuld­
teile erfaßt und ihre Unterlagen entsprechend ergänzt. 
Es ist beabsichtigt, die Abwicklung des !USO-Abkommens 
in den Rjn. 1951 und 1952 anfangs 1954 abschließend zu 
prüfen. 

Folgende Angaben seien zur Unterrichtung über die Tätig­
keit der HTV vorweg genommen: 

Erlöse aus abgeschlossenen 
Vergleichen wegen Rücker­
stattungsansprüchen und 
Grundstücksverkäufen . 
Zinserträge 
Grundstückserträge 

Hisraus Ablieferungen an 
die Staatshauptkasse 
Abwicklungskosten 

5 112 
56 
2o 

5 188 

1 696 

393 

1952 
1ooo DM 

4 179 
194 

22 --
4 395 

.....1. 983 
334_ 

Andererseits wies die Staatshauptkasse Hess~n am Schlus­
se des Rj. 1951 außerhaushaltsmäßig folgende Leistungen 
des Landes an die IRSO nach: 

Teilzahlungen auf die Ver­
gleichssumme 
Zinsen und Diskont 

zusammen: 

1ooo DM 

1o 599 

~~4,_,4§.._> 
11 o47 
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Die von der Hess. Treuhandverwaltung GmbH an das Land 
abgeführten Beträge, die zur Bestreitung des Geschäfts­
aufwands vom Lande an die Gesellschaft geleisteten Zah­
lungen sowie die Zahlungen an die IRSO im Rj. 1951 wur­
den im Laufe des Rj. 1952 durch Buchung bei Kap. 17 14 
Titel 956 in die Rechnung über den Haushalt übernommen. 
Die zu Beginn der Abwicklung erhebliche Diskrepanz zwi­
schen den Erlösen aus der Verwertung der Ansprüche und 
den Leistungen des Landes ist inzwischen durch langwie­
rige und schwierige Verhandlungen,zwisohen Vertretern 
der HTV und der IRSO weitgehend beseitigt worden. Die 
vom Lande zu zahlende Abfindungssumme hat sich auf Grund 
der erwähnten Vertragsbestimmungen (Doppelzählungen, 
rechtskräftige Erledigung von Rüokerstattungsfällen, 
Billigkeitsfälle usf;) erheblich vermindert. Der RH be­
hält sich vor, in einer späteren Denkschrift über die 
Angelegenheit ergänzend zu berichten. 

2. Abwicklung des bizonalen Bauprogramms 

Zweck und Umfang des bizonalen Bauprogran®s sind be­
reits unter Ziffer 3 des Berichts über die wesentlichen 
Ergebnisse der Prüfung von Unternehmen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit (vgl. Denkschrift und Bemerkungen 
zur StHR 1949 - s. 121 -) dargestellt worden. Der RH 
hat die Prüfung der Baumaßnahmen aufgeschoben, solange 
diese noch nicht abgeschlossen waren und die verblie­
benen, den Ländern zustehenden Vermögenswerte noch nicht 
feststanden. Nachdem diese Voraussetzungen vorlagen, 
wurde die Prüfung in der Zeit vom 14.August bis zum 
5.September 1952 bei der mit der Durchführung und Ab­
wicklung der Bauaktion beauftragten Frankfurter Aufbau 
Aktiengesellschaft, Frankfurt/M., (FAAG) vorgenommen. 
Der RH hat diese Prüfung zugleich namens der Rechnungs­
höfe de.r übrigen an der Aufbringung der Baumittel be­
teiligten Länder durchgeführt. Der.Bund ist an der bi­
zonalen Bauaktion ebenfalls insoweit beteiligt, als 
mit Mitteln des Vereinigten Wirtschaftsgebietes und des 
Bundes Baumaßnahmen im Rahmen des bizonalen Bauprogramms 
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durchgeführt worden oder den Ländern von ihnen vorge­
legte Kostenanteile erstattet worden sind. Der BRH ist 
daher, ebenso wie die obersten Rechnungsprüfungsbehör­
den der sonst beteiligten Länder von den Prüfungsergeb­
nissen unterrichtet worden, 

Berücksichtigt man die von den Ländern in Rl\l aufgebrach­
ten Baumittel mit ihren DM-Umstellungsbeträgen, so stan­
den zur Durchführung der Bauaktion insgesamt 
27 345 7oo,- DM zur Verfügung, die wie folgt aufgebracht 
worden waren: 

Vereinigtes Wirtschaftsgebiet 
bzw. Bund 
Bayern 
Württemberg-Baden 
Hessen 
Bremen 
Nordrhein-Westfalen 
Niedersachsen 
Schleswig-Holstein 
Harnburg 
Länder insgesamt 

insgesamt 

1 ooo DM 

14 215,-
2 659,9 
1 455,-
3 324,2 

359,2 
2 341,6 
1 28o 1 4 

812,5 
89719 

13 13~ 

27 345,7 
===;::.:====== 

Die bizonalen Baumaßnahmen wurden von der FAAG auf ver­
schiedene Weise durchgeführt, Die Verwaltun.ssbauten zur 
Schaffung von Büroräumen und Bauten für betriebliche 
Zwecke der I!'AAG (insbesondere Baustoffläger, Arbeiter­
unterkünfte und Betriebsküohen) wurden von der Gesell­
schaft selbst ausgeführt und über Baukonten abgerechnet. 
Das gleiche gilt von den Siedlungsbauten in Frankfurt/M., 
Barkeraheimer Weg, Westhausen und Mainzer Landstraße, 
für die inzwischen ein besonderer Eigentumsträger in 
Form der Frankfurter Siedlungsgesellschaft mbH gegrün­
det wurde. 

Dagegen wurde die Instandsetzung von Wohnl::ljiusern zur 
Gewinnung von Wohnraum für die Bediensteten der Zweizo-
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nenverwaltung meist dadurch ermöglicht, dass an bauwil­
lige gemeinnützige Wohnungsbauunternehmen sogen. Finan­
zierungsvorschüsse gezahlt wurden, die später in Dar­
lehen umgewandelt wurden, 

Einzelne Bauvorhaben wurden weder von der FAAG selbst 
ausgeführt noch von ihr finanziert, sondern lediglich 
durch Lieferung von Baustoffen aus eigenen Lägern oder 
im Streckengeschäft gefördert. Dies gilt besonders für 
die Verwaltungsbauten, die aus Haushaltsmitteln des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes oder des Bundes finan­
ziert worden sind. Aus den Baustofflieferungen haben 
sich beträchtliche Mehrerlöse ergeben, die der Länder­
masse zugute gekommen sind. 

Von den über Baukonten der FAAG abgerechneten Baukosten 

in Höhe von 
waren z.z. der Prüfung durch 
den RH 

von den Grundstückseigen­
tümern erstattet 
zu Lasten der Ländermasse 
ausgebucht 

so dass die Baukonten der 
Gesellschaft einen Stand auf­
wiesen von 

1 ooo DM 

21 795 

2 3o6 

1 ooo DM 
24 849 

24 1o1 

748 
========== 

Von diesem Betrag entfielen rd. 726 ooo,- DM auf das 
"Haus der Länder" in Königstein/Ts., der Restbetrag 
auf verschiedene noch nicht abgewickelte kleinere Bau­
maßnahmen, Das Haus der Länder (ehern. Villa Rothschild) 
wurde im Jahre 1947 auf Veranlassung des Verwaltungs­
rats des Vereinigten Wirtschaftsgebietes augemietet 
und als Gästehaus und Tagungsort würdig ausgestattet. 
Es handelt sich um ein Restitutionsobjekt, das inzwi­
schen an den ursprünglichen Eigentümer zurückerstattet 
wurde. Ob und inwieweit die aus Mitteln des bizonalen 
Bauprogramms vorgenommenen Investitionen bei der Aus­
einandersetzung mit diesem als wertsteigernde Einbauten 
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geltend gemacht werden können, ließ sich z.z. der Prü­
fung noch nicht beurteilen, Das Haus wird noch immer 
für Rechnung der Ländergemeinschaft als Hotel und Re­
staurationsbetrieb bewirtschaftet. Das Unternehmen hat 
erstmals im Gj. 195o nach 2 Verlustabschlüssen einen 
geringen Gewinn abgeworfen. 

Nach Ansicht des RH ist es aber nicht in der Lage, die 
zur allmählichen Tilgung der aufgewendeten Bau- und 
Einrichtungskosten erforderlichen Überschüsse zu erwirt-, 
schaften. Es besteht die Gefahr, dass bei der Abwick­
lung dieses Engagements ein großer Teil der für das Ob­
jekt ohne Rücksicht auf die ungeklärten Eigentumsver­
hältnisse gemachten Aufwendungen nicht erstattet wird 
und daher zu Lasten der Ländermasse abgeschrieben wer­
den muß. 

Die aus den Ländermitteln gezahlten Finanzierun~Y2!= 
schüsse waren z.z. unserer Prüfung restlos abgewickelt. 
Es ergab sich folgendes: 

1 ooo DM 1 000 .]1)1 
Gezahlte Finanzierungs­
vorschüsse 2 784 
./. Erstattungen der Grund­

stückseigentümer 2 733 
./. Abschreibungen zu Lasten 

der Ländergemeinschaft 51 

Zusammengeiaßt wiesen die zur Ländermasse gehörigen 
Vermögens- und Schuldteile z.z. der Prüfung durch den 
RH folgenden Stand auf: 

Aktiva 
Noch nicht abgewickelte Baukonten 
Hypotheken und Darlehensforde­
rungen 
Barbestände 

1 ooo DM 

748 

5 939 
~ o31 
2 718 ==-=-===== 



- 113 -

Passiva 
Treuhandabwicklung- Auftrags­
mittel der Länder-
Rückstellungen und Wertberich­
tigungen 
Verbindlichkeiten 

1 ooo DM 

9 313 

364 
41 

Demnach würden es die vorhandenen Barbestände gestattet 
haben, schon im Rj. 1951 Abschlagsverteilungen an die 
beteiligten Länder vorzunehmen. In einer Sitzung des 
Beirats der Ländergemeinschaft am 15.März 1952 ist je­
doch beschlossen worden, die Verteilung zurückzustel­
len bis über die Abwicklung des noch verbliebenen Po­
stens "Haus der Länder" und verschiedene andere noch 
offene Fragen entschieden ist. Die FAAG vergütet der 
Ländergemeinschaft für die Guthaben aus ihren Zins­
einnahmen einen entsprechenden Antcil. 

Ein Verteilungsschlüssel, nach dem die auf die Länder 
entfallenden Quoten bei künftigen Verteilungen ermit­
telt werden sollen, ist inzwischen festgelegt und von 
den Finanzministern am 2.Mai 1952 gebilligt worden. 
Bei der Errechnung des Verteilungsschlüssels wurden 
die RM-Anteile der Länder nicht mit den reinen Geldbe­
trägen berücksichtigt, sondern festgestellt, welche 
Vermögensmasse nach der DM-Eröffnungsbilanz der bizo­
nalen Ländergemeinschaft in DM verblieben war. Dieser 
Betrag wurde im Ver~ältnis der RM-Leistungen der Länder 
aufgeteilt und die sich hieraus ergebenden Umstellungs­
beträge den ~M-Leistungen zugeschlag~n. Nach dem fest­
gesetzten Verteilungsschlüssel entfallen auf: 

Bayern 
Württemberg-Baden 
Hessen 
Bremen 
Nordrhein-Westfalen 
Niedersachsen 
Sohleewig-Holstein 
Harnburg 

insgesamt 

Y.!.fu. 
2o,3 
11 , 1 
25,3 
2,7 

17,8 
9,8 
6,2 
6,8 

1oo,o 
====== 
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Zusammenfassend ist festzustellen, dass es sich bei der 
Bauaktion um eine einmalige Maßnahme handelte, die auf 
Anweisung und unter dauernder Einflußnahme der f.!ili tär­
regierung sowie unter erheblichem Zeitdruck durchgeführt 
werden und für die eine geeignete Organisation erst ge­
schaffen werden mußte. Dies hat dazu geführt, dass haus­
haltsrechtliche Vorschriften bei der Durchführung der 
Baumaßnahmen vielfach nicht berücksichtigt wurden. Dies 
gilt für die Planung, die Kostenberechnung, die Voran­
schläge, die Vergebung der Aufträge und die Abrechnung 
der Leistungen, Auch sonstige vom RH bei der Prüfung 
festgestellte Mängel dürften vorwiegend auf diese Um­
stände zurückzuführen sein. Andererseits muß anerkannt 
werden, dass die FAAG und der Treuhänder der Länderge­
meinschaft bei der Abwicklung der Vermögenswerte die 
Interessen der Länder sorgfältig und mit Erfolg vertre­
ten haben. Unter Würdigung aller Umstände hat der RH 
davon abgesehen, die von ihm festgestellten Mängel zum 
Gegenstand von Bemerkungen i.S. des § 1o7 RHO zu machen. 
Ein entsprechender Vorbehalt ist daher schon im Ver­
jahr (vgl. Bemerkungen zur StHR 195o - s. 23 Ziffer 9) 
aufgehoben worden. 

Die Ländermasse "Bizonales Bauprogramm" wird auch wei­
terhin von der FAAG verwaltet. Der RH hält dies für 
zweckmäßig, da die Einschaltung einer anderen Verwal­
tungsstelle bei dem jetzigen Stand der Abwicklung ohne 
Zweifel zu Schwierigkeiten führen würde, Voraussetzung 
ist freilich, dass sich die von der FAAG geforderte Ver­
gütung für ihre Treuhändertätigkeit auch künftig in an­
gemessenen Grenzen hält und sich entsprechen~ dem Fort­
schreiten der Abwicklung vermindert. 

Die Leistungen des Landes Hessen zugunsten der Länder­
masse, die am Schlusse des Rj. 1949 noch bei den Vor­
schüssen nachgewiesen waren, sind im Laufe des Rj.195o 
bis auf einen geringfügigen Restbetrag durch Buchung 
bei dem Einzelplan der Allgemeinen Finanzverwaltung in 
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die Haushaltsrechnung aufgenommen worden. Der Restbe­
trag, der eine bei den Vorschüssen gebuchte Zahlung 
zugunsten des Hauses der Länder in Königstein betrifft, 
wurde im Rj. 1952 ebenfalls abgewickelt. Wegen des 
Nachweises des Forderungsanteiles des Landes Hessen 
an der bizonalen Vermögensmasse wäre noch eine Ent­
scheidung herbeizuführen, sobald dieser Anspruch ein­
deutig beziffert werden kann. 

Der RH behält sich vor, über die weitere Abwicklung 
der Ländermasse zu gegebener Zeit zu berichten. 

c. Besonderer Teil, außerordentlicher Haushalt 

I. Hahshalt des Ministers des Innern, Förderung des 
sozialen Wohnungs- und Siedlungsbaues - Epl. A o~ -

1. Landesbaudarlehen 

Dem außerordentlichen Haushalt des Ministers des 
Innern sind im Rj. 1951 insgesamt 85 924 5oo,- DM zur 
Förderung des sozialen Wohnungs- und Siedlungsbaues 
zugeflossen. Davon stammen 18 27o ooo,- DM aus Dar­
lehen des Bundes und 67 215 571,38 DM aus Darlehen 
aus dem Aufkommen aus den Umstellungsgrundschulden 
und aus sonstigen Darlehen des Hauptamts für Sofort­
hilfe. Siehe Abschnitt B VIII 3, Buchstabe c) die­
ser Denkschrift. Den Restbetrag bilden die Rückflüs­
se aus ausgeliehenep La,_ndesbaudarlehen. Unter Berück­
sichtigung der im Rj. 1951 verwende.ten Überhänge aus 
dem Rj. 195o in Höhe von 35 944 3oo,- DM standen im 
außerordentlichen Haushalt somit insgesamt 
121 868 8oo,- DM.für Neuausleihungen zur Verfügung. 

Die Zuweisungen an die mit der treuhänderiechen Ver­
waltung der Landesbaudarlehen beauftragten Banken 
(in der Hauptsache an die Hess. Landesbank Frankfurt/M.) 
beliefen sich auf 74 51o ooo,- DM, so dass am Schluß 
des Rj. 1951 ein Kassenbestand von 47 358 8oo,- DM ver-
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blieb, der im Rj. 1952 dem neugebildeten Landesstock 
:für Wohnungs- und Siedlungsbau zugeführt •.vurde. Die­
ser hohe Kassenbestand am Schlusse des Rechnungsjahrs 
erklärt sich aus öem Umstand, dass die zur Darlehens­
gewährung verfügbaren ll!i ttel r.ur nach Maßgabe des 
Baufortschritts an die Darlehensnehmer ausgezahlt 
werden können. 

Am 31.März 1952 beliefen sich die Gesamtausleihungen 
an Landesbaudarlehen und an landwirtschaftlichen 
Siedlungsdarlehen auf insgesamt 175 o14 144,o7 DM. 
Hiervon verwalteten: 

die Hess, Landesbank ·Frankfurt/M. 135 44o ooo,- DM 
die Deutsche Bau- und Boden­
bank AG. Frankfurt/li!. 
19 Realkreditinstitute (Spar­
kassen usw.) 
Minister der Finanzen (Dar­
lehen für Kasernenumbauten) 

29 866 3o1,- 11 

5 791 45o,- 11 

--~3_9~1~6~3~92~21~~ 
Summe wie oben 175 o14 144,o'7 DM 

Im Baujahr 1951 wurden im Rahmen des sozialen Wohnungs­
baues insgesamt 22 o32 Wohnungen gefi:'rdert (Vorjahr 
31 711). Hiervon sind etwa 13 ooo Wohnungen von gemein­
nützigen Wohnungsbauunternehmen und öffentlichen Bau­
herren und rd. 9 ooo von privaten Bauherren geschaffen 
worden. 

Die erstellten Wohnungen wurden wie folgt vergeben: 
an Flüchtlinge 11 6o6 53 % (Vorjahr 14 684 = 46 %) 
an sonstige Ge-

schädigte 5 878 = 26 % ( " 7 873 = 25 %) 
an nichtgeschädig-

te Altbürger __4__248 " 21 ~ { " 2 124 = 22 ~} 
22 o32 =100 % (Vorjahr 31 711 ~1oo %) 

=~====================================== 

Die durchschnittlichen Kosten je Wohneinheit beliefen 
sich im Baujahr 1951 auf rd. 13 ooo,- DM (im Vorjahr 
auf 9 6oo,- DM); davon entfielen auf öffentliche Mit­
tel 4 85o,- DM (im 1forjahr 3 o6o,- DM). 
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Bei der Hess, Landes)ßnk ~ Girozent~~e - Frankfurt/M. 
wurde erstmals im Juni 1952 die treuhiinderische Ver­
waltung der Landesbaudarlehen geprüft. Di® Prüfung be~ 
zog sich auf die Rje. 195o und 19'51 und wurde gemein­
sam mit dem BRH durchgeführt. Inzwischen hat der RH 
auch die Geschäftsführung der Treuhänderin im Rj.1952 
geprüft, Der BRH hat auf eine Beteiligung an dieser 
Prüfung verzichtet. 

Im Anschluß an die Prüfung bei der Hess, Landesbank 
wurden örtliche Erhebungen bei der Staatshauptkasse, 
dem Minister der Finanzen und dem Minister des Innern 
vorgenommen, um festzustellen, ob die Buchungen der 
Landesbank mit denjenigen der Staatshauptkasse über­
einstimmen und ob von der Verwaltung ein ausreichen­
der Forderungsnachweis geführt und die bestimmungsge­
mäße Verwendung der Mittel genügend überwacht wird. 

Bei d·er im Juni 1952 durchgeführten Prüfung konnte 
das vorhandene Rechnungswesen der Bank nicht· voll be~· 
friedigen. Insbesondere war eine Trennung der verein­
nahmten Rückflüsse nach Zinsen und Tilgungen nicht 
vorgenommen v1orden, so dass die Fortschreibung der 
Restkapitalbestände erschwert wurde. Auch die von 
der Bank dem Finanzministerium über die Verwendung 
der Mittel vorgelegten Nachweisungen entsprechen 
nicht den an sie zu stellenden Anforderungen, so dass 
eine Abstimmung mit den Buchungen der Staatshauptkas­
se und dem nach den Vorschlägen des RH beim Minister 
der Finanzen neu erstellten Forderungsnachweis auf 
Schwierigkeiten stieß. 

Auch war zu beanstanden, dass im Juni 1952 bei einer 
größeren Anzahl von Bauvorhaben, die im Jahre 195o 
begonnen waren, die Restauszahlung des Darlehens 
noch ausstand, Dieser Umstand macht sich insbesonde­
re um deswillen nachteilig bemerkbar, weil die Bank 
die bis zur vollständigen Auszahlung der Darlehen 
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auflaufenden Zinsen erst bei der Restauszahlung ver­
rechnet und die Tilgung durchweg erst nach Vollaus­
zahlung zu laufen beginnt. 

In diesem Zusammenhange ist auch der Frage örtlicher 
Besichtigungen schon während der Bauzeit besondere 
Bedeutung beizumessen, da nur hierdurch bauliche Män­
gel sowie aufgetretene Finanzierungsschwierigkeiten 
und sonstige der zügigen Fertigstellunß der Bauten 
entgegenstehende Hindernisse rechtzeitig erkannt und 
unverzüglich die erforderlichen Maßnahmen ergriffen 
werden können. 

Wie bei der im Oktober 1953 durchgeführten Prüfung 
der Geschäftsführung im Rj, 1952 festgestellt werden 
konnte, ist inzwischen den Vorschlägen des RH hin­
sichtlich ,des Rechnungswesens und der von der Bank 
vorzulegenden Verwendungsnachweise entsprochen wor­
den, so dass eine reibungslose Abstimmung mit den 
Aufzeichnungen der Staatshauptkasse und des Ministers 
der Finanzen möglich war. 

Dagegen mußten wiederum in einer größeren Anzahl von 
Fällen erhebliche Verzögerungen der Restauszahlungen 
der Darlehen festgestellt werden. Ferner wird den Bau­
besichtigungen nach Ansicht des RH noch nicht die ih­
nen zukommende Bedeutung beigemessen. Schließlich war 
auch der bei der ersten Prüfung vom RH gegebenen An­
regung, auch für die teilausgezahlten Darlehen die 
aufgelaufenen Zinsen jeweils halbjährlich anzufordern, 
noch nicht entsprochen worden. 

Wie festgestellt wurde, treten vielfach auch durch 
die Überlastung des J-andesbewilligungsausschusses 
Verzögerungen in der Bearbeitung bei der Bank ein. 
Der RH hat daher angeregt, zu prüfen, ob nicht dadurch 
eine Beschleunigung des Bewilligungs- und Auszahlungs­
verfahrens erreicht werden kann, dass gewisse Befugnis-
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se, die bisher dem Landesbewilligungsausschuß oder dem 
Ministerium vorbehalten waren, auf die Bank übertragen 
werden. Hach dem vom RH bei seinen Prüfungen gewonnenen 
Gesamteindruck verwaltet die Bank die Landesbaudarlehen 
sorgfältig und mit der erforderlichen Sachkenntnis, so 
dass gegen eine gewisse Erweiterung ihrer Befugnisse 
Bedenken nicht bestehen dürften, 

Trotz des hohen Forderungsbestandes waren bei den Lan­
desbaudarlehen die Leistungsrückstände bis jetzt ver­
hältnismäßig gering. Zwangsmaßnahmen wurden nur in we­
nigen Fällen erforderlich. Zur Vermeidung eines Aus-

' falles hat das Land Hessen bis jetzt lediglich ein Ob-
jekt in1 zwangsversteigerungsverfahren erwerben müssen, 
Soweit Bauten aus den Baujahren 195o und 1951 noch nicht 
abgerechnet sind, dürften aber noch Risiken bestehen, 
Bei diesen Objekten haben sich z.T. in Folge der Bau­
kostensteigerung erhebliche Finanzierungslücken ergeben. 
Falls es nicht gelingt, die fehlenden Baumittel zu be­
schaffen, werden vielfach Zwangsmaßnahmen nicht zu um­
gehen sein. 

Die Deutsche Bau- und Bodenbank AG., Frankfurt/Main ver­
waltet lediglich die bis 31.März 195o bewilligten Lan­
desbaudarlehen, Die bei ihr im Mai 1952 vorgenommene 
Prüfung ergab keine wesentlichen Beanstandungen. 

Die Verwaltung der Landesbaudarlehen, die in Verbin­
dung mit Garioamitteln bewilligt wurden, verteilt sich 
auf 19 Realkreditinstitute.Der RH hat bis jetzt Prü-
fungenbei folgenden Instituten vorgenommen: 

Hess, Landesbank Darmstadt (Gesamt- 1 199 ooo,- DM) 
darlehen 

Nass. Landesbank Wiesbaden ( tl 1 243 ooo,- DM) 
Stadtsparkasse Frankfurt/M. ( t1 254 ooo,- DM) 
Frankfurter Sparkasse 1822 ( tl 183 ooo,- DM) 

Dabei wurde bei 2 Instituten festgestellt, dass diese 
entgegen den hierfür maßgeblichen Richtlinien zu hohe 
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Verwaltungsgebühren i.n Abzug gebracht hatten (zusammen 
rd, 1 3oo,- DM), Auf Veranlassung des RH ist ein Aus­
gleich herbeigeführt worden, 

Auch erscheint dem RH die den Instituten zugebilligte 
jährliche Verwaltungsgebühr von Y4 v.H. des Ursprungs­
darlehens zu hoch bemessen, Es handelt sich bei den in 
l!'rage kommenden Darlehen durchweg um Einzelbeträge von 
mehr als 1oo ooo,- DM, die an gemeinnützige Baugenos­
senschaften gegeben wurden, Ihre Verwaltung verursacht 
außer der halbjährlichen Einziehung der fälligen Lei­
stungen keinerlei Arbeit, auch tragen die Institute 
kein Risiko. 

Der HH hat daher bereits unterm 25.August 1952 vorge­
schlagen, die Verwaltungsgebühr diesen Umständen anzu­
passen und auf ein vertretbares Maß zu vermindern, Die 
Verwaltung hat zu der Anregung des HH bis jetzt noch 
nicht Stellung genommen, 

Bei den unmittelbar v.9m Minister de:r Finanzen verwal­
teten Darlehen von 3 916 393,o7 DM handelt es sich um 
Mittel, die in den Jahren 1949 bis 1951 aus dem Trau­
handvermögen aus dem Aufkommen von Umstellungsgrund­
schulden zum Ausbau von Wohnungen in 14 ehem, Kaser­
nen entnommen wurden, Zu ihrer Tilgung sind die ver­
bleibenden Nettomieten aus den geförderten Wohnungen 
zu verwenden. Während früher das Fehlen eines Einzel­
nachweises über die eingesetzten Kapitalien und die 
inzwischen vereinnahmten Mieten zu beanstanden war, 
sind inzwischen insoweit einwandfreie und übersicht­
liche Forderungsnachweise erstellt worden, Die Prü­
fung der Mittelverwendung und der Vereinnahmung der 
Hückflüsse sowie die bautechnische Prüfung mußten im 
Hinblick auf die Geschäftslage des RH noch zurückge­
stellt werden, 
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2. Baudarlehen aus Haushaltsmitteln des Landes 
auf Grund der Sonderaktion nach dem Landtagsbeschluß 
vom 6 .April 1949 ( 15 Mio DM-Programm) 

Anlaß und Durchführung dieses Bauprogramms sind in der 
Denkschrift zur StHR 1949 - Seite 113 - eingehend dar­
gestellt worden. 

Die seinerzeit für die Sonderaktion bereitgestellten 
Mittel stammten in Höhe von 12,5 Mio DM aus einer Zah­
lung des Hauptamts für Soforthilfe an das Land. Dieser 
Zahlung lag folgender Sachverhalt zu Grunde; Nach dem 
SHG hatten die Empfangsberechtigten Anspruch auf Unter­
haltshilfe vom 1.April 1949 an. Da jedoch die Feststel­
lung der Ansprüche nach dem Soforthilfegesetz längere 
Zeit in Anspruch nahm, bezogen die meisten Unterhalts­
berechtigten die bisherigen Fürsorgeleistungen zunächst 
weiter. Diese wurden später bei der Unterhaltshilfe in 
Abzug gebracht und hatten mithin eine Einsparung von 
Soforthilfemitteln zur Folge, Die Fürsorgeleistungen 
stammten teils aus Landesmitteln, teils aus Mitteln der 
Fürsorgeverbände, Das Land und die Fürsorgeverbände ha­
ben daher den Standpunkt vertreten, dass das Hauptamt 
für Soforthilfe verpflichtet sei, ihnen die angerechne­
ten Fürsorgeleistungen zu erstatten, Auf Grund eines 
zwischen den Ländern und dem Hauptamt für Soforthilfe 
am 4.Februar 195o geschlossenen Vergleichs hat sich das 
Hauptamt für Soforthilfe verpflichtet, den Ländern des 
amerikanischen und britischen Besatzungsgebietes als 
Abfindung für die in der Zeit vom 1.April bis 31.Dezem­
ber 1949 bewirkten Fürsorgeleistungen einen Betrag von 
1oo Mio DM zu zahlen, Hessen hat aus dieser Abfindung 
einen Betrag von 12,5 Mio DM erhalten. Damit war die 
gesamte Forderung des Landes Hessen abgegolten, die 
ursprünglich in Höhe von 34,8 lllio Dill angemeldet worden 
war. 

Die Länder haben sich in dem Vergleich verpflichtet, 
die Abgeltungsbeträge für Geschädigte i.S. des SHG zu 
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verwenden. Dem hat das Land dadurch entsprochen, dass 
die Mittel ausnahmslos dem sozialen Wohnungsbau zuge­
führt wurden. 

Die hessischen Bezirksfürsorgeverbände haben sich mit 
dieser Regelung jedoch nicht abgefunden, sondern weiter­
hin ihre Ansprüche auf Erstattung der Fürsorgeleistun­
gen geltend gemacht. Um diesen Ansprüchen Rechnung zu 
tragen, hat die Landesregierung am 31.Juli 1951 be­
schlossen, den dem Land Hessen gezahlten Abfindungsbe­
trag von 12,5 Mio DM in vollem Umfange den Fürsorgever­
bänden zu überlassen. Dies sollte dadurch geschehen, 
dass entsprechende Beträge der aus Soforthilfemittel 
gewährten Hypotheken an die Stadt- und Landkreise abge­
treten we;rden. 

Die Bezirksfürsorgeverbände haben sich hiermit einver­
standen erklärt. Demgemäß hat das Land inzwischen die 
gesamten ihm aus der Sonderaktion noch zustehenden 
:ijypothekendarlehen im Restbetrage von 13,88 Mio DM an 
sie abgetreten. Dem Land steht mithin nunmehr eine 
Geg.;lnforderung von 1,38 :Mio DM an die Abtretungsempfän­
ger zu, Sie soll durch Abführung eines Jahresanteils 
von 1o v.H. des Tilgungsaufkommens aus den abgetretenen 
Hypothekendarlehen an das Land allmählich abgetragen 
werden, Um den Verwaltungsaufwand möglichst zu beschrän­
ken, soll die Gegenforderung nicht auf sämtliche Stadt­
und Landkreise, sondern lediglich auf die Stadtiereise 
(außer :Marburg) verteilt werden, die sich ihrerseits 
mit den sonst beteiligten Kreisen auseinandersetzen 
werden. 

Der RH hat gegen die getroffene :Maßnahme Bedenken, da 
die s.z. angerechneten Fürsorgeleistungen wohl zum über­
wiegenden Teil aus Landesmitteln stammten und die Be­
zirks:fürsorgeverbände nach Auffassung des RH auf den 
vom Soforthilfefonds gezahlten Betrag von 12,5 Mio DM 
nur nach :Maßgabe ihres Ante~ls an den zu erstattenden 
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Fürsorgeleistungen Anspruch erheben können, 

Da die Verhandlungen mit dem Minister der Finanzen 
noch nicht abgeschlossen sind, behält sich der RH 
seine endgültige Stellungnahme vor und hat dement-

' 
sprechend einen Vorbehalt wegen der abgetretenen Lan­
desbaudarlehen gemacht. 

II. Haushalt der Allgemeinen Finanzverwaltun~ 
Hessenplan - Epl. A 17 -

Die zur Durchführung des Hessenplans im Rj. 1951 erfor­
derlichen Mittel wurden im wesentlichen durch Aufnahme 
von Darlehen mit 2 bis 5 jähriger Laufzeit bei der West­
falenbank Bochum, der Hess. Landesbank - Girozentrale -
Frankfurt/Main, der Bank für Gemeinwirtschaft AG., l!'rank­
furt/Main und der Landesversicherungsanstalt Hessen in 
Frankfurt/Main, im übrigen durch Zuführungen aus dem or­
dentlichen Haushalt aufgebracht,.Die vereinnahmten 
13 685 595,19 DM wurden wie folgt verwendet: 

Gewährung von Hessenplankrediten :m\1 
a) an Gebietskörperschaften 9oo ooo,-
b) an wirtschaftliche Unternehmungen 12 4-4-8 614-,34-
Aufbau eines Fabrikgebäudes für 
die Mauserwerke Köln in Korbach 3oo ooo,-
Personalkosten 36 982.,85 

zusammen: 13 685 595,19 
======:;;;:::::;;:;;::;:;:~::::;:::;;;;;:=: 

Der RH hat die Rechnung der Staatshauptkasse für den 
Epl. A 17 vollständig geprüft und hierbei auch die ein­
schlägigen Akten des Ministeriums der Finanzen und der 
sonstigen kreditverwaltenden Stellen beigezogen. Die Prü­
fung ergab folgendes: 

Bei den Hessenplankrediten an Gebietskörperschaftel} han­
delt es sich um Darlehen an die Stadt Schlüchtern, die 
Stadt Darmstadt und die Stadt Eschwege zur Durchführung 
von Baumaßnahmen bzw. zur Ergänzung der Versorgungsanla­
gen, um die Unterbringung weiterer gewerblicher Unterneh­
men in diesen Gemeinden zu ermöglichen. Wie festgestellt 
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wurde, sind bei der Bewilligung der Darlehen Bestimmun­
gen i. S, des § 64a RHO nicht getroffen worden. Der RH 
hat gebeten, nachträglich das Erforderliche zu veranlas­
sen und sich die Prüfung der Verwendungsnachweise vor­
behalten, 

Die Forderungen des Landes aus der Kreditgewährung an 
wirtschaftliche Unternehmungen wiesen bis zum 31.Nlärz 
1953 folgende Bewegung auf: 

Urspr,Darlehen 

.j. Außerordentliche Rückzah­
lungen, Verzichte und Um­
schuldungen 

,j, Planmäßige Tilgungen 

.;. Sonstige Rückflüsse 

Stand am 31.März 1953 

Zahl der Dar­
lehensnehmer 

7o 

_L 

66 

66 
===== 

Betrii ge 
!111 

12 469 000'-

1 222 000~;-

11 114 ooo,-
27o 82o 1 -

1o 843 15o,-

2o 282,66 

10 822 764,34 
============== 

Eine kreisweise Aufgliederung der nach den außerordent­
lichen Ri'ccl{zahlungen, Verzichten und Umschuldungen als 
Darlehen verbliebenen Posten zeigt folgendes Bild: 

Regierungs­
bezirk 
Darmstadt 

Kreise 
Alsfeld 
Bergstraße 
Büdingen 
Darmstadt-Land 
Gießen-Land 
Lauterbach 
Offenbach-Land 

Zahl der Urspr. 
Darlehens- Darlehen 
nehmer DM 

1 
3 
1 
1 
2 
2 

_1_ 

----

15o ooo,-
215 ooo,-

5o ooo,-
65 oco,-
6o ooo,-

45o ooo,-
3oo ooo 1 -

Stand am v.H. nach dem 
31.März1953 urspr.Darlehen 

DM 

15o ooo,- 1 '4 
189 75o,- 1,9 
47 5oo,- -,5 
65 ooo,- -,6 
54 ooo,- -,5 

45o ooo,- 4.-
24o ooo,- 2,1 

zu übertragen•_ll_ 1 2 9o o o o , - -'-1 --""'-"---"'-""'-'--196 25o,- 11,6 
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am v.H. nach dem Zahl der 
Darlehens­
nehmer 

Urspr, 
Darlehen 

Dl4 

Stand 
31.llärz 

DM 
1953 urspr,Darlehen 

Regierungs­
bezirk 
Darmstadt 

Ubertrag: 

Regierungs­
bezirk Kassel 

Kreise 

11 

2 
2 
2 
7 
1 
1 
2 
2 
5 
1 
2 
2 
6 

Fulda-Stadt 
Kassel-Stadt 
Marburg-Stadt 
Eschwege 
Frankenberg/E. 
Hersfeld 
l;!ofgeismar 
Kassel-Land 
Marburg-Land 
Melsungen 
Rotenburg/F. 
Waldeck 
Witzenhausen 
Wolfhagen _2.__ 

..2L 
Regierungs­
bezirk 
Wiesbaden 

1 
2 

4 
1 
1 
2 
1 
3 

Kreise 
F:fm.-Stadt 
Wiesbaden-Stadt 
Bisdenkopf 
Dillkreis 
Hanau-Land 
Limburg/1. 
Oberlahn 
Obertaunus 
Untertaunus _g_ 

Summes 

_1L 

66 
==== 

1 29o ooo,- 1 196 25o,-

58o ooo,- 535 5oo,-
1 3ou ooo,- 1 3oo ooo,-

115 ooo,- 113 ooo,-
991 ooo,- 991 ooo,-

43 ooo,- 43 ooo,-
6o ooo,- 6o ooo,-

13o ooo,- 13o ooo,-
6o ooo,- 6o ooo,-

67o ooo,- 67o ooo,-
55 ooo,- 55 ooo,-

26o ooo,- 26o ooo,-
18o ooo,- 18o ooo,-
745 ooo,- 722 ooo 1 -

--'7'-'3~7_3.t..:o::::o:..!-'-'=-- -~6~9~6 ...;9z..J1..!t4.t.• 3.1.!4t.., 

5 926 3oo,- 5 816 414,,4 

1 5oo ooo,- 1 5oo ooo,-
1 o7o ooo,- 1 o21 ooo,-

52o ooo,- 52o ooo,-
6o ooo,- 6o ooo,-
3o ooo,- 22 5oo,~ 

17o ooo,- 17o ooo,-
18o ooo,- 165 ooo,-
3o4 7oo,- 292 4oo,-
6 3 000 1 - __ .J..5 94.'2~0~0:..to.:;:_-_ 

3 897 7oo,- 3 81o 1oo,-

11 114 ooo,- 1o 822 764,34 

11,6 

5,2 
11,7 
1,-
8,9 
-,4 
-,5 
1 '2 
-,5 
6,­
-,5 
2,4 
1,6 
6,7 
6,7 

53 .• 3 

13,5 
9,6 
4.7 
-,5 
-.3 
1' 5 
1 '6 
2,8 
-,6 

35.1 

1oo,-
===:;:::>== 

Nach den ursprünglichen Zielsetzungen des Hessenplans 
soJ 1 ten etwa 2oo Vertriebenenbetriebe gefördert werden, 
Wie sich aus der vorstehenden kreisweisen Üpersicht er­
gibt, wurden im Rj, 1951 an 66 Unternehmen Kredite ge ... 
währt, wobei mehrfach von der Möglichkeit Geb:rauch ge­
macht wurde, auch bereits bestehende alteingesessene Be-
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triebe zu berücksichtigen. In allen Fällen wurde im Wege 
der Kreditauflage sichergestellt, dass eine bestimmte 
Zahl von Arbeitsplätzen geschaffen und ein möglichst ho­
her Prozentsatz derselben mit Vertriebenen besetzt wur­
de, Das Land hat sich allgemein für den Fall der Nicht­
erfüllung dieser Kreditauflagen das Recht vorbehalten, 
die Hessenplankredite fristlos zu kündigen. Eine zweck­
mäßige Streuung der Kredite über das Landesgebiet wurde 
dadurch versucht, dass zunächst auf Grund von über die 
Regierungspräsidenten vorzulegenden Meldungen der Stadt­
und Landkreise eine Übersicht über den vorliegenden Kre­
ditbedarf gewonnen wurde und diese die Grundlage für die 
Bearbeitung durch die zuständigen Ministerien bildete, 
\Vie sich aus der vorstehenden Zusammenstellung ergibt, 
flossen rd. 54 v.H. der herausgelegten Kredite in den 
Regierungsbezirk Kassel, rd. 35 v.H, in den Regierungs­
bezirk Wiesbaden und nur rd. 11 v.H. in den Regierungs­
bezirk Darmstadt, Dies hat seine Ursache darin, dass ip 
Nordhessen der Anteil der Vertriebenen an der Gesamt­
zahl der Erwerbslosen besonders hoch war und dass sich 
dort bereits Schwerpunkte von Vertriebenenbetrieben in 
Allendorf, Marburg, Neustadt, Hessisch-Lichtenau, Trutz­
hain und Eschwege gebildet hatten, denen weitere Förde­
rung zuteil werden sollte. Die im Rahmen des Hessen­
planes durchgeführten Maßnahmen zugunsten des nordhes­
sischen Raumes wurden noch durch das Arbeitsbeschaffungs­
programm der Bundesregierung 195o (Teilprogramm Schwer­
punktprogramm Nordhessen über rd. 15 ~io DM) (vgl. Ab­
schnitt B VIII 3, Buchstabe b) dieser Denkschrift) und 
die Bundessanierungsprogramme 1951 und 1952 (über rd. 
1,4 Mio DM bzw. rd. 2 Mio DM) unterstützt, 

Eine Aufgliederung der nach den o.a. Rückzahlungen, Ver­
zichten und Umschuldungen als Darlehen verbliebenen Po­
sten nach Branchengruppen zeigt folgendes Bild: 
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Zahl der Urspr, Stand am v.H. 

Branche Kredit- Darlehen 31.März 1953 nach dem 
nehmer DM DM urspr.Dar-

leben 

Industrie der 
Steine u,Erden 4 235 ooo,- 235 ooo 1- 21 1 
Chemie u.Farben 1 15o ooo,- 15o ooo,- 1,4 
Maschinenindustrie 4 955 ooo,- 895 ooo,- 8,6 
Metallindustrie 7 455 ooo,- 445 5oo,- 41 1 
Elektrotechnik 4 3 o5o ooo,- 3 o5o ooo,- 27,5 
Feinmechanik u, 
Optik 1 55 ooo,- 55 ooo,- _,5 
Techn,Zubehör-
industrie 8 1 743 ooo,- 1 694 2oo 1- 15,7 
Allg, Zubehör-
industrie 2 18o ooo,- 18o ooo,- 1,6 
Textilien, Leder-
u.Lederverarbei-
tung, Ausrüstungs-
betriebe 14 1 383 ooo,- 1 338 5oo,- 12,4 
Glasindustrie 9 8o4 7oo,- 768 9oo,- 7,2 
Papiererzeugung 
u. Verarbeitung 1 5oo ooo,- 485 ooo,- 4.5 
Druck- u, graph, 
Gewerbe 1 56 ooo,- 56 ooo,- -,5 
Holzverarbeitende 
Industrie 8 1 377 
Nabrungs-u.Genuß-

;oo,- 1 327 664,34 12,4 

mi ttelinduatrie _g_ 11o 000 1 - 112 ooo 1 - 1, ~ 
Summe1 66 11 114 ooo,- 10 822 764,34 1oo,-

==== ============ ============= ====== 

Es entfallen somit rd. 7o v.H. der gewährten Kredite 
auf die Elektroindustrie, die technischen Zubehörin­
dustrien (Dichtungen, Bremsbeläge, Schleifscheiben, Mo­
delle, Druckwalzen u.a.m.), die Textilindustrie und die 
holzverarbeitenden Industrien, Das Übergewicht der Elek­
troindustrie mit einem Anteil von 27 1 5 v.H. ist auf die 
der AEG, Hauptverwaltung Westzonen, und der Firma Voigt 
& Häffner, Frankfurt/M., gewährten Großkredite zum Auf­
bau neuer Betriebsstätten zurückzuführen. Die Textilin­
dustrie ist besonders gefördert worden im Hinblick dar­
auf, dass man auf diesem Gebiete ein wachsendes Export­
volumen in Rechnung stellen zu können glaubte. Die holz­
verarbeitenden Industrien sind in der Hoffnung unter­
stützt worden, Holz in noch größerem Umfange als bisher 
in Hessen verarbeiten und in Form von Fertigwaren auf den 
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Markt ·bringen zu können. Ferner stellt sich der in die­
sem Industl•iezweig neu zu schaffende Arbeitsplatz mit am 
billigsten; wie später dargestellt wird, ist hier mit 
einem Aufwand von nur etwa 2 ooo,- DM Kredit je Arbei ta­
platz zu rechnen. 

Eine GegenüberstE:llung der Zahl der von den einzelnen 
Branchen nach den Kreditauflagen zu schaffenden Arbeits­
plätze und des hierfür vorgesehenen Aufwands mit den 
tatsächlichen Ergebnissen, wie sie sich z,Z. der Prüfung 
durch den RH darstellten, zeigt folgendes Bild: 

Branche 

Industrie der Steine 
und Erden 
Chemie und Farben 
Maschinenindustrie 
Metallindustrie 
Elektroindustrie 
Feinmechanik u, Optik 
Tecljn. Zubehörindustrie 
AHg;o Zubehörindustrie 
Lederverarbeitung, 
Ausrüstungsbetriebe 
Glasindustrie 
Papiererzeugung und 
Verarbeitung 
Druck- und graph. 
Gewerbe 
Holzverarbeitende 
Industrien 
Nahrungs-u, Genußmittel-
industrie 

Gasamtdurchschnitt 

Zu schaf­
fende oder 
zu erhal­
tende Ar­
beits­
plätze lt, 
Kredit­
auflage 

1o5 
5o 

27o 
156 

1 681 
12 

515 
55 

662 
822 

115 

5 

714 

2o 

5 212 

Durch­
schnitt­
licher 
Aufwand 
je Ar­
beits­
platz 
nach der 
Kredit­
auflage 

D.~ 

2 238,-
3 ooo,-
3 537,-
2 917,-
1 814,-
4 583,-
3 385,-
3 273,-

2 o89,-
979,-

4 348,-

11 2oo,-

1 929,-

2 ~oo.,~-
2 133,-

====== ========= 
3 

Tatsäch­
lich ge­
schaffe­
ne oder 
erhalte­
ne Ar­
beits­
plätze 

49 

43o 
276 
684 

12 
117 

39 

481 
565 

12o 

5 

249 

22 
o66 

====== 

Tatsäch­
licher 
Durch­
schnitts­
aufwand 
je Ar bei ta­
platz 

DM 

4 796,-
-,-

2 221,-
1 649,-
4 459.-
4 583,-

14 897'-
4 615,-

2 875,-
1 424,-

4 167,-

11 2oo,-

5 5,1,-

!1 222,-

' 625,-
:;::::;:::~====== 

Somi-t hat sich im ganzen gesehen der Durchschnittsauf­
wand von 3 bis 4 ooo,- Dill je Arbeitsplatz, mit dem bei der 
Planung gerechnet worden war, als zutreffend erwiesen. 
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Innerhalb der einzelnen Branchengruppen haben sich je­
doch erhebliche Abweichungen ergeben. Dies ist verständ­
lich. Die Forderung, dass die von den Kreditnehmern über­
nommene Verpflichtung, eine bestimmte Zahl von Arbeits­
plätzen zu schaffen, in jedem Falle erfüllt sein müßte, 
könnte nur bei einer völlig mechanistischen Auffassung 
des erwerbswirtschaftlichen Unternehmens gestellt werdenp 
wie sie im Rahmen einer Marktwir·~schaft nicht möglich 
ist. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass die Kredit­
mittel zu einem erheblichen Teil zur Durchführung be­
trieblicher Baumaßnahmen dienten, die sich erst nach Ab­
lauf einer gewissen Zeit auf den Beschäftigtenstand aus­
wirken können, Auch sind in einzelnen Branchen (z.B. auf 
dem Textilgebiet) konjunkturelle Rückschläge und Schä­
digungen durch Preisbewegungen auf den Rohstoffmärkten 
eingetreten. 

Der RH hat die aus dem Rj. 1951 stammenden Kreditfälle 
vollständig geprüft und den Fällen besondere Aufmerk­
samkeit gewidmet, in denen für die geschaffenen oder er­
haltenen Arbeitsplätze ein unverhältnismäßig hoher Auf­
wand erwachsen war oder die Kredite zu einer Arbeits­
beschaffung überhaupt nicht geführt haben. Entsprechen­
de Prüfungsmitteilungen sind dem Minister der Finanzen 
übersandt worden. 

Die eingangs erwähnten Zahlungen an die Mauser~yke 
Köln dienen zum Aufbau eines Fabrikgebäudes in Korbach. 
Die genannte Firma führt die Baumaßnahmen als General­
unternehmer des Landes durch und hat sich verpflichtet, 
die erstellten Betriebsgebäude nach Fertigstellung zu 
pachten. Entsprechende Verträge sind zwischen dem Lande 
Hessen und dem Unternehmen zwischenzeitlich abgeschlos­
sen worden, Der RH hat sich vorbehalten, die Baurechnung 
zu gegebener Zeit örtlich zu prüfen. 

Bei den "Personalkost~" handelt es sich um die Dienst­
bezüge und Reisekosten eines Angestellten und eines frei­
beruflich tätigen Ingenieurs, die bei der Durchführung 
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des Hessenplanes eingesetzt waren. Die Dienstbezüge des 
Angestellten sind zu Unrecht aus Hessenplanmitteln ge­
zahlt worden (ve;l. hierzu die Einzelbemerkung Hr, 11). 
Der freiberuflich tätige Ingenieur w~r seit dem 2o.März 
1951 als sachverständiger Berater des Ministers der Fi­
nanzen bei der Nutzbarmachung fiskalischen Grundbesitzes, 
sowie bei der Ansiedlung von Flüchtlingen und Industrien 
im Lande Hessen im Rahmen des Hessenplanes tätig. Das 
mit ihm eingegangene Vertragsverhältnis wurde gegen Ende 
des Rechnungsjahrs gelöst. Für seine Tätigkeit erhielt 
er eine Festvergütung von monatlich 1 5oo,- DM und dane­
ben zur Abgeltung seiner Reise- und Bürospesen eine mo­
natliche Pauschale von 5oo,- DM. Bei der Prüfung konnte 
nicht festgestellt werden, dass er in nennenswertem Um­
fange zu der Durchführung des Hessenplanes beigetragen 
hat und seine Tätigkeit dem Lande Hessen von Nutzen war. 

zu den Prüfungsmitteilungen des RH hat die Verwaltung 
noch nicht abschließend Stellung genon~en, so dass, so­
weit nicht Bemerkungen aufgestellt wurden, eine Ent­
scheidung über den Epl. A 17 Rj. 1951 noch nicht getrof­
fen werden konnte. Der RH hat daher den Einzelvorbehalt 
Nr. 1o aufgestellt, 

:D. Besonderer Teil 2 Ausgaben des Bundes und ander~ 
Körp~rschaften d~s öffentlichen Rechts 

Während im Rj. 195o der Bund nur 75 v.H. der Ausgaben für 
KFH+)übernomroen hatte und die Länder mit einer Interessen­
quote von 25 v.H. an den Aufwendungen beteiligt waren, 
trägt der Bund ab 1 .April 1951 nach § 13 A bs. 1 des Zweiten 
Gesetzes zur Überlei.tung von 
den Bund vom 21.August 1951 

Lasten und Deckungsmitteln auf 
85 v.H. der Aufwendungen. Die 

restlichen 15 v.H. werden in Hessen, abgesehen von einigen 
gesetzlich bestimmten Ausnahmen, von den Bezirksfürsarge­
verbänden (Kreisen und Gemeinden) getragen. Die seit 1.April 
195o nach Ziffer 43 Abs.1 des Erlasses des Bundesministers 
des Innern und des Bundesministers der Finanzen vom 17 ,l.:ärz 
195o - 5 18o/1o6/5o - bei den Regierungspräsidenten einge-

+)= Kriegsfolgenhilfe 
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richteten Landesabrechnungsstellen für die KFH sind ver.­
pflichtet, neben der laufenden Prüfung der vierteljährli-· 
chen Abrechnungen mindestens einmal im Jahr sti.chproben­
weise Prüfungen bei den Stadt- und Landkreisen an Hand der 
dort geführten Akten. und Abrechnungsunterlagen durchzufüh-
ren, 

In Abschnitt B VII 2 der Denkschrift zur StHR 195o (Seite 
9o/92) ist bereits darauf hingewiesen worden, dass die fi­
nanziellen Ergebnisse der bisher vorgenommenen Prüfungen 
es angezeigt erscheinen lassen, die Landesabrechnungsstellen 
personell so zu besetzen, dass sie ihren Aufgaben gerecht 
werden können. 

Uber das finanzielle Ergebnis der im Laufe des Rj. 1951 
durchgeführten Prüfungen gibt die nachstehende Aufstellung 
Aufschluß: 

Regierungs- Zahl der durchgeführte Finanzielles Ergebnis zu 
bezirk jährlich Prüfungen Gunsten von 

zu prüfen- a) im Rj.1950 Landes-
den Stel- b) im Rj, 1951 Land Bund fürsor-
len gever-

band 
jf,, DH DH 

Darmstadt 14 Kreise :~ 14 41 6~7,89 ~2 261,69 1 299.95 
6 ,Deleg. 9 5 96o,9~ 1 729,69 2 41~,14 

_Träger 
2o 

Kassel 16 Kreise :~ 1 ~7 526,- - 6 25o,- -,-
2 Deleg, 6 44 661,- 56 267,- -,-

_Träger 
2o 

Wiesbaden 16 Kreise ~~ -,- -,- -.-22 Deleg, 5 2 5oo,- 2oo,- -,-
_Träger 
~6 

Gesamt a) 1950 15 79 
\ 

16~,69 26 o11,69 1 299,95, 
zus. 1o6 4'15,5:5 DM 

b) 1951 2o 5J 121,9:5 6o 216,69 2 413,14 

zus. 115 751 1 76 DM 



Insgesamt wurden also bis zum 31.1\!ärz 1952 folgende Prüfun­
gen vorgenommen: 

im Regierungsbezirk Darmstadt bei 23 Stellen 
im Regierungsbezirk Kassel bei 7 Stellen 
im Regierungsbezirk Wiesbaden bei 5 Stellen. 

Die erheblichen Prüfungsrückstände bei den Regierungspräsi-
deuten in Kassel und Wiesbaden sind in der Hauptsache auf die 
unzureichende Besetzung ihrer Landesabrechnungsstellen zu­
rückzuführen. Während im Regierungsbezirk Wiesbaden inzwi­
schen eine Besserung der Verhältnisse erreicht wurde, ruht 
im Regierungsbezirk Kassel die Prüfungstätigkeit fast gänz-
lich. · 

Angesichts der Bedeutung, die den Prüfungen der Landesab­
rechnungsstellen zukommt, erscheint es dringend notwendig, 
beim Regierungspräsidenten in Kassel durch eine entsprechen­
de Personalverstärkung Abhilfe zu schaffen. 

Den wiederholten Anregungen des RH, die Verwaltung der hes­
sischen Flüchtlingsläger durch den Erlaß von Richtlinien 
zu regeln, ist bisher vom Minister des Innern noch nicht 
entsprochen worden. Der HH hält nach wie vor eine baldige 
Regelung für dringend erforderlich. 

Darmstadt,den 21.Januar 1954 

Rechnungshof des J,andes Hessen 

gez. Dr. Boll gez. Hainebach 
. gez. Dr. Esche gez. Dr. Endemann 

gez. Dr, Bausch 
gez. Wietzig 



Rechnungshof des 
Landes Hessen 

B e r i c h t 

über die 

wesentlichen Ergebnisse der Prüfung von Unternehmen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit 

Geschäftsj~hre 195o u. 1951 

- § 1 StHO in Verbindung mit § 1o7 Abs. 2 RHO -
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I. Allgemeines 

Der RH hat letztmals in Zusammenhang mit den Bemerkungen und 
der Denkschrift zur StHR 1949 nach § 1c7 Abs. 2 RHO über die 
Prüfung von Unternehmen mit eigener Rechtspersönlichkeit be­
richtet und hierbei einen vollständigen Überblick über das 
von dem Lande Hessen zu verwaltende Beteiligungsvermögen ge­
geben. Dieses hat sich durch zu- und Abgänge bis zum Schluß 
des Rj. 1951 wie folgt verändert: 

Von den Beteiligungen des Landes Hessen, die nach dem Jahre 
1945 erworben worden waren, kamen zwei in Wegfall. Die Li­
quidation der Außenhandelskontor Hessen GmbH., zuletzt Wies­
baden, wurde beendet; ferner ist die Silo-Companie GmbH., 
Kassel, in Liquidation getreten, nachdem ihre Aufgaben auf 
die Außenstelle Kassel der Bundesvermögens- und Bauabteilung 
der Oberfinanzdirektion, z.z. Wiesbaden, übergegangen waren. 
Andererseits hat sich das Land Hessen an folgenden 7 Unter­
nehmen neu beteiligt: 

Landmaschinen-Finanzierungs AG., Figelag, Frankfurt/Main:, 

Frankfurter Messe- und Ausstellungs GmbH., Frankfurt/Main, 
Hassische Treuhandverwaltung GmbH., Wiesbaden, 
Gemeinnützige Gesellschaft für Wohnheime und Arbeiterwoh­
nungen mbH. , Frankfurt/Main, 
Institut für Film und Bild in '1/iisenschaft und Unterricht, 
gemeinnützige GmbH., München, 
LRK, Registrierkassen und Feinmechanik GmbH., Gießen/Lahn, 
Glashüttenwerke Limburg GmbH., Limburg/Lahn. 

Daneben ging ein Gesellschaftsanteil an der Reichskrieger­
tag GmbH., Kassel, als ehemaliges SB-Eigentum auf das Land 
Hessen über. Die Gesellschaft ist jedoch inzwischen eben­
falls in Liquidation getreten. 

Bei der Figelag handelt es sich um eine Gemeinschaftsgrün-· 
dung der Länder, die ausschließlich im Interesse der r,andwirt­
schaft vorgenommen wurde. Das Land Hessen hat sich an der 



Gründung mit 63 ooo DM beteiligt (vgL Abschnitt li 3), 

Weit stärker fällt die Beteiligung des Landes an der Frank­
furter Messe- und Ausstellungs GmbH. ins Gewicht. Die stei­
gende Bedeutung der J!'rankfurter t.:esse zwHng zur Vornahme von 
weiteren erheblichen Investitionen auf' dem l\1essegelände, die 
die Gesellschaft aus eigener Kraft nicht zu finanzieren ver­
mochte, obgleich die Stadt Frankfurt/Main das Unternehmen 
nach Möglichkeit unterstützte. Das Land sah sich daher ge­
nötigt, sich an der Gesellschaft mi.t 7, 5 l\lio DM zu bete:\.li~ 

gen, obwohl damit zu rechnen ist, daß das Unternehmen zu~ 
nächst ertragslos bleiben wird. 

Die Hassische Treuhandverwaltung GmbH, (HTV), Wiesbaden, de­
ren Stammkapital 2o ooo DM beträgt, wurde ursprünglich nur 
zum Zwecke der Abwicklung des IRSO~Abkommens gegründet. Die 

Gesellschaft erhielt später weitere Aufgaben auf dem Gebie­
te der Landesvermögensverwaltung (Verwaltung von StHatskre­
diten und Staatsblirgschaften). Wegen der Ergebnisse der Prü­
fung dieses Unternehmens durch den RH wird HUf die Abschnit­

te B VIII 2 und 3 Buchstube a) und auf den Abschni.tt B IX 1 
der Denkschrift Bezug genommen, 

Die Notwendigkeit zur Gründung der gemeinnützigen Gesell­

schaft für \'lohnheime und Arbeiterwohnungen GmbH,, Frankfurt 
/Main, an der sich das Land Hessen mit ·1 oo ooo DM betei.lig­

te, ergab sich im Zuge der Abwicklung des bizonalen Baupro­
gramms (vgl. Absehni tt B IX 2 der Denkschrift), Die Gesell­
schaft bewirtschaftet im wesentlichen die Arbeiterunterkünf~ 
te und Nebenanlagen, die im Rahmen der bizonalen Bauaktion 
von der Frankfurter Aufbau AG, geschaffen werden mußten, ist 
aber in letzter Zeit auch zu dem Neubau von Arbeiterwohnungen 

übergegangen. 

Bei dem Institut flir Film und Bild in Wissenschaft und Unter­
richt, gemeinnützige GmbH., München, handelt es sich eben­
falls um eine Gemeinschaftsgründung der V:inder, an der sich 

Hessen mit 3 ooo DM beteiligte. Das Unternehmen bezweckt die 
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Förderung der Anwendung von Filmen als Lehr- und Lernmittel. 
Die Länder haben sich durch den Gesellschaftsvertrag ver­
pflichtet, den Betriebsmittelbedarf des Unternehmens, das 
nicht auf Gewinnerzielung abgestellt ist, durch verlorene Zu­
schUsse zu decken. 

Die beiden letztgenannten Unternehmen, LRK - Hegistrierkas­
sen und Feinmechanik GmbH., Gießen/Lahn und Glashüttenwerke 
U.mburg GmbH., Limburg/Lahn, sind FlUchtlingsbetriebe, die 
mit Finanzierungshilfen des Landes ins Leben gerufen worden 
waren. In beiden Fällen mußten zum Zwecke der SaJ~ierung 
Staatskredite und LiquiditätQhilfen in Beteiligungen und da­
mit in haftendes Kapital umgewandelt werden. Die Beteiligung 
des Landes an der LRK belief sich am Ende des Rj. 1951 auf 
6oo ooo DM, die an den Glashüttenwerken Limburg/Lahn auf 
5o ooo DM. 

Bei den Beteiligungen des Landes, die von dem früheren Volks-
~ 

staa~ Hessen übernommen worden sind 1 sind ebenfalls seit der 
letzten Berichterstattung Veränderungen eingetreten. Die im 
Eigentum des Landes befindlichen Aktien der Süddeutschen Holz-­
wirtschaftsbank AG., München, wurden veräußert, da die Lan­
desforstverwalt~ng die Bank nicht mehr zu Finanzierungsaufga­
ben heranzog. Ferner wurden pie Anteile des Landes an der 
Flughafen GmbH., Darmstadt, an die Stadt Darmstadt abgetre­
ten, Bei anderen Beteiligungsgesellschaften wurden Kapitaler­
höhungen vorgenommen, an denen sich das J,and beteiligte ( Hes··· 
sieche Gemeinqlitzige AG. für Kleinwohnungen (Hegemag), Darm­
stadt und Verkehrs-AG. Rhein--l\'Jain, l•'rankfurt/Mai n. 

Bei den Unternehmen,_an denen Beteili~gen d§~~h~mal!ß~n 
v:~;ndes Preu~en bestehen, die das J"ancl Hessen auf Grund des 
Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Rechtsverhältnisse des 

Reichsvermögens und der Preußischen Beteiligungen- Verschalt­
gesetz- vom 21. Juli 1951 (BGBl. I s. 467) zu verwalten hat, 
waren keine wesentlichen Veränderungen zu verzeichnen. Die 
gemeinnützigen Wohnungsbauunternehmen Hassische Heimstätte 
GmbH., Kassel und Nass. Heimstätte GmbH., Frankfurt/Main~ 



mußten jedoch in Anbetrcwht der fortsohJ:el tenden Aurmei tung 
des Bauvolumens ihr Ko.pi tal e1·höheno Hierbei hat das Land 

Anteile der Hess. Heimstätte GmbH., Kassel, in Höhs von 
6oo ooo DM und Anteile der Nass. Heimstätte G~mbH, , :B'rankfurt 
/Main in Höhe von 1 2oo ooo DM übernommen. Hinsichtlieh der 
Verwaltung der Beteiligung des ehemaligen Landes Preußen an 

der Fischereigesellschaft Edersee mbH. konnte bis jetzt ei­
ne Klärung noch nicht herbeigefUhrt werden. 

Inzwischen sind auf Grund des Gesetzes über dle l\IJ.ttelstufe 

der Verwaltung und den Landeswohlfahrtsverband vom'{. Mai 

1953 (GVBl. S. 93) von den aufgelösten Bezirksverbänden Kas­
sel und Wiesbaden weitere Beteiligungen auf das Land überge·­
gangen. Diese sincl jedoch hiel' außer Betracht gebliebilll.; da 

absahließende Unterlagen dem RH hierüber noch niaht vorlie­
gen uncl insoweit Prüfungen noch nicht vorgenommen wurcleno 

Ohne Berücksichtigung dieser Beteiligungen wüls das vom J,an-­

de zu verwal tencle Betelligungsvermögen z ,.z" der Beriohtsabo 
fassung folgenden Stand aufg 

I. Naoh dem Jahre 1945 erworbene 
1ailci:esbe"t_~Ilig~ng_en --

a) Kö_!'llerschaften uncl A!1S tal ten 
des_jffen tl i':!_heQ_R,ech tt: 

1. Landeszentralbank von Hessen, 
Frankfurt/Main 

2. Süddeutsche Klassenlotterie 
München 

3. Kreditanstalt für Wiederaufbau, 
Frankfurt/Main 

4. Deutsche Genossenschaftskasse 
Ji'rankfurt/Main 

DM 

3o ooo ooo • --~ 

4oo oooc~-

3o 45o ooo "---



1. $taatl.Erfassungsgesellschaft 
für öffentliches Gut mbH. 
(StEG), München 

2. Einkaufszentrale für öft'ent"" 
liehe Büchereien GmbH., 
Reutlingen 

3. Staatliche Sportwetten GmbH., 
Wiesbaden 

4. Frankfurter Siedlungsgesell­
schaft mbH., Frankfurt/Main 

5. Gemeinnützige Baugenossen--­
schaft eGmbH für den Land~ 
kreis Waldeck 

6. Landmaschinen-Finanzierungs AG., 
Figelag, Frankfurt/Main 

?. Frankfurter Messe- und Aus~ 
stellungs-GmbH., 
Frankfurt/Main 

8, Hassische Treuhandverwaltung 
GmbH., Wiesbaden 

9, Gemeinnützige Gesellschaft 
für Wohnheime und Arbeiter~ 
wohnungen GmbH., 
Frankfurt/Main 

1o. Institut für Film und Bild 
in Wissenschaft und Unter~ 
richt, gemeinnützige GmbH., 
München 

1 ·1, LRK-Registrierkassen und Fein­
mechanik GmbH., Gießen/Lahn 

12. Glashüttenwerke Limburg GmbH., 
Limburg/J,ahn 

I" Zus": 

DM 

'18 000 0 ~= ~~ 

19 000 0 ~-··~ 

8o 000 o~·~ 

7 5oo ooo • 

2o ooo 

3 000 0 =-~ 

6oo 000 e ~·-

5o 000 • 
·---~~~----~-~-~~~ 

8 46o 000 e -~~ 

38 910 000 (I~--

-----=-------.-=.---
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IL Beteiligungen1_j_ie von ~em 
frßheren Volksstaat Hessen 
übernommen wurden-
a) Körperschaften und Anstalten 

des öffentHchen Rech~---
1, Hassische Landesbank 

- Girozentrale -
Darmstadt 

b) Unternehmen des Privatrechts 
1. Hassische Gemeinnützige 

AG. für Kleinwohnungen 
(HEGEMAG), Darmstadt' 

2. Bauverein für Arbeiter­
wohnungen, Gemeinnützige 
AG, , Darmstadt 

3, Nassauische Siedlungsge­
sellschaft mbH., 
Frankfurt/Main 

4, Preußische Elektrizitäts­
Akt.Ges. (PREAG), 
Hannover 

5. Rheinisch-Westfälische 
Elektrizitätswerk 
Akt.Ges., Essen 

6. Neckar--AG., Stuttgart 
7, Rhein-Main-Donau AG., 

München 
8. Hassische Elektrizitäts 

Akt.Ges. (HEAG), Darmstadt 
9, Verkehrs-AG. Rhein-Main, 

Frankfurt/Main 

DM 

2 5oo ooo (RM~DM) 

1 335 ooo.-~ 

244 63o. --

3 o24 ooo,--

35o 000· -·-

119 8oo. --

9 ooo. --

66 ooo. --

1 144 ooo.--· 

8 8o4 63o. -·· 
:::===:;-;::::::=.::::';: ::::::: 



IIL Vom Lande Hessen zu verwaltende 
preußi schj BeillLi&~!ü:feüllnd~~~,~ 
~ igen~ An t~t.7l.L~!l._<;i~r::._~r::.·uge.n Un ternehms!!_~Ji~.ims tä t t,~l} __ 
a) Kör_perse}1_afte.!l~~l!-nd AlL§.ta~ 

delL_öffeJ11licg~n _ Rer,:.Q!.s., 

b) Qptern2)~men <!,es Pri v~:t;,r::.eeht.fi. 
1, Bad Wildungar Heilquellen AG., 

Königsquelle, 
Bad Wildungen 

2. Grifta-Gudensberger Klein­
bahn- und Kraftwagen AG., 
Gudensberg 

3, Hassische Heimstätte GmbH., 
Kassel 
Anteil des ehem.Landes 
Preußen 
Anteil des Landes Hessen 

4. Kleinbahn AG., 
Frankfurt/!l':ain-Königstein, 
Frankfurt/Main 

5. Kleinbahn Kassel-Naumburg AG., 
Frankfurt/Main 

6. Kur-AG., Bad Hornburg vdH. 
7, Nassanisehe Heimstätte GmbH., 

Frankfurt/Main 
Anteil des eham. Landes 
Preußen 
Anteil des Landes Hessen 

8, Nassanisehe K:.einbahn AG., 
Wiesbaden 

g, Reinhardequelle GmbH., 
Bad Wildungen 

1o. Wiesbadener Autoverkehrs­
Gesellschaft mbH., Wiesbaden 

IIL Zus.: 

Insgesamt 

DM 

14o ooo.--

196 ooo.--

1 ?oo ooo.--
6oo ooo.--

1 

4 

52 

6o ooo.--
36 ooo.-,~ 

4oo ooo.--

2oo ooo.--

68 75o.--

128 75o.--

1o ooo.--

724 3oo.--

438 93o.--
=::::==:.:::=::::;;:::;::=::::=::::..: 

Das vom Land verwaltete Beteiligungsvermögen in Hö­
he von rd. 52.5 Mio DM erbrachte im Rj. 1951 
rd. 7,8 Mio DM Erträge aus Dividenden, Gewinnantei-
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len und sonstigen Ausschüttuneen, die sich wie folgt 
verteilen: 

Landeszentralbank von Hessen, 
Frankfurt/Main 
Süddeutsche Klassenlotterie, 
München 
Staatliche Sportwetten GmbH., 
Vliesbaden 

lo Zuso: 

II. Von dem ehern, Volksstaat Hessen 
übernommene-Beteiligungen 
Rhein.-Westfälische Elektrizitäts­
werk Akt.Ges., Essen 
Hess. Elektrizitäts Akt.Ges., 
Darmstadt 
Hess. Gemeinnützige AG. für Klein­
wohnungen, Darmstadt 
Sonstige 

III. Vom Lande zu verwaltende 
preußisch~ BeteiliguEß~n 

Insgesamt 

DM 

4 8oo ooo.--

5'16 826,2o 

2 465 0009 ........ 

7 781 826.2o 

5 25o,--

2 475.--

3 52o.--
18 42o.38 

29 665.38 

7811491.58 

Der RH hat, soweit nicht Vorbehalte gemacht werden mußten, 
die Betätigung des Landes als Aktionär oder Gesellschafter 
in den erwähnten Unternehmen nach Abschnitt IVa RHO auf 
Grund der von den Fachministern übersandten Prüfungsunter9 
lagen geprüft. Zuständiger Fachminister im Sinne des§ 111 
RHO ist für 3 Kleinbahnaktiengesellschaften der Minister 
für Arbeit, Wirtschaft und Verkehr, für 2 Siedlungsgesell­
schaften der Minister für Landwirtschaft und Forsten, für 
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2 Gesellschaften der Minister für Erziehung und Volksbildung 
und für alle übrigen Beteiligungen der Minister der Finanzen. 
Das Prüfungsverfahren nach Abschnitt IVa RHO hat sich inzwi­
schen eingespielt, so daß die Prüfungen im allgemeinen ord­

nungsgemäß innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist durch­
geführt werden konnten. 

Bei einigen Unternehmen, bei denen eine Pflichtprüfung nicht 

stattfindet, hat der RH auf Grund des§ 113 Abs, 3 RHO un­
mittelbare Prüfungen, vorhehm~.ich aus Gründen der Kostener-· 

sparnie und der Verwaltungsvereinfachung vorgenommen. Es han-· 
delt sich hierbei um die inzwischen aufgelöste Außenhandels­

kontor Hessen GmbH., Wiesbaden, die in Liquidation befindliche 
Silo-Companie GmbH., Kassel, die Reinhardequelle GmbH., Rein­

hardehausen und die Ressieche Treuhandverwaltung GmbH., Wies­
baden. Ferner wurde auf Grund von nach § 113 Abs. 3 RHO mit 

den Gesellschaften getroffenen Vereinbarungen Einsicht in 
den Betrieb und das Rechnungswesen der LRK - Registrierkas­

sen und Feinmechanik GmbH., Gießen/Lahn sowie der Landma­
schinen-Finanzierungs AG., Frankfurt/Main, genommen. Auch 

bei der Nass. Siedlungsgesellschaft mbH., Frankfurt/Main und 
der Hassischen Heimat, Siedlungsgesellschaft mbH., Kassel 

wurden örtliche Prüfungen vorgenommen. 

II. ~inzelfeststellun~~ 

Von den Einzelergebnissen der Prüfung von Unternehmen mit 

eigener Rechtspersönlichkeit werden im folgenden die wich­

tigsten wiedergegeben: 

1. Staatliche Erfassun_g_s;_-Gesellschaft für öffentliches Gut 
mbH. - StEG - , ßW.nchen 

An dem Stammkapital der StEG, das sich auf 21 ooo DM be-­
läuft, ist das Land Hessen mit 4 ooo DM beteiligt, Die 

Gesellschaft befindet sich seit dem 1. Jan. 1953 in Li-­
quidation. Ihre Aufgaben erstreckten sich in der Haupt­

sache auf die 
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Erfassung, Verwaltung und Verwertung deutschen 
Wehrmachtgutes, soweit dieses innerhalb der amerika­
nischen Besatzungszone zurückgeblieben war 
(zonales Programm) 

Übernahme, Verwaltung und Verwertung vom Bund erwor­
bener amerikanieeher Heeresgüter (verschiedene soge-· 
nannte US-Programme). 

Insgesamt wurden bis zum 31. Dez. 
erlöse erzielt: 

US-Programm 

zonales 
Programm 

Den Gesamterlösen stehen folgende 
genüber: 

US-Programm 

zonales 
Programm 

1952 folgende Verkaufs-

136 Mio RM 
424 Mio DM 

343 Mio RM 
78 Mio DM, 

Gesamtaufwendungen ge-

21 Mio RM 
193 Mio DM 

93 Mio RM 
6o Mio DM. 

Unter Berücksichtigung der Währungsverluste - die StEG 
hat ihre gesamten RM-Kassenbestände auf Grund währungs­
gesetzlicher Vorschrift verloren - ergibt sich für das 
für die Länder ausschließlich in Betracht konrrnende zonale 

Programm bis zum 31. Dez. 1953 ein ablieferungspflichti­
ger Überschuß von 13,4 !Ho DM, wovon auf das Land Hessen 
rd. 2.5 Mio DM entfallen. Hiervon sind bis September 1953 
rd, 6.7 Mio DM an die Länder des amerikanischen Besat­
zungsgebietes ausgezahlt worden. Unter Berücksichtigung 
von noch. im Jahre 1953 vereinnahmten Nettoerlösen aus der 
Verwertung von .. Wehrmachtsgütern in Höhe von rd •. 8oo ooo DM 
sindsomit noch etwa 7.5 Mio DM .an die Länder abzuführen. 
Von diesem .Betrag ist ein Anteil von rd. 4 Mio DM in nicht 
sofort realisierbaren Vermö~enswerten festgelegt (in der 
Hauptsache langfristige Darlehen an die ·Fischdampfer -
Treuhand GmbH,, Bremen). Von den zur Ablieferung an die 
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Länder vorgesehenen, aus dem zonalen Programm herrühren­
den flüssigen Mitteln in Höhe von rd. 3.5 Mio DM entfällt 
auf das Land Hessen ein Anteil von 7o5 ooo DM, der bald 
gezahlt werden soll, 

Im librigen glaubte die Gesellschaft, die Abwicklung des 
zonalen Programms, abgesehen von der Verwaltung des hier­
zu gehörigen Anlagevermögens (vornehmlich langfristige 
Darlehen an die Fischdampfer-Treuhand GmbH.), bis Ende 
1953 abschließen zu können. Um die Liquidation des Unter­
nehmens zu beschleunigen, wird z.z. erwogen, die Restab­
wicklung der Vermögenswerte aus dem zonalen Programm einer 
staatlichen Stelle zu übertragen. 

Der Bayerische Oberste Rechnungshof hat das Unternehmen 
nach Abschnitt IVa RHO geprüft und hierbei auch die In­
teressen der anderen Länder des amerikanischen Besatzungs­
gebiets wahrgenommen. Die vorgenommenen Prüfungen ergaben 
z.T. erhebliche Beanstandungen in Bezug auf das Rechnungs-­
wesen, besonders in der Anlaufzeit (vgl. Bericht liber die 
Ergebnisse der Prüfung von Unternehmen mit eigener Rechts­
persönlichkeit Gje. 1946 und 1947). Es wurde ferner fest­
gestellt, daß es bei der Abwicklung der Treuhandgeschäfte 
häufig an der erforderlichen Sorgfalt mangelte. Auch ließ 
die Geschäftsführung der Gesellschaft, die ausschließlich 
von der öffentlichen Hand getragen wurde und für diese 
Treuhand- und Verwaltungsaufgaben zu erledigen hatte, die 
gebotene Sparsamkeit vermissen. Insbesondere wurden die 
den Vorstandsmitgliedern und sonstigen leitenden Bedien­
steten gezahlten hohen laufenden BezUge und Sondervergü­
tungen bemängelt. Sowohl der BRH, dessen Prüfung sich in 
erster Linie auf die Abwicklung des US-Programms bezog, 

als auch der Bqyerische Oberste Rechnungshof bezeichneten 
das Gehaltsniveau als allgemein überh~ht, den Personalbe­
stand als übersetzt. Es wurde die Auffassung vertreten, 
daß die von der Gesellschaft zu erledigenden Aufgaben 
nicht schwieriger waren als die anderer Unternehmen der 



öffentlichen Hand, so daß die Voraussetzungen für eine 
derart bevorzugte Behandlung der Bediensteten der StEG 
nicht gegeben waren. In den Prüfungsberichten wurde ferner 
festgestellt, daß aus früheren Beanstandungen des Bayeri­
schen Obersten Rechnungshofs in Bezug auf den Personalauf­
wand von Vorstand und Aufsichtsrat nicht die erforderli­
chen Folgerungen gezogen worden waren, der Personalabbau 
nicht mit der Arbeitsschrumpfung infolge des Fortschrei­
tans der Liquidation Schritt hielt und nach wie vor Bezüge 
gewährt wurden, die bis zu 1oo v.H. über den vergleichba­
ren Sätzen der TO.A lagen. 

Die Gesellschaftsorgane und der Bayerische Minister der Fi­
nanzen haben zu den Prüfungsmitteilungen des Bayerischen 
Obersten Rechnungshofs für die Gje. 1951 und 1952 noch 
nicht abschließend Stellung genommen, so daß eine Entschei­
dung noch nicht herbeigeführt werden konnte. 

2, Staatliche Sportwetten Gesellschaft mbH,, Hessen, Wiesbaden 

Das Stammkapital des Unternehmens beträgt 2o ooo DM. Hier­
von entfallen 19 ooo DW. auf das Land Hessen. Die Umsätze 
der Gesellschaft haben infolge des Ende 195o erfolgten Zu­
sammenschlusses der Sportwetten Gesellschaften Nordrhein­
Westfalen, Württemberg-Baden und Hessen zum West-Süd-Block 

beträchtlich zugenommen. Während sie im Gj. 195o noch 
stark rückläufig waren, konnten bis Ende des Gj. 1951 je 
Wettag Umsätze von durchschnittlich rd, 5oo ooo DM, im 
Gj. 1952 sogar Umsätze von durchschnittlich rd. 8oo ooo DM 
erzielt werden. 

Der Reingewinn stellte sich im Wettjahr 195o/51 auf 
1 35o ooo DM, im Wettjahr 1951/52 auf 6 5oo ooo DM. Hier­
von ist ein Betrag von 2 465 ooo DM im Rj. 1951 haushalts­
mäßig vereinnahmt worden. Die Wettsteuer erbrachte 195o/51 
2 8oo ooo DM, 1951/52 6 26o ooo DM. 

Der RH hat die Abschlüsse zum 31. März 1951 und 3o. Juni 
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1951 - das Gj. läuft entsprechend der Spielsaison vom 
1. Juli bis zum 3o. Juni- nach Abschnitt IVa RHO geprüft. 
Da die nach den§§ 111, 112 RHO von der Verwaltung vorge­
legten Unterlagen eine Nachprüfung der aus dem Unternehmen 
erwachsenen Einnahmen und ihres vollständigen Nachweises in 
der Rechnung über den Haushalt Rj. 1951 nicht gestatteten 
und auch der Bericht des sachverständigen Prüfers nicht in 
vollem Umfange den vereinbarten Prüfungsrichtlinien ent­
sprach, sind für das Gj. 1951/52 (Jahresabschlußtag 3o. Ju­
ni 1952) Hrtliche Erhebungen nach§ 113 Abs, 3 RHO vorge­
sehen (vgl. auch Abschnitt B VIII 3, Buchstabe d) der Denk­
schrift~ 

3. Landmaschinen Finanzierungs A~ •• Figelag, Frankfurt/Main 

Die Gesellschaft hat die Aufgabe, mittelfristige Teilzah­
lungskredite an Land- und Forstwirte zur Anschaffung land­
und forstwirtschaftlicher Maschinen, vorwiegend von Acker­
schleppern, zu gewähren. Sie wurde am 4, Mai 195o nach dem 
Vorbild der seit dem Jahre 1926 in Berlin bestehenden 
"Finanzierungs-Gesellschaft für Landmaschinen AG." in Frank­
furt/Mein gegründet. Geschäftsbereich der Gesellschaft ist 
das gesamte Bundesgebiet. Das Grundkapital von ursprüng­
lich 1 45o ooo mr. wurde am 16. April 1952 auf 2,5 Mio DM 
erhHht. Die Länder des Bundesgebiets sind mit insgesamt 
695 ooo DM(~ 27.8 v.H.)am Grundkapital beteiligt; hiervon 
entfallen 63 ooo DM auf das Land Hessen. Im übrigen wurde 
das Grundkapital zu je 27.1 v.H. von der Landwirtschaftli­
chen Rentenbank und der Deutschen Genossenschaftskasse, 
Frankfurt/Main und zu 18 v.H. von der Landmaschinenindu­
strie und dem Landmaschinenhandel aufgebracht. 

Das Unternehmen hat in den Gj. 195o bis 1952 den Ankauf 
von 24 662 Landmaschinen im Werte von rd. 1oo Mio DM fi­
nanziert. Im wesentlichen handelt es sich hierbei um 
16 566 Schlepper im Werte von rd. 8o Mio DM und 3 232 Ern­
temaschinen im Werte von rd, 12 Mio DM. Die erforderlichen 
Finanzierungsmittel beschafft sich die Figelag fast aus-
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schließlich durch Hereinnahme kurzfristiger Gelder von 
Banken gegen Lombard oder Rediskont der von den Kunden 

··. hereingenommenen Wechsel. Einer Ausweitung des Kredi tvo­
lumens sind bei dieser Sachlage gewisse Grenzen gesetzt, 
zumal das Maschinengeschäft mittelfristig abgewickelt wird 
(Laufzeit etwa 2 Jahre); Das Kreditvolumen ist z.z. auf 
das 18-fache des haftenden Eigenkapitals, mithin auf rd. 
55 Mio DM begrenzt. Das Maschinengeschäft wird in der Wei­
se abgewickelt, daß die Landwirte 4o v.H. des Kaufpreises 
in bar zahlen und der Restbetrag durch einen Teilzahlungs­
kredit auf Wechselbasis (Laufzeit.etwa 2 Jahre) finanziert 
wird, Der Zinssatz beträgt z .• z. 8 v.H. Durch eine weitge­
hßnde Kreditstreuung und die weohselmäßige Mithaftung der 
L~;~ndmaschinenerzeuger und ~händler ist das Kreditrisiko 
gutverteilt. Nennenswerte Ausfälle waren d~;~her.bisher 
nicht zu verzeichnen!. 

Abgesehen von der Anlaufzeit.hat sich die Ertragslage gut 
entwickelt. Der Reingewinn des Gj. 1952 1 der sich auf 
315 ooo DM belief, wurde teils den Rücklagen zugeführt, 
teils zu steuerbegünstigten Anlagen (7c-Geldern) verwen­
det. Für 1953 ist mit der Ausschüttung einer Dividende zu 
rechnen. 

Der RH nimmt im vorliegenden Falle die Prüfung nach Ab­
sehnitt IVa RHO zugleich im Auftrage der obersten Rechnungs­
prüfungsbehörden der sonstigen an dem Unternehmen beteilig­
ten Länder vor. 

4, Frankfurter Messe- und Ausstellungs GmbH·., Frankfurt/Main 

Dle Gesellschaft besteht seit dem Jahre 19o7. Sie bezweckt . . . ". 

die Förderung der Wirtschaft im Rhein-Main-Gebiet durch 
Veranstaltung von Messen und Ausstellungen. Bis zum Jahre 
1951 war die Stadt Frankfurt/Main alleinige Gesellschafte­
rin, Das Stammkapital, das sich ursprünglich auf 9,9 Mio :RM 
belief, wurde in die DM-Eröffnungsbilanz mit 5,5 Mio DM 
übernommen. In den Jahren 1949 und 195o waren große Inve-
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stitionen für den Wiederaufbau und die Erweiterung der 
~essebauten an der Festhalle erforderlich, die zunächst 
durch Bankkredite finanziert wurden, Es ergab sich jedoch 
bald, daß die erforderlichen Geldmittel allein auf diesem 
Wege nicht beschafft werden konnten. Auch erschien es un­
möglich, für den hier in Betracht kommenden Zweck hoch 
verzinsliche Fremdmittel einzusetzen. Im Jahre 1951 wur­
de daher das Stammkapital des Unternehmens auf 15 Mio DM 
erhöht. An der Kapitalerhöhung beteiligte sich das Land 
mit 5 Mio DM. Inzwischen hat eine weitere Kapitalerhö­
hung auf 2o Mio DM stattgefunden, an der das Land wieder­
um teilnahm, so daß sich sein Anteil nunmehr auf 7,5 Mio 
DM beläuft. Der RH hat im Anschluß an die nach Abschnitt 
IVa RHO vorgenommene Prüfung gegenüber dem Minister der 
Finanzen den Standpunkt vertreten, daß die Beteiligungs­
bedingungen, die für das Land insofern ungünstig sind, 
als die Gesellschafter keinerlei Gewinnanteile erhalten, 
andererseits bei Auflösung die Vermögenswerte, die die 
Kapitalanteile übersteigen, in voller Höhe der Stadt 
Frankfurt/Main zufließen sollen, überprüft werden müss­
ten. Der RH ist der Auffassung, daß die völlige Ertrags­
losigkeit einer derart namhaften Beteiligung auf lange 
Sicht nicht hingenommen werden kann. Wenn auch bei der 
Eigenart des Unternehmens in absehbarer Zeit nicht mit 
einer nennenswerten Eigenkapitalbildung zu rechnen sein 
dürfte, sc müsste doch wenigstens eine bescheidene Ver­
zinsung der in dem Unternehmen eingesetzten Landesmittel 
erzielt werden können. 

Der ~inister der Finanzen hat zugesagt, daß er die aufge­
worfene Frage im Benehmen mit der Stadt Frankfurt/Main 
prüfen werde, doch sind dem RH nähere Mitteilungen hier­
über noch nicht zugegangen. Das Prlifungsverfahren für die 
Gje. 195o und 1951 konnte daher noch nicht abgeschlossen 
werden. 



5. Hessische Heimat, Siedlungsgesellschaft mbH., Kassel 

Die Gesellschaft fUhrt im Regierungsbezirk Kassel land­
wirtschaftliche Siedlungsmaßnahmen nach Maßgabe des Reichs­

siedlungsgesetzes vom 11. Aug. 1919 und des Hassischen Ge­
setzes zur Beschaffung von Siedlungsland und zur Bodenre­

form vom 15. Okt. 1946 durch. An dem Stammkapital in Höhe 
von 3oo ooo DM war das Land Hessen bisher nicht unmittel­
bar, sondern nur mittelbar Uber die Hessische Heimstätte 
GmbH., Kassel, beteiligt. Inzwischen ist jedoch auf Grund 
des Gesetzes Uber die Mittelstufe der Verwaltung und den 
Landeswohlfahrtsverband vom 7. Mai 1953 (GVBl. s. 93) die 
Beteiligung des ehemaligen Bezirksverbandes Kassel an dem 
Unternehmen in Höhe von So ooo DM auf das Land libergegan­
gen. 

Bei den von der Hassischen Heimat durchgefUhrten Sied­
lungsverfahren handelt es sich zum literwiegenden Teil um 

sogenannte abrechnungspflichtige Verfahren, zu deren 
Durchflihrung das Land dem Siedlungsträger die Finanzie­

rungsmittel zinslos zur VerfUgung stellt, andererseits 
aber Anspruch auf sämtliche Einnahmen aus den Siedlungs­

verfahren (Erlöse aus Zwischenbewirtschaftungen, Mieten, 
Pachten, Zwischenzinsen und Veräußerungserlöse) erwirbt. 

Die Gesellschaft erhält flir ihre Tätigkeit Besiedlungsge­
bUhren und flir die Einziehung der fälligen Leistungen der 

Siedler, wie Restkaufgelder, Mieten, Pachten, Zinsen usf. 
sogenannte InkassogebUhren, 

Der RH hat bei dieser Sachlage nach § 64a RHO die Verwen­
dung der Finanzierungsmittel nachzuprUfen und festzustel­
len, ob die Rlickfllisse aus den Siedlungsverfahren richtig 

und vollständig an das Land abgefUhrt worden sind. Ferner 
sind die von dem Siedlungsträger angesetzten Gehlihren zu 

prlifen. Die erforderlichen Feststellungen mußten an Ort 
und Stelle getroffen werden, da die PrUfungsberichte der 

sachverständigen Prlifer nicht alle flir eine derartige 
Prlifung erforderlichen Angaben enthielten. Ferner sollten 
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bei der örtlichen Prüfung die Grundlagen für einen vom 
Minister für Landwirtschaft und Forsten zu führenden For­
derungsnachweis nach § 27 RRO geschaffen werden, der ei­
ne laufende rechnerische Überwachung der Siedlungsträger 
gewährleisten soll. Dieses Ziel ist bei der Prüfung er­
reicht worden. 

Im Verlauf der örtlichen Arbeiten wurde festgestellt, daß 
der Gesellschaft zur Abdeckung eines im Jahre 1949 ent­
standenen Verlustes eine den Normalsatz um 2 v.H. über­
steigende Besiedlungsgebühr zugestanden worden war, mit 
deren Hilfe sie den Verlust allein zu Lasten des Landes 
Hessen abdecken konnte~ Der RH hat dies beanstandet. Der 
Verlust hätte vorgetragen werden und, wenn sich eine Ab­
deckung aus Überschüssen späterer Gje. als unmöglich er­
wiesen hätte, zu Lasten der Rücklage verrechnet werden 
müssen. Aus zuviel empfangenen Besiedlungsgebühren ergab 
sieb am Ende des Gj. 1951 eine Verbindlichkeit der Ge­
sellschaft gegenüber dem Lande Hessen in Höhe von rd. 
25 ooo DM, der eine Forderung der Gesellschaft an das 
Land in Höhe von 16 ooo DM aus nicht erhaltenen Inkasso­
gebühren gegenüberstand, so daß rd. 9 ooo DM dem Land zu 
erstatten waren. Daneben hat die Gesellschaft dem Land 
rd. 4 ooo DM Zinsen aus nicht verbrauchten Zuweisungs­
guthaben, die bisher nicht berücksichtigt worden waren, 
zu vergüten. 

Im übrigen hat sich ergeben, daß die Rentabilität der Ge­
sellschaft unbefriedigend ist. Da mit dem Fortschreiten 
der Siedlungsmaßnahmen ihr Aufgabenkreis nicht nur keine 
Ausweitung mehr erfahren, sondern schrumpfen wird, ist 
mit einer Besserung der Rentabilitätsverhältnisse nicht 
zu rechnen. Der RH hat daher erneut die Fusion des Unter­
nehmens mit der Nassauischen Siedlungsgesellschaft mbH., 
Frankfurt/Main, angeregt, da damit zu rechnen ist, daß 
bei einer Zusammenlegung der beiden Siedlungsträger die 
Geschäftstätigkeit wirtschaftlicher gestaltet werden kann. 
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6. Nassauische Siedlungsgesellschaft mbl.h.LJPrankfurt/Main 

Die Gesellschaft führt landwirtschaftliche Siedlungsmaß­
nahmen nach Maßgabe der bereits unter Ziffer 5 erwähnten 
Vorschriften in den Regierungsbezirken Darmstadt und Wies­
baden durch. Von dem Stammkapital in Höhe von 1.4 Mio DM 
entfällt ein Anteil von 244 63o DM auf das I,and Hessen, 
dem daneben der Anteil des ehemaligen Bezirksverbandes 
Wiesbaden in Höhe von 23 8oo DM auf Grund des Gesetzes 
vom 7, 1\':ai 1953 (GVBl. S. 93) zugefallen ist. 

Auch bei dieser Gesellschaft wurde die Verwendung der vom 
Land zur Durchführung der Siedlungsmaßnahmen zur Verfü­
gung gestellten Finanzierungsmittel, die Ablieferung der 
Rückflüsse und die in Ansatz gebrachten Gebühren ge­
prüft. Im Rahmen der Prüfung wurden außerdem die für die 
Aufstellung des vom Minister für Landwirtschaft und For­
sten zu führenden Verwendungsnachweises erforderlichen Ab­
stimmungen vorgenommen, Daneben wurde die Erfolgsrech­
nung, insbesondere der Personal- und Sachaufwand, einer 
Prüfung unterzogen, da das Unternehmen in den letzten 
Jahren nicht rentabel gearbeitet hat, 

Die Prüfung ergab Mängel, insbesondere hinsichtlich des 
Rechnungswesens. Es waren erhebliche Buchungsrückstände 
vorhanden; die Jahresabschlüsse sind nur mit großer Ver­
zögerung erstellt worden. Auch die Kontenführung war un­
übersichtlich, Die Sollstellungen der fällig gewordenen 
Leistungen waren seit Monaten rückständig. Auch bestanden 
Zweifel, ob die Gesellschaft bei der Erledigung ihrer 
Treuhandaufgaben mit der gebotenen Sparsamkeit verfährt. 

Ferner wurde festgestellt, daß die Zinseinnahmen aus ab­
lieferungspflichtigen Pachterlösen, die bis zur Abliefe­
rung auf einem Sonderkonto zu sammeln waren, in Höhe von 
28 764.75 DM nicht dem Land zugeführt, sondern in der 
Erfolgsrechnung der Gesellschaft endgültig als Ertrag ge­
bucht worden waren. Auch hat das Unternehmen erhöhte In-
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kassagebühren von zusammen 16 o82. 48 DM zu Unrecht s::hcn für 

einen Zeitraum in Ansatz gebracht, für den der erhöhte 
Gebührensatz nicht zugebilligt worden war. Somit sind 
auf Grund der Prüfung des RH insgesamt 44 847.23 DM dem 
Lande Hessen zu erstatten. Durch die nachträgliche Ablie­
ferung dieses Betrages erfährt die Erfolgsrechnung eine 
entsprechende Verschlechterung, 

Die künftige Entwicklung auch dieses Unternehmens ist, 
da die Siedlungsmaßnahmen allmählich ihrem Ende entgegen­
gehen, ungünstig zu beurteilen. Von der Gesellschaft muß 
daher erwartet werden, daß sie sich äußerste Sparsamkeit 
auferlegt. Ferner könnte ihre Arbeitsweise ohne Zweifel 
wirtschaftlicher gestaltet werden, wenn die vom RH vor­
geschlagene Fusion mit der Hessisohen Heimat Siedlungs­
gesellschaft mbH., Kassel (vgl. den vorigen Unterab­
schnitt 5) durchgeführt würde. 

7. LRK Registrierkassen und Feinmechanik GmbH., Gießen/Lahn 

Das Unternehmen wurde im Jahre 1946 als "Lahn-Registrier­
kassen GmbH" gegründet. Im Mai 1952 wurde die Firma ge­
ändert in "LRK Registrierkassen und Feinmechanik GmbH". 
Das Land Hessen hat schon vor der Währungsreform zu Gun­
sten des Unternehmens - die Gründer sind Flüchtlinge -
Staatsbürgschaften von zusammen 4oo ooo RM übernommen. 
Das Unternehmen arbeitete bis zur Geldumstellung mit Ver­
lusten, die am 2o. Juni 1948 rd. 3oo ooo DM betrugen, 
aber durch einen Umstellungsgewinn in Höhe von etwa 
4oo ooo DM kompensiert werden konnten. 

Das Gj. 1948 ergab einen Bilanzverlust von rd, 98 ooo DM, 
das Gj. 1949 einen solchen von rd. 269 ooo DM, so daß am 
Ende des Gj. 1949 ein Verlustvortrag von rd. 367 ooo DM 

bestand. 

Um diesen ausgleichen zu können, wurden dem Unternehmen 
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inzwischen gewährte Staatskredite in einem Teilbetrag von 
37o ooo DM als verlorener Zuschuß belassen. Die Darlehns­
forderung wurde niedergeschlagen, Trotz günstiger Voraus­
sagen der Geschäftsführung ergab sich gegen Ende des Gj. 
195o ein neuer Verlust von etwa 142 ooo DM. Das Unterneh­
men war wiederum völlig überschuldet, zahlungsunfähig und 
konkursreif. Der Verlust ging nunmehr nur zu Lasten des 
Landes Hessen, da dieses auf Grund eines Angebots der 
Gründer vom 16. März 195o deren Gesellschafteranteile 
übernommen hatte und dadurch alleiniger Gesellschafter ge­
worden war. 

Im Laufe des Gj. 1951 wurden dem Unternehmen weitere Mit­
tel, teils aus dem Haushalt des Ministers für Arbeit, 
Wirtschaft und Verkehr, teils zu Lasten des Epl. der All­
gemeinen Finanzverwaltung in Höhe von 25o ooo DM zur Ver­
fügung gestellt. Um die Bilanz zu bereinigen und insbeson­
dere die Überschuldung zu beseitigen und das Kapitalentwer­
tungskonto in Höhe von 11 ooo DM bestimmungsgemäß zu til­
gen, wurden von diesen Mitteln und früher gewährten Staats­
krec,ii ten weitere 153 ooo Dl\1 dem Unternehmen als verlorener 
Zuschuß belassen. 

Inzwischen hatten die maßgeblichen Stellen beschlossen, das 
Unternehmen, das sich in unlösbaren wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten befand, zu liquidieren. Dieses Vorhaben wur­
de jedoch in Anbetracht der bei dem Unternehmen vorhande­
nen hohen Lagerbestände, die im Falle einer Liquidation 
hätten verschleudert werden müssen, wieder aufgegeben. Auch 
arbeitsmarktpolitische Gründe spielten bei der Entscheidung, 
das Unternehmen weiter durchzuhalten, eine Rolle. Das Ge­
schäftsergebnis im Gj. 1951 war jedoch wiederum völlig un­

befriedigend. 

Im Gj. 1952 wurde das Stammkapital der Gesellschaft von 
6o ooo DM auf 6oo ooo Dl\1 durch entsprechende Zuwendungen 

des Landes erhöht. 
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Bei der geschilderten Sachlage hat der RH mit Sorge und 

Aufmerksamkeit die Entwicklung der LRK-Registrierkassen 
und Feinmechanik GmbH., Gießen/Lahn, beobachtet. Obwohl 

aus Landesmitteln bis zum August 1953 der LRK bereits 
rd. 2.5 Mio DM zugeflossen sind, besteht ein weiterer 

erheblicher Kapitalbedarf. Ob die inzwischen neu kon­
struierte Schalterquittungsmaschine, die neben den übli­

chen Registrierkassen einfacher Konstruktionsart herge­
stellt werden soll, dem Unternehmen eine nachhaltige Ren­

tabilität sichern wird, muß abgewartet werden, Jeden­
falls sollten alle Anstrengungen gemacht werden, mög­
lichst bald eine Reprivatisierung des Betriebes herbei­

zuführen. 

Ein abschließendes Urteil über die Gje. 1951 und 1952 

kann noch nicht gebildet werden, da die Jahresabschlüs­
se noch nicht geprüft worden sind. Die Prüfung ist z.Z. 

im Gange. Der RH hat sich auch den Abschluß des Prüfungs­
verfahrens für das Gj. 195o bis zur Beendigung der Prü­

fung der Jahresabschlüsse 1951 und 1952 vorbehalten. 

8, Glashüttenwerke Limburg GmbH., Limburg/Lahn 

Das Unternehmen, das in der Hauptsache Beleuchtungsglas 
herstellt, wurde im Jahre 1947 gegründet. Es handelt 
sich um einen Flüchtlingsbetrieb, der zunächst durch 
Staatsbürgschaften gefördert wurde, Das Unternehmen kam 

infolge des großen Geldbedarfs für Investitionszwecke 
- der Betrieb ist der größte Glashersteller im Lande 
Hessen - nicht recht zur Entfaltung. Die Nass. Landes­
bank Wiesbaden gewährte zwar neben den staatsverbürgten 
Krediten weitere Kredite in Höhe von 1.4 Mio DM unter 
Eigenrisiko, doch war es im Okt. 1951 erforderlich gewor­
den, eine endgültige Bereinigung der Kapitalverhältnis­

se herbeizuführen. Im Zuge dieser Maßnahmen erhiel·t das 
Unternehmen einen namhaften Hessenplankredit, ferner 
zahlte das Land aus einer Staatsbürgschaft einen Betrag 
von 5o ooo DM an die Nass. Landesbank. Die mit dieser 
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Zahlung auf das Land übergegangene Forderung wurde in ei­
ne Kapitaleinlage des Landes umgewandelt, das nunmehr an 
dem Stammkapital von 2oo ooo DM mit 5o ooo DM beteiligt 
ist. 

Im übrigen dürfte das Fortbestehen des Unternehmens, wenn 
nicht eine grundlegende Verschlechterung der derzeitigen 
Wirtschaftslage eintritt, nunmehr gesichert sein. Der Um­
satz im 1. Halbjahr 1953 belief sich auf rd, 2.4 Mio DM, 
am 31. Dez. 1952 war ein Gewinnvortrag von rd. 24o ooo DM 
vorhanden. 

Der RH beabsichtigt, demnächst bei dem Unternehmen örtli­
che Erhebungen auf Grund des § 113 Abs. 3 RHO vorzunehmen. 

Darmstadt, den 21. Januar 1954 

Rechnungshof des Landes Hessen 

gez. Dr. Boll 
gez. Dr. Esche 

gez. Hainebach 
gez. Dr. Endemann 

gez. Dr. Bausch 
gez. Wietzig 


